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§	311	Mitteilungen	zur	Strafverfolgung	
Außer	in	den	sonst	in	diesem	Gesetz,	in	§	16	des	Einführungsgesetzes	zum	Gerichtsverfassungs-

gesetz	sowie	 in	§	70	Absatz	1	Satz	2	und	3	des	 Jugendgerichtsgesetzes	genannten	Fällen,	darf	das	
Gericht	Entscheidungen	oder	Erkenntnisse	aus	dem	Verfahren,	aus	denen	die	Person	des	Betroffe-
nen	erkennbar	ist,	von	Amts	wegen	nur	zur	Verfolgung	von	Straftaten	oder	Ordnungswidrigkeiten	
anderen	Gerichten	oder	Behörden	mitteilen,	soweit	nicht	schutzwürdige	Interessen	des	Betroffenen	
an	dem	Ausschluss	der	Übermittlung	überwiegen.	§	308	Abs.	3	und	4	gilt	entsprechend.167	
	

Abschnitt	2	
Verfahren	in	Unterbringungssachen	

	
§	312	Unterbringungssachen	
Unterbringungssachen	sind	Verfahren,	die	die	Genehmigung	oder	Anordnung	einer	
1.		 freiheitsentziehenden	Unterbringung	nach	§	1831	Absatz	1	und	2	auch	in	Verbindung	mit	Ab-
satz	5	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs,	

2.		 freiheitsentziehenden	Maßnahme	nach	§	1831	Absatz	4	auch	in	Verbindung	mit	Absatz	5	des	
Bürgerlichen	Gesetzbuchs,	

3.		ärztlichen	 Zwangsmaßnahme,	 auch	 einschließlich	 einer	 Verbringung	 zu	 einem	 stationären	
Aufenthalt,	nach	§	1832	Absatz	1,	2	und	4	auch	in	Verbindung	mit	Absatz	5	des	Bürgerlichen	
Gesetzbuchs	oder	

4.		 freiheitsentziehenden	 Unterbringung,	 freiheitsentziehenden	 Maßnahme	 oder	 ärztlichen	
Zwangsmaßnahme	 bei	 Volljährigen	 nach	 den	 Landesgesetzen	 über	 die	 Unterbringung	 psy-
chisch	Kranker	

betreffen	(Unterbringungsmaßnahme).168	

	
stimmung	des	Betroffenen	erstreckt,	die	Aufhebung	einer	solchen	Betreuung	und	jeden	Wechsel	in	der	
Person	des	Betreuers	mitzuteilen.“	

167		 ÄNDERUNGEN	
	 17.12.2019.—Artikel	3	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2146)	hat	in	Satz	1	„Absatz	1“	

nach	„§	70“	eingefügt.	
168		 ÄNDERUNGEN	
	 26.02.2013.—Artikel	2	Nr.	1	lit.	a	des	Gesetzes	vom	18.	Februar	2013	(BGBl.	I	S.	266)	hat	Nr.	1	neu	ge-

fasst.	Nr.	1	lautete:	
„1.		die	 Genehmigung	 einer	 freiheitsentziehenden	 Unterbringung	 eines	 Betreuten	 (§	 1906	 Abs.	 1	

bis	3	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs)	oder	einer	Person,	die	einen	Dritten	zu	 ihrer	 freiheitsent-
ziehenden	Unterbringung	bevollmächtigt	hat	(§	1906	Abs.	5	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs),“.	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	3	„und	eine	ärztliche	Zwangsmaßnahme“	nach	„Un-
terbringung“	eingefügt.	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	2	und	3	eingefügt.	
	 22.07.2017.—Artikel	2	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	17.	 Juli	 2017	 (BGBl.	 I	 S.	 2426)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Unterbringungssachen	sind	Verfahren,	die	

1.		 die	Genehmigung	einer	freiheitsentziehenden	Unterbringung	und	die	Genehmigung	einer	Einwil-
ligung	 in	 eine	 ärztliche	 Zwangsmaßnahme	 (§	 1906	 Absatz	 1	 bis	 3a	 des	 Bürgerlichen	 Gesetz-
buchs)	eines	Betreuten	oder	einer	Person,	die	einen	Dritten	dazu	bevollmächtigt	hat	(§	1906	Ab-
satz	5	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs),	

2.		 die	Genehmigung	einer	 freiheitsentziehenden	Maßnahme	nach	§	1906	Abs.	4	des	Bürgerlichen	
Gesetzbuchs	oder	

3.		 eine	 freiheitsentziehende	Unterbringung	und	 eine	 ärztliche	Zwangsmaßnahme	eines	Volljähri-
gen	nach	den	Landesgesetzen	über	die	Unterbringung	psychisch	Kranker	

	 betreffen.	 Auf	 die	 ärztliche	 Zwangsmaßnahme	 finden	 die	 für	 die	Unterbringung	 in	 diesem	Abschnitt	
geltenden	 Vorschriften	 entsprechende	 Anwendung,	 soweit	 nichts	 anderes	 bestimmt	 ist.	 Bei	 der	 Ge-
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§	313	Örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Ausschließlich	zuständig	für	Unterbringungssachen	nach	§	312	Nummer	1	bis	3	ist	in	dieser	

Rangfolge:	
1.		das	 Gericht,	 bei	 dem	 ein	 Verfahren	 zur	 Bestellung	 eines	 Betreuers	 eingeleitet	 oder	 das	 Be-
treuungsverfahren	anhängig	ist;	

2.		das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	der	Betroffene	seinen	gewöhnlichen	Aufenthalt	hat;	
3.		das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	das	Bedürfnis	für	die	Unterbringungsmaßnahme	hervortritt;	
4.		das	Amtsgericht	Schöneberg	in	Berlin,	wenn	der	Betroffene	Deutscher	ist.	
(2)	Für	einstweilige	Anordnungen	oder	einstweilige	Maßregeln	ist	auch	das	Gericht	zuständig,	in	

dessen	Bezirk	das	Bedürfnis	 für	die	Unterbringungsmaßnahme	bekannt	wird.	 In	den	Fällen	einer	
einstweiligen	Anordnung	oder	einstweiligen	Maßregel	soll	es	dem	nach	Absatz	1	Nr.	1	oder	Nr.	2	
zuständigen	Gericht	davon	Mitteilung	machen.	
(3)	Ausschließlich	zuständig	 für	Unterbringungsmaßnahmen	nach	§	312	Nummer	4	 ist	das	Ge-

richt,	 in	 dessen	Bezirk	 das	Bedürfnis	 für	 die	Unterbringungsmaßnahme	hervortritt.	 Befindet	 sich	
der	Betroffene	bereits	in	einer	Einrichtung	zur	freiheitsentziehenden	Unterbringung,	ist	das	Gericht	
ausschließlich	zuständig,	in	dessen	Bezirk	die	Einrichtung	liegt.	
(4)	Ist	für	die	Unterbringungssache	ein	anderes	Gericht	zuständig	als	dasjenige,	bei	dem	ein	die	

Unterbringung	erfassendes	Verfahren	zur	Bestellung	eines	Betreuers	eingeleitet	ist,	teilt	dieses	Ge-
richt	dem	für	die	Unterbringungssache	zuständigen	Gericht	die	Aufhebung	der	Betreuung,	den	Weg-
fall	des	Aufgabenbereiches	Unterbringung	und	einen	Wechsel	in	der	Person	des	Betreuers	mit.	Das	
für	die	Unterbringungssache	zuständige	Gericht	teilt	dem	anderen	Gericht	die	Unterbringungsmaß-
nahme,	ihre	Änderung,	Verlängerung	und	Aufhebung	mit.169	
	
§	314	Abgabe	der	Unterbringungssache	
Das	Gericht	kann	die	Unterbringungssache	abgeben,	wenn	der	Betroffene	sich	im	Bezirk	des	an-

deren	Gerichts	aufhält	und	die	Unterbringungsmaßnahme	dort	vollzogen	werden	soll,	 sofern	 sich	
dieses	zur	Übernahme	des	Verfahrens	bereit	erklärt	hat.	
	
§	315	Beteiligte	
(1)	Zu	beteiligen	sind	
1.		der	Betroffene,	
2.		der	Betreuer,	
3.		der	Bevollmächtigte	im	Sinne	des	§	1814	Absatz	3	Satz	2	Nummer	1	des	Bürgerlichen	Gesetz-
buchs.	

	
nehmigung	einer	Einwilligung	in	eine	ärztliche	Zwangsmaßnahme	ist	die	Bestellung	eines	Verfahrens-
pflegers	stets	erforderlich.“	

	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	Nr.	4	neu	gefasst.	
Nr.	4	lautete:	

„4.		freiheitsentziehenden	 Unterbringung	 und	 einer	 ärztlichen	 Zwangsmaßnahme	 bei	 Volljährigen	
nach	den	Landesgesetzen	über	die	Unterbringung	psychisch	Kranker“.	

	 Artikel	3	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	„(Unterbringungsmaßnahme)“	am	Ende	eingefügt.	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	37	lit.	a	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	882)	hat	in	Nr.	1	und	2	je-

weils	„§	1906“	durch	„§	1831“	ersetzt.	
	 Artikel	8	Nr.	37	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	3	„§	1906a“	durch	„§	1832“	ersetzt.	
169		 ÄNDERUNGEN	
	 22.07.2017.—Artikel	2	Nr.	7	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2426)	hat	in	Abs.	1	„Nr.	1	

und	2“	durch	„Nummer	1	bis	3“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	7	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„Nr.	3“	durch	„Nummer	4“	ersetzt.	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„Unter-

bringungen“	durch	„Unterbringungsmaßnahmen“	ersetzt.	
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(2)	Der	Verfahrenspfleger	wird	durch	seine	Bestellung	als	Beteiligter	zum	Verfahren	hinzugezo-
gen.	
(3)	Die	zuständige	Behörde	ist	auf	ihren	Antrag	als	Beteiligte	hinzuzuziehen.	
(4)	Beteiligt	werden	können	im	Interesse	des	Betroffenen	
1.		dessen	Ehegatte	oder	Lebenspartner,	wenn	die	Ehegatten	oder	Lebenspartner	nicht	dauernd	
getrennt	leben,	sowie	dessen	Eltern	und	Kinder,	wenn	der	Betroffene	bei	diesen	lebt	oder	bei	
Einleitung	des	Verfahrens	gelebt	hat,	sowie	die	Pflegeeltern,	

2.		eine	von	ihm	benannte	Person	seines	Vertrauens,	
3.		der	Leiter	der	Einrichtung,	in	der	der	Betroffene	lebt.	

Das	Landesrecht	kann	vorsehen,	dass	weitere	Personen	und	Stellen	beteiligt	werden	können.170	
	
§	316	Verfahrensfähigkeit	
In	Unterbringungssachen	ist	der	Betroffene	ohne	Rücksicht	auf	seine	Geschäftsfähigkeit	verfah-

rensfähig.	
	
§	317	Verfahrenspfleger	
(1)	Das	Gericht	hat	dem	Betroffenen	einen	geeigneten	Verfahrenspfleger	zu	bestellen,	wenn	dies	

zur	Wahrnehmung	der	Interessen	des	Betroffenen	erforderlich	ist.	Die	Bestellung	ist	insbesondere	
erforderlich,	wenn	von	einer	Anhörung	des	Betroffenen	abgesehen	werden	soll.	Bei	der	Genehmi-
gung	einer	Einwilligung	 in	eine	ärztliche	Zwangsmaßnahme	oder	deren	Anordnung	 ist	die	Bestel-
lung	eines	Verfahrenspflegers	stets	erforderlich.	
(2)	Bestellt	das	Gericht	dem	Betroffenen	keinen	Verfahrenspfleger,	ist	dies	in	der	Entscheidung,	

durch	die	eine	Unterbringungsmaßnahme	genehmigt	oder	angeordnet	wird,	zu	begründen.	
(3)	Der	Verfahrenspfleger	hat	die	Wünsche,	hilfsweise	den	mutmaßlichen	Willen	des	Betroffenen	

festzustellen	und	 im	gerichtlichen	Verfahren	zur	Geltung	zu	bringen.	Er	hat	den	Betroffenen	über	
Gegenstand,	Ablauf	und	möglichen	Ausgang	des	Verfahrens	in	geeigneter	Weise	zu	informieren	und	
ihn	bei	Bedarf	bei	der	Ausübung	seiner	Rechte	im	Verfahren	zu	unterstützen.	Er	ist	nicht	gesetzli-
cher	Vertreter	des	Betroffenen.	
(4)	Als	Verfahrenspfleger	 ist	 eine	natürliche	Person	 zu	bestellen.	Wer	Verfahrenspflegschaften	

im	 Rahmen	 seiner	 Berufsausübung	 führt,	 soll	 nur	 dann	 zum	 Verfahrenspfleger	 bestellt	 werden,	
wenn	keine	andere	geeignete	Person	zur	Verfügung	steht,	die	zur	ehrenamtlichen	Führung	der	Ver-
fahrenspflegschaft	bereit	ist.	
(5)	Die	Bestellung	eines	Verfahrenspflegers	soll	unterbleiben	oder	aufgehoben	werden,	wenn	die	

Interessen	des	Betroffenen	von	einem	Rechtsanwalt	oder	einem	anderen	geeigneten	Verfahrensbe-
vollmächtigten	vertreten	werden.	
(6)	Die	Bestellung	endet,	 sofern	sie	nicht	vorher	aufgehoben	wird,	mit	der	Rechtskraft	der	En-

dentscheidung	oder	mit	dem	sonstigen	Abschluss	des	Verfahrens.	
(7)	Die	Bestellung	 eines	Verfahrenspflegers	 oder	 deren	Aufhebung	 sowie	 die	Ablehnung	 einer	

derartigen	Maßnahme	sind	nicht	selbständig	anfechtbar.	
(8)	Dem	Verfahrenspfleger	sind	keine	Kosten	aufzuerlegen.171	

	
170		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	882)	hat	in	Abs.	1	Nr.	3	„§	1896	

Abs.	2	Satz	2“	durch	„§	1814	Absatz	3	Satz	2	Nummer	1“	ersetzt.	
171		 ÄNDERUNGEN	
	 22.07.2017.—Artikel	2	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2426)	hat	Abs.	1	Satz	3	eingefügt.	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	39	lit.	a	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	882)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„geeigneten“	nach	„einen“	eingefügt.	
	 Artikel	8	Nr.	39	lit.	b	bis	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	bis	7	in	Abs.	4	bis	8	umnummeriert	und	Abs.	3	

eingefügt.	
	 Artikel	8	Nr.	39	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Satz	1	eingefügt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Gesetz	über	das	Verfahren	in	Familiensachen	und	in	den	Angelegenheiten		
der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	(FamFG)	(Stand:	27.02.2024)	

104	

	
§	318	Vergütung	und	Aufwendungsersatz	des	Verfahrenspflegers	
Für	die	Vergütung	und	den	Aufwendungsersatz	des	Verfahrenspflegers	gilt	§	277	entsprechend.	

	
§	319	Persönliche	Anhörung	des	Betroffenen	
(1)	Das	Gericht	hat	den	Betroffenen	vor	einer	Unterbringungsmaßnahme	persönlich	anzuhören	

und	sich	einen	persönlichen	Eindruck	von	ihm	zu	verschaffen.	Den	persönlichen	Eindruck	verschafft	
sich	das	Gericht,	soweit	dies	erforderlich	ist,	in	der	üblichen	Umgebung	des	Betroffenen.	
(2)	In	der	Anhörung	erörtert	das	Gericht	mit	dem	Betroffenen	das	Verfahren,	das	Ergebnis	des	

übermittelten	Gutachtens	 und	 die	mögliche	Dauer	 einer	Unterbringung.	Hat	 das	 Gericht	 dem	Be-
troffenen	nach	§	317	einen	Verfahrenspfleger	bestellt,	soll	die	persönliche	Anhörung	in	dessen	An-
wesenheit	stattfinden.	
(3)	Soll	eine	persönliche	Anhörung	nach	§	34	Abs.	2	unterbleiben,	weil	hiervon	erhebliche	Nach-

teile	für	die	Gesundheit	des	Betroffenen	zu	besorgen	sind,	darf	diese	Entscheidung	nur	auf	Grundla-
ge	eines	ärztlichen	Gutachtens	getroffen	werden.	Unterbleibt	aus	diesem	Grund	die	persönliche	An-
hörung,	so	bedarf	es	auch	keiner	Verschaffung	eines	persönlichen	Eindrucks.	
(4)	Verfahrenshandlungen	nach	Absatz	1	sollen	nicht	im	Wege	der	Rechtshilfe	erfolgen.	
(5)	Das	Gericht	kann	den	Betroffenen	durch	die	zuständige	Behörde	vorführen	lassen,	wenn	er	

sich	weigert,	an	Verfahrenshandlungen	nach	Absatz	1	mitzuwirken.	
(6)	Gewalt	darf	die	Behörde	nur	anwenden,	wenn	das	Gericht	dies	ausdrücklich	angeordnet	hat.	

Die	zuständige	Behörde	ist	befugt,	erforderlichenfalls	um	Unterstützung	der	polizeilichen	Vollzugs-
organe	nachzusuchen.	
(7)	Die	Wohnung	des	Betroffenen	darf	ohne	dessen	Einwilligung	nur	gewaltsam	geöffnet,	betre-

ten	und	durchsucht	werden,	wenn	das	Gericht	dies	zu	dessen	Vorführung	zur	Anhörung	ausdrück-
lich	 angeordnet	hat.	Bei	Gefahr	 im	Verzug	kann	die	Anordnung	nach	Satz	1	durch	die	 zuständige	
Behörde	erfolgen.	Durch	diese	Regelung	wird	das	Grundrecht	 auf	Unverletzlichkeit	 der	Wohnung	
aus	Artikel	13	Absatz	1	des	Grundgesetzes	eingeschränkt.172	
	
§	320	Anhörung	der	sonstigen	Beteiligten	und	der	zuständigen	Behörde	
Das	Gericht	hat	die	sonstigen	Beteiligten	anzuhören.	Es	soll	die	zuständige	Behörde	anhören.	

	
§	321	Einholung	eines	Gutachtens	
(1)	 Vor	 einer	Unterbringungsmaßnahme	hat	 eine	 förmliche	Beweisaufnahme	durch	Einholung	

eines	 Gutachtens	 über	 die	 Notwendigkeit	 der	 Maßnahme	 stattzufinden.	 Der	 Sachverständige	 hat	
den	Betroffenen	vor	der	Erstattung	des	Gutachtens	persönlich	zu	untersuchen	oder	zu	befragen.	Das	
Gutachten	soll	sich	auch	auf	die	voraussichtliche	Dauer	der	Unterbringungsmaßnahme	erstrecken.	
Der	Sachverständige	soll	Arzt	für	Psychiatrie	sein;	er	muss	Arzt	mit	Erfahrung	auf	dem	Gebiet	der	
Psychiatrie	sein.	Bei	der	Genehmigung	einer	Einwilligung	in	eine	ärztliche	Zwangsmaßnahme	oder	
bei	deren	Anordnung	soll	der	Sachverständige	nicht	der	zwangsbehandelnde	Arzt	sein.	
(2)	Für	eine	freiheitsentziehende	Maßnahme	nach	§	312	Nummer	2	oder	4	genügt	ein	ärztliches	

Zeugnis.173	

	
172		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2013.—Artikel	6	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	5.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2418)	hat	Abs.	6	und	7	

eingefügt.	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	40	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	 I	S.	882)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Anhörung	des	Betroffenen“.	
	 Artikel	8	Nr.	40	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Das	Gericht	unterrichtet	den	Betroffenen	über	den	möglichen	Verlauf	des	Verfahrens.“	
	 Artikel	8	Nr.	40	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	2	eingefügt.	
173		 ÄNDERUNGEN	
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§	322	Vorführung	zur	Untersuchung;	Unterbringung	zur	Begutachtung	
Für	die	Vorführung	zur	Untersuchung	und	die	Unterbringung	zur	Begutachtung	gelten	die	§§	283	

und	284	entsprechend.	
	
§	323	Inhalt	der	Beschlussformel	
(1)	 Die	 Beschlussformel	 enthält	 im	 Fall	 der	 Genehmigung	 oder	 Anordnung	 einer	 Unterbrin-

gungsmaßnahme	auch	
1.		die	nähere	Bezeichnung	der	Unterbringungsmaßnahme	sowie	
2.		den	Zeitpunkt,	zu	dem	die	Unterbringungsmaßnahme	endet.	
(2)	 Die	 Beschlussformel	 enthält	 bei	 der	 Genehmigung	 einer	 Einwilligung	 in	 eine	 ärztliche	

Zwangsmaßnahme	oder	bei	deren	Anordnung	auch	Angaben	zur	Durchführung	und	Dokumentation	
dieser	Maßnahme	in	der	Verantwortung	eines	Arztes.174	
	
§	324	Wirksamwerden	von	Beschlüssen	
(1)	 Beschlüsse	 über	 die	 Genehmigung	 oder	 die	 Anordnung	 einer	 Unterbringungsmaßnahme	

werden	mit	Rechtskraft	wirksam.	
(2)	Das	Gericht	kann	die	sofortige	Wirksamkeit	des	Beschlusses	anordnen.	In	diesem	Fall	wird	er	

wirksam,	wenn	der	Beschluss	und	die	Anordnung	seiner	sofortigen	Wirksamkeit	
1.		dem	Betroffenen,	dem	Verfahrenspfleger,	dem	Betreuer	oder	dem	Bevollmächtigten	im	Sinne	
des	§	1814	Absatz	3	Satz	2	Nummer	1	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	bekannt	gegeben	wer-
den,	

2.		einem	Dritten	zum	Zweck	des	Vollzugs	des	Beschlusses	mitgeteilt	werden	oder	
3.		der	Geschäftsstelle	des	Gerichts	zum	Zweck	der	Bekanntgabe	übergeben	werden.	

Der	Zeitpunkt	der	sofortigen	Wirksamkeit	ist	auf	dem	Beschluss	zu	vermerken.175	
	
§	325	Bekanntgabe	
(1)	 Von	 der	 Bekanntgabe	 der	 Gründe	 eines	 Beschlusses	 an	 den	 Betroffenen	 kann	 abgesehen	

werden,	wenn	dies	nach	ärztlichem	Zeugnis	erforderlich	ist,	um	erhebliche	Nachteile	für	seine	Ge-
sundheit	zu	vermeiden.	
(2)	Der	Beschluss,	durch	den	eine	Unterbringungsmaßnahme	genehmigt	oder	angeordnet	wird,	

ist	auch	dem	Leiter	der	Einrichtung,	 in	der	der	Betroffene	untergebracht	werden	soll,	bekannt	zu	
geben.	Das	Gericht	hat	der	zuständigen	Behörde	die	Entscheidung,	durch	die	eine	Unterbringungs-
maßnahme	genehmigt,	angeordnet	oder	aufgehoben	wird,	bekannt	zu	geben.	
	
§	326	Zuführung	zur	Unterbringung;	Verbringung	zu	einem	stationären	Aufenthalt	
(1)	Die	zuständige	Behörde	hat	den	Betreuer	oder	den	Bevollmächtigten	im	Sinne	des	§	1814	Ab-

satz	 3	 Satz	 2	Nummer	 1	 des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	 auf	 deren	Wunsch	 bei	 der	 Zuführung	 zur	
Unterbringung	nach	§	312	Nr.	1	oder	bei	der	Verbringung	nach	§	312	Nummer	3	zu	unterstützen.	

	
	 26.02.2013.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	Februar	2013	(BGBl.	I	S.	266)	hat	Abs.	1	Satz	5	einge-

fügt.	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	in	Abs.	1	Satz	3	

„Unterbringung“	durch	„Unterbringungsmaßnahme“	ersetzt.	
	 Artikel	3	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„Maßnahme	nach	§	312	Nr.	2“	durch	„freiheitsent-

ziehenden	Maßnahme	nach	§	312	Nummer	2	oder	4“	ersetzt.	
174		 ÄNDERUNGEN	
	 26.02.2013.—Artikel	2	Nr.	3	lit.	b	des	Gesetzes	vom	18.	Februar	2013	(BGBl.	I	S.	266)	hat	Abs.	2	einge-

fügt.	
175		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	882)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	Nr.	1	

„§	1896	Abs.	2	Satz	2“	durch	„§	1814	Absatz	3	Satz	2	Nummer	1“	ersetzt.	
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(2)	Gewalt	darf	die	Behörde	nur	anwenden,	wenn	das	Gericht	dies	ausdrücklich	angeordnet	hat.	
Die	zuständige	Behörde	ist	befugt,	erforderlichenfalls	die	Unterstützung	der	polizeilichen	Vollzugs-
organe	nachzusuchen.	
(3)	Die	Wohnung	des	Betroffenen	darf	ohne	dessen	Einwilligung	nur	gewaltsam	geöffnet,	betre-

ten	und	durchsucht	werden,	wenn	das	Gericht	dies	zu	dessen	Zuführung	zur	Unterbringung	oder	zu	
dessen	Verbringung	nach	§	312	Nummer	3	ausdrücklich	angeordnet	hat.	Vor	der	Anordnung	ist	der	
Betroffene	persönlich	anzuhören.	Bei	Gefahr	 im	Verzug	kann	die	Anordnung	durch	die	zuständige	
Behörde	ohne	vorherige	Anhörung	des	Betroffenen	erfolgen.	Durch	diese	Regelung	wird	das	Grund-
recht	 auf	 Unverletzlichkeit	 der	 Wohnung	 aus	 Artikel	 13	 Absatz	 1	 des	 Grundgesetzes	 einge-
schränkt.176	
	
§	327	Vollzugsangelegenheiten	
(1)	Gegen	eine	Maßnahme	zur	Regelung	einzelner	Angelegenheiten	im	Vollzug	einer	Unterbrin-

gungsmaßnahme	nach	§	312	Nummer	4	kann	der	Betroffene	eine	Entscheidung	des	Gerichts	bean-
tragen.	Mit	dem	Antrag	kann	auch	die	Verpflichtung	zum	Erlass	einer	abgelehnten	oder	unterlasse-
nen	Maßnahme	begehrt	werden.	
(2)	Der	Antrag	 ist	nur	zulässig,	wenn	der	Betroffene	geltend	macht,	durch	die	Maßnahme,	 ihre	

Ablehnung	oder	Unterlassung	in	seinen	Rechten	verletzt	zu	sein.	
(3)	Der	Antrag	hat	keine	aufschiebende	Wirkung.	Das	Gericht	kann	die	aufschiebende	Wirkung	

anordnen.	
(4)	Der	Beschluss	ist	nicht	anfechtbar.177	

	
§	328	Aussetzung	des	Vollzugs	
(1)	Das	Gericht	kann	die	Vollziehung	einer	Unterbringung	nach	§	312	Nummer	4	aussetzen.	Die	

Aussetzung	 kann	 mit	 Auflagen	 versehen	 werden.	 Die	 Aussetzung	 soll	 sechs	 Monate	 nicht	 über-
schreiten;	sie	kann	bis	zu	einem	Jahr	verlängert	werden.	
(2)	Das	Gericht	kann	die	Aussetzung	widerrufen,	wenn	der	Betroffene	eine	Auflage	nicht	erfüllt	

oder	sein	Zustand	dies	erfordert.178	
	

176		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2013.—Artikel	6	Nr.	24	lit.	a	des	Gesetzes	vom	5.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2418)	hat	Satz	1	in	

Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Gewalt	darf	die	zuständige	Behörde	nur	anwenden,	wenn	das	Gericht	
dies	auf	Grund	einer	ausdrücklichen	Entscheidung	angeordnet	hat.“	

	 Artikel	6	Nr.	24	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Die	Wohnung	des	Betroffenen	darf	ohne	dessen	Einwilligung	nur	betreten	werden,	wenn	das	

Gericht	dies	auf	Grund	einer	ausdrücklichen	Entscheidung	angeordnet	hat.	Bei	Gefahr	im	Verzug	findet	
Satz	1	keine	Anwendung.“	

	 22.07.2017.—Artikel	2	Nr.	9	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2426)	hat	die	Überschrift	
neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Zuführung	zur	Unterbringung“.	

	 Artikel	2	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	„oder	bei	der	Verbringung	nach	§	312	Nummer	3“	
nach	„Nr.	1“	eingefügt.	

	 Artikel	2	Nr.	9	 lit.	 c	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Satz	1	 „oder	zu	dessen	Verbringung	nach	§	312	
Nummer	3“	nach	„Unterbringung“	eingefügt.	

	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	882)	hat	in	Abs.	1	„§	1896	Abs.	2	
Satz	2“	durch	„§	1814	Absatz	3	Satz	2	Nummer	1“	ersetzt.	

177		 ÄNDERUNGEN	
	 22.07.2017.—Artikel	 2	Nr.	 10	 des	 Gesetzes	 vom	17.	 Juli	 2017	 (BGBl.	 I	 S.	 2426)	 hat	 in	 Abs.	 1	 Satz	 1	

„Nr.	3“	durch	„Nummer	4“	ersetzt.	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„der	

Unterbringung“	durch	„einer	Unterbringungsmaßnahme“	ersetzt.	
178		 ÄNDERUNGEN	
	 22.07.2017.—Artikel	 2	Nr.	 10	 des	 Gesetzes	 vom	17.	 Juli	 2017	 (BGBl.	 I	 S.	 2426)	 hat	 in	 Abs.	 1	 Satz	 1	

„Nr.	3“	durch	„Nummer	4“	ersetzt.	
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§	329	Dauer	und	Verlängerung	der	Unterbringungsmaßnahme	
(1)	 Die	 Unterbringungsmaßnahme	 endet	 spätestens	mit	 Ablauf	 eines	 Jahres,	 bei	 offensichtlich	

langer	Unterbringungsbedürftigkeit	 spätestens	mit	Ablauf	von	zwei	 Jahren,	wenn	sie	nicht	vorher	
verlängert	wird.	Die	Genehmigung	einer	Einwilligung	in	eine	ärztliche	Zwangsmaßnahme	oder	de-
ren	Anordnung	darf	die	Dauer	von	sechs	Wochen	nicht	überschreiten,	wenn	sie	nicht	vorher	verlän-
gert	wird.	
(2)	 Für	 die	 Verlängerung	 der	 Genehmigung	 oder	 Anordnung	 einer	 Unterbringungsmaßnahme	

gelten	die	Vorschriften	für	die	erstmalige	Anordnung	oder	Genehmigung	entsprechend.	Bei	Unter-
bringungen	mit	einer	Gesamtdauer	von	mehr	als	vier	Jahren	soll	das	Gericht	keinen	Sachverständi-
gen	bestellen,	der	den	Betroffenen	bisher	behandelt	oder	begutachtet	hat	oder	 in	der	Einrichtung	
tätig	ist,	in	der	der	Betroffene	untergebracht	ist.	
(3)	Bei	der	Genehmigung	einer	Einwilligung	in	eine	ärztliche	Zwangsmaßnahme	oder	deren	An-

ordnung	mit	einer	Gesamtdauer	von	mehr	als	zwölf	Wochen	soll	das	Gericht	keinen	Sachverständi-
gen	bestellen,	der	den	Betroffenen	bisher	behandelt	oder	begutachtet	hat	oder	 in	der	Einrichtung	
tätig	ist,	in	der	der	Betroffene	untergebracht	ist.179	
	
§	330	Aufhebung	der	Unterbringungsmaßnahme	
Die	Genehmigung	oder	Anordnung	der	Unterbringungsmaßnahme	ist	aufzuheben,	wenn	ihre	Vo-

raussetzungen	 wegfallen.	 Vor	 der	 Aufhebung	 einer	 Unterbringungsmaßnahme	 nach	 §	 312	 Num-
mer	4	soll	das	Gericht	die	zuständige	Behörde	anhören,	es	sei	denn,	dass	dies	zu	einer	nicht	nur	ge-
ringen	Verzögerung	des	Verfahrens	führen	würde.180	
	
§	331	Einstweilige	Anordnung	
Das	Gericht	kann	durch	einstweilige	Anordnung	eine	vorläufige	Unterbringungsmaßnahme	an-

ordnen	oder	genehmigen,	wenn	
1.		dringende	Gründe	für	die	Annahme	bestehen,	dass	die	Voraussetzungen	für	die	Genehmigung	
oder	Anordnung	einer	Unterbringungsmaßnahme	gegeben	sind	und	ein	dringendes	Bedürfnis	
für	ein	sofortiges	Tätigwerden	besteht,	

2.		ein	 ärztliches	 Zeugnis	 über	 den	 Zustand	 des	 Betroffenen	 und	 über	 die	 Notwendigkeit	 der	
Maßnahme	vorliegt;	der	Arzt,	der	das	ärztliche	Zeugnis	ausstellt,	soll	Arzt	für	Psychiatrie	sein;	
er	muss	Erfahrung	auf	dem	Gebiet	der	Psychiatrie	haben;	dies	 gilt	 nicht	 für	 freiheitsentzie-
hende	Maßnahmen	nach	§	312	Nummer	2	und	4,	

3.		 im	Fall	des	§	317	ein	Verfahrenspfleger	bestellt	und	angehört	worden	ist	und	
4.		der	Betroffene	persönlich	angehört	worden	ist.	

Eine	Anhörung	des	Betroffenen	im	Wege	der	Rechtshilfe	ist	abweichend	von	§	319	Abs.	4	zulässig.181	

	
179		 ÄNDERUNGEN	
	 26.02.2013.—Artikel	2	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	18.	Februar	2013	(BGBl.	I	S.	266)	hat	Abs.	1	Satz	2	

eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	eingefügt.	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	in	der	Überschrift	und	

in	Abs.	1	Satz	1	jeweils	„Unterbringung“	durch	„Unterbringungsmaßnahme“	ersetzt.	
180		 ÄNDERUNGEN	
	 22.07.2017.—Artikel	 2	Nr.	 10	 des	 Gesetzes	 vom	17.	 Juli	 2017	 (BGBl.	 I	 S.	 2426)	 hat	 in	 Satz	 2	 „Nr.	3“	

durch	„Nummer	4“	ersetzt.	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	19.	 Juni	2019	(BGBl.	 I	S.	840)	hat	 in	der	Überschrift	

„Unterbringung“	durch	„Unterbringungsmaßnahme“	ersetzt.	
181		 ÄNDERUNGEN	
	 26.02.2013.—Artikel	2	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	18.	Februar	2013	(BGBl.	I	S.	266)	hat	Nr.	2	in	Satz	1	neu	

gefasst.	Nr.	2	lautete:	
„2.		ein	ärztliches	Zeugnis	über	den	Zustand	des	Betroffenen	vorliegt,“.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Gesetz	über	das	Verfahren	in	Familiensachen	und	in	den	Angelegenheiten		
der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	(FamFG)	(Stand:	27.02.2024)	

108	

	
§	332	Einstweilige	Anordnung	bei	gesteigerter	Dringlichkeit	
Bei	Gefahr	im	Verzug	kann	das	Gericht	eine	einstweilige	Anordnung	nach	§	331	bereits	vor	der	

persönlichen	Anhörung	des	Betroffenen	sowie	vor	Anhörung	und	Bestellung	des	Verfahrenspflegers	
erlassen.	Diese	Verfahrenshandlungen	sind	unverzüglich	nachzuholen.182	
	
§	333	Dauer	der	einstweiligen	Anordnung	
(1)	 Die	 einstweilige	 Anordnung	 darf	 die	 Dauer	 von	 sechs	Wochen	 nicht	 überschreiten.	 Reicht	

dieser	 Zeitraum	 nicht	 aus,	 kann	 sie	 nach	 Anhörung	 eines	 Sachverständigen	 durch	 eine	 weitere	
einstweilige	Anordnung	verlängert	werden.	Die	mehrfache	Verlängerung	 ist	unter	den	Vorausset-
zungen	der	Sätze	1	und	2	zulässig.	Sie	darf	die	Gesamtdauer	von	drei	Monaten	nicht	überschreiten.	
Eine	Unterbringung	zur	Vorbereitung	eines	Gutachtens	(§	322)	 ist	 in	diese	Gesamtdauer	einzube-
ziehen.	
(2)	Die	 einstweilige	Anordnung	darf	 bei	 der	Genehmigung	 einer	 Einwilligung	 in	 eine	 ärztliche	

Zwangsmaßnahme	 oder	 deren	 Anordnung	 die	 Dauer	 von	 zwei	 Wochen	 nicht	 überschreiten.	 Bei	
mehrfacher	Verlängerung	darf	die	Gesamtdauer	sechs	Wochen	nicht	überschreiten.183	
	
§	334	Einstweilige	Maßregeln	
Die	§§	331,	332	und	333	gelten	entsprechend,	wenn	nach	§	1867	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	

eine	Unterbringungsmaßnahme	getroffen	werden	soll.184	
	
§	335	Ergänzende	Vorschriften	über	die	Beschwerde	
(1)	Das	Recht	der	Beschwerde	steht	im	Interesse	des	Betroffenen	
1.		dessen	Ehegatten	oder	Lebenspartner,	wenn	die	Ehegatten	oder	Lebenspartner	nicht	dauernd	
getrennt	leben,	sowie	dessen	Eltern	und	Kindern,	wenn	der	Betroffene	bei	diesen	lebt	oder	bei	
Einleitung	des	Verfahrens	gelebt	hat,	den	Pflegeeltern,	

2.		einer	von	dem	Betroffenen	benannten	Person	seines	Vertrauens	sowie	
3.		dem	Leiter	der	Einrichtung,	in	der	der	Betroffene	lebt,	

zu,	wenn	sie	im	ersten	Rechtszug	beteiligt	worden	sind.	
(2)	Das	Recht	der	Beschwerde	steht	dem	Verfahrenspfleger	zu.	
(3)	Der	Betreuer	 oder	 der	Vorsorgebevollmächtigte	 kann	 gegen	 eine	 Entscheidung,	 die	 seinen	

Aufgabenkreis	betrifft,	auch	im	Namen	des	Betroffenen	Beschwerde	einlegen.	
(4)	Das	Recht	der	Beschwerde	steht	der	zuständigen	Behörde	zu.	

	
§	336	Einlegung	der	Beschwerde	durch	den	Betroffenen	

	
	 22.07.2017.—Artikel	 2	 Nr.	 11	 des	 Gesetzes	 vom	 17.	 Juli	 2017	 (BGBl.	 I	 S.	 2426)	 hat	 in	 Satz	 1	 Nr.	 2	

„Nummer	1	und	3“	durch	„Nummer	1,	3	und	4“	ersetzt.	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	in	Satz	1	Nr.	2	„in	den	

Fällen	des	§	312	Nummer	1,	3	und	4	muss	der	Arzt,	der	das	ärztliche	Zeugnis	erstellt,	Erfahrung	auf	
dem	Gebiet	der	Psychiatrie	haben	und	soll	Arzt	für	Psychiatrie	sein“	durch	„der	Arzt,	der	das	ärztliche	
Zeugnis	ausstellt,	soll	Arzt	für	Psychiatrie	sein;	er	muss	Erfahrung	auf	dem	Gebiet	der	Psychiatrie	ha-
ben;	dies	gilt	nicht	für	freiheitsentziehende	Maßnahmen	nach	§	312	Nummer	2	und	4“	ersetzt.	

182		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	41	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	 I	S.	882)	hat	 in	Satz	1	„Anhörung	

des“	durch	„der	persönlichen	Anhörung	des“	ersetzt.	
183		 ÄNDERUNGEN	
	 26.02.2013.—Artikel	2	Nr.	6	lit.	b	des	Gesetzes	vom	18.	Februar	2013	(BGBl.	I	S.	266)	hat	Abs.	2	einge-

fügt.	
184		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	 8	Nr.	 42	 des	 Gesetzes	 vom	4.	Mai	 2021	 (BGBl.	 I	 S.	 882)	 hat	 „§	 1846“	 durch	 „§	

1867“	ersetzt.	
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Der	Betroffene	kann	die	Beschwerde	auch	bei	dem	Amtsgericht	einlegen,	in	dessen	Bezirk	er	un-
tergebracht	ist.	
	
§	337	Kosten	in	Unterbringungssachen	
(1)	 In	 Unterbringungssachen	 kann	 das	 Gericht	 die	 Auslagen	 des	 Betroffenen,	 soweit	 sie	 zur	

zweckentsprechenden	Rechtsverfolgung	notwendig	waren,	ganz	oder	teilweise	der	Staatskasse	auf-
erlegen,	wenn	eine	Unterbringungsmaßnahme	nach	§	312	Nummer	1	bis	3	abgelehnt,	als	ungerecht-
fertigt	aufgehoben,	eingeschränkt	oder	das	Verfahren	ohne	Entscheidung	über	eine	Maßnahme	be-
endet	wird.	
(2)	Wird	ein	Antrag	auf	eine	Unterbringungsmaßnahme	nach	den	Landesgesetzen	über	die	Un-

terbringung	psychisch	Kranker	nach	§	312	Nummer	4	abgelehnt	oder	zurückgenommen	und	hat	das	
Verfahren	ergeben,	dass	für	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	ein	begründeter	Anlass,	den	Antrag	
zu	stellen,	nicht	vorgelegen	hat,	hat	das	Gericht	die	Auslagen	des	Betroffenen	der	Körperschaft	auf-
zuerlegen,	der	die	Verwaltungsbehörde	angehört.185	
	
§	338	Mitteilung	von	Entscheidungen	
Für	 Mitteilungen	 gelten	 die	 §§	 308	 und	 311	 entsprechend.	 Die	 Aufhebung	 einer	 Unterbrin-

gungsmaßnahme	nach	§	330	Satz	1	und	die	Aussetzung	der	Unterbringung	nach	§	328	Abs.	1	Satz	1	
sind	dem	Leiter	der	Einrichtung,	in	der	der	Betroffene	lebt,	mitzuteilen.	
	
§	339	Benachrichtigung	von	Angehörigen	
Von	 der	 Anordnung	 oder	 Genehmigung	 einer	 Unterbringungsmaßnahme	 und	 deren	 Verlänge-

rung	hat	das	Gericht	einen	Angehörigen	des	Betroffenen	oder	eine	Person	seines	Vertrauens	unver-
züglich	zu	benachrichtigen.186	
	

Abschnitt	3	
Verfahren	in	betreuungsgerichtlichen	Zuweisungssachen	

	
§	340	Betreuungsgerichtliche	Zuweisungssachen	
Betreuungsgerichtliche	Zuweisungssachen	sind	
1.		Verfahren,	 die	 die	 Pflegschaft	mit	Ausnahme	der	 Pflegschaft	 für	Minderjährige	 oder	 für	 ein	
bereits	gezeugtes	Kind	betreffen,	

2.		Verfahren,	die	die	gerichtliche	Bestellung	eines	sonstigen	Vertreters	für	einen	Volljährigen	be-
treffen,	sowie	

3.		sonstige	dem	Betreuungsgericht	zugewiesene	Verfahren,	
soweit	es	sich	nicht	um	Betreuungssachen	oder	Unterbringungssachen	handelt.187	
	
§	341	Örtliche	Zuständigkeit	

	
185		 ÄNDERUNGEN	
	 22.07.2017.—Artikel	2	Nr.	12	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2426)	hat	in	Abs.	1	„Nr.	1	

und	2“	durch	„Nummer	1	bis	3“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	12	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„Nr.	3“	durch	„Nummer	4“	ersetzt.	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	in	Abs.	2	„den	Unter-

bringungsantrag“	durch	„den	Antrag“	ersetzt.	
186		 ÄNDERUNGEN	
	 28.06.2019.—Artikel	3	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	840)	hat	„der	Unterbringung“	

durch	„einer	Unterbringungsmaßnahme“	ersetzt.	
187		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	43	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	882)	hat	in	Nr.	1	„eine	Leibes-

frucht“	durch	„ein	bereits	gezeugtes	Kind“	ersetzt.	
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Die	Zuständigkeit	des	Gerichts	bestimmt	sich	in	betreuungsgerichtlichen	Zuweisungssachen	nach	
§	272.	
	

Buch	4	
Verfahren	in	Nachlass-	und	Teilungssachen	

	
Abschnitt	1	

Begriffsbestimmung;	örtliche	Zuständigkeit	
	
§	342	Begriffsbestimmung	
(1)	Nachlasssachen	sind	Verfahren,	die	
1.		die	besondere	amtliche	Verwahrung	von	Verfügungen	von	Todes	wegen,	
2.		die	Sicherung	des	Nachlasses	einschließlich	Nachlasspflegschaften,	
3.		die	Eröffnung	von	Verfügungen	von	Todes	wegen,	
4.		die	Ermittlung	der	Erben,	
5.		die	 Entgegennahme	 von	 Erklärungen,	 die	 nach	 gesetzlicher	 Vorschrift	 dem	Nachlassgericht	
gegenüber	abzugeben	sind,	

6.		Erbscheine,	Testamentsvollstreckerzeugnisse	und	sonstige	vom	Nachlassgericht	zu	erteilende	
Zeugnisse,	

7.		die	Testamentsvollstreckung,	
8.		die	Nachlassverwaltung	sowie	
9.		sonstige	den	Nachlassgerichten	durch	Gesetz	zugewiesene	Aufgaben	

betreffen.	
(2)	Teilungssachen	sind	
1.		die	Aufgaben,	 die	Gerichte	 nach	 diesem	Buch	 bei	 der	Auseinandersetzung	 eines	Nachlasses	
und	 des	 Gesamtguts	 zu	 erledigen	 haben,	 nachdem	 eine	 eheliche,	 lebenspartnerschaftliche	
oder	fortgesetzte	Gütergemeinschaft	beendet	wurde,	und	

2.		Verfahren	betreffend	Zeugnisse	über	die	Auseinandersetzung	des	Gesamtguts	einer	ehelichen,	
lebenspartnerschaftlichen	oder	 fortgesetzten	Gütergemeinschaft	nach	den	§§	36	und	37	der	
Grundbuchordnung	sowie	nach	den	§§	42	und	74	der	Schiffsregisterordnung.	

	
§	343	Örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Örtlich	zuständig	 ist	das	Gericht,	 in	dessen	Bezirk	der	Erblasser	 im	Zeitpunkt	seines	Todes	

seinen	gewöhnlichen	Aufenthalt	hatte.	
(2)	Hatte	der	Erblasser	im	Zeitpunkt	seines	Todes	keinen	gewöhnlichen	Aufenthalt	im	Inland,	ist	

das	 Gericht	 zuständig,	 in	 dessen	Bezirk	 der	 Erblasser	 seinen	 letzten	 gewöhnlichen	Aufenthalt	 im	
Inland	hatte.	
(3)	Ist	eine	Zuständigkeit	nach	den	Absätzen	1	und	2	nicht	gegeben,	ist	das	Amtsgericht	Schöne-

berg	in	Berlin	zuständig,	wenn	der	Erblasser	Deutscher	ist	oder	sich	Nachlassgegenstände	im	Inland	
befinden.	Das	Amtsgericht	Schöneberg	in	Berlin	kann	die	Sache	aus	wichtigem	Grund	an	ein	anderes	
Nachlassgericht	verweisen.188	

	
188		 ÄNDERUNGEN	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	Die	örtliche	Zuständigkeit	 bestimmt	 sich	nach	dem	Wohnsitz,	 den	der	Erblasser	 zur	Zeit	des	

Erbfalls	hatte;	fehlt	ein	inländischer	Wohnsitz,	ist	das	Gericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	der	Erblasser	
zur	Zeit	des	Erbfalls	seinen	Aufenthalt	hatte.	

	 		 (2)	 Ist	der	Erblasser	Deutscher	und	hatte	er	zur	Zeit	des	Erbfalls	 im	Inland	weder	Wohnsitz	noch	
Aufenthalt,	ist	das	Amtsgericht	Schöneberg	in	Berlin	zuständig.	Es	kann	die	Sache	aus	wichtigen	Grün-
den	an	ein	anderes	Gericht	verweisen.	
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§	344	Besondere	örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Für	die	besondere	amtliche	Verwahrung	von	Testamenten	ist	zuständig,	
1.		wenn	das	Testament	 vor	 einem	Notar	 errichtet	 ist,	 das	Gericht,	 in	 dessen	Bezirk	der	Notar	
seinen	Amtssitz	hat;	

2.		wenn	das	Testament	vor	dem	Bürgermeister	einer	Gemeinde	errichtet	ist,	das	Gericht,	zu	des-
sen	Bezirk	die	Gemeinde	gehört;	

3.		wenn	das	Testament	nach	§	2247	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	errichtet	ist,	jedes	Gericht.	
Der	Erblasser	kann	 jederzeit	die	Verwahrung	bei	einem	nach	Satz	1	örtlich	nicht	zuständigen	Ge-
richt	verlangen.	
(2)	 Die	 erneute	 besondere	 amtliche	 Verwahrung	 eines	 gemeinschaftlichen	 Testaments	 nach	

§	349	Abs.	2	Satz	2	erfolgt	bei	dem	für	den	Nachlass	des	Erstverstorbenen	zuständigen	Gericht,	es	
sei	 denn,	 dass	der	überlebende	Ehegatte	 oder	 Lebenspartner	die	Verwahrung	bei	 einem	anderen	
Amtsgericht	verlangt.	
(3)	Die	Absätze	1	und	2	gelten	entsprechend	für	die	besondere	amtliche	Verwahrung	von	Erbver-

trägen.	
(4)	Für	die	Sicherung	des	Nachlasses	ist	jedes	Gericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	das	Bedürfnis	

für	die	Sicherung	besteht.	
(4a)	Für	die	Auseinandersetzung	eines	Nachlasses	ist	jeder	Notar	zuständig,	der	seinen	Amtssitz	

im	Bezirk	des	Amtsgerichts	hat,	in	dem	der	Erblasser	seinen	letzten	gewöhnlichen	Aufenthalt	hatte.	
Hatte	der	Erblasser	keinen	gewöhnlichen	Aufenthalt	im	Inland,	ist	jeder	Notar	zuständig,	der	seinen	
Amtssitz	im	Bezirk	eines	Amtsgerichts	hat,	in	dem	sich	Nachlassgegenstände	befinden.	Von	mehre-
ren	örtlich	zuständigen	Notaren	ist	derjenige	zur	Vermittlung	berufen,	bei	dem	zuerst	ein	auf	Ausei-
nandersetzung	gerichteter	Antrag	eingeht.	Vereinbarungen	der	an	der	Auseinandersetzung	Beteilig-
ten	bleiben	unberührt.	
(5)	Für	die	Auseinandersetzung	des	Gesamtguts	einer	Gütergemeinschaft	 ist,	 falls	ein	Anteil	an	

dem	 Gesamtgut	 zu	 einem	 Nachlass	 gehört,	 der	 Notar	 zuständig,	 der	 für	 die	 Auseinandersetzung	
über	den	Nachlass	zuständig	ist.	Im	Übrigen	ist	jeder	Notar	zuständig,	der	seinen	Amtssitz	im	Bezirk	
des	nach	§	122	Nummer	1	bis	5	zuständigen	Gerichts	hat.	Ist	danach	keine	Zuständigkeit	gegeben,	
ist	jeder	Notar	zuständig,	der	seinen	Amtssitz	im	Bezirk	eines	Amtsgerichts	hat,	in	dem	sich	Gegen-
stände	befinden,	die	zum	Gesamtgut	gehören.	Absatz	4a	Satz	3	und	4	gilt	entsprechend.	
(6)	Hat	ein	anderes	Gericht	als	das	nach	§	343	zuständige	Gericht	eine	Verfügung	von	Todes	we-

gen	in	amtlicher	Verwahrung,	ist	dieses	Gericht	für	die	Eröffnung	der	Verfügung	zuständig.	
(7)	Für	die	Entgegennahme	einer	Erklärung,	mit	der	eine	Erbschaft	ausgeschlagen	oder	mit	der	

die	Versäumung	der	Ausschlagungsfrist,	die	Annahme	oder	Ausschlagung	einer	Erbschaft	oder	eine	
Anfechtungserklärung	 ihrerseits	angefochten	wird,	 ist	auch	das	Nachlassgericht	zuständig,	 in	des-
sen	Bezirk	die	erklärende	Person	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	hat.	Die	Urschrift	der	Niederschrift	
oder	die	Urschrift	der	Erklärung	in	öffentlich	beglaubigter	Form	ist	von	diesem	Gericht	an	das	zu-
ständige	Nachlassgericht	zu	übersenden.189	

	
	 		 (3)	Ist	der	Erblasser	ein	Ausländer	und	hatte	er	zur	Zeit	des	Erbfalls	im	Inland	weder	Wohnsitz	noch	

Aufenthalt,	ist	jedes	Gericht,	in	dessen	Bezirk	sich	Nachlassgegenstände	befinden,	für	alle	Nachlassge-
genstände	zuständig.“	

189		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	Abs.	4a	eingefügt.	
	 Artikel	7	Nr.	2	 lit.	b	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	5	Satz	1	„das	Gericht	zuständig,	das“	durch	

„der	Notar	zuständig,	der“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	2	lit.	b	litt.	bb	und	cc	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	5	durch	die	Sätze	2	bis	4	ersetzt.	

Satz	2	lautete:	„Im	Übrigen	bestimmt	sich	die	Zuständigkeit	nach	§	122.“	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	in	Abs.	4a	Satz	1	

und	2	jeweils	„Wohnsitz“	durch	„gewöhnlichen	Aufenthalt“	ersetzt.	
	 Artikel	11	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	neu	gefasst.	Abs.	7	lautete:	
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Abschnitt	2	

Verfahren	in	Nachlasssachen	
	

Unterabschnitt	1	
Allgemeine	Bestimmungen	

	
§	345	Beteiligte	
(1)	In	Verfahren	auf	Erteilung	eines	Erbscheins	 ist	Beteiligter	der	Antragsteller.	Ferner	können	

als	Beteiligte	hinzugezogen	werden:	
1.		die	gesetzlichen	Erben,	
2.		diejenigen,	die	nach	dem	Inhalt	einer	vorliegenden	Verfügung	von	Todes	wegen	als	Erben	in	
Betracht	kommen,	

3.		die	Gegner	des	Antragstellers,	wenn	ein	Rechtsstreit	über	das	Erbrecht	anhängig	ist,	
4.		diejenigen,	die	im	Fall	der	Unwirksamkeit	der	Verfügung	von	Todes	wegen	Erbe	sein	würden,	
sowie	

5.		alle	Übrigen,	deren	Recht	am	Nachlass	durch	das	Verfahren	unmittelbar	betroffen	wird.	
Auf	ihren	Antrag	sind	sie	hinzuzuziehen.	
(2)	Absatz	1	gilt	entsprechend	für	die	Erteilung	eines	Zeugnisses	nach	§	1507	des	Bürgerlichen	

Gesetzbuchs	 oder	 nach	 den	 §§	 36	 und	 37	 der	 Grundbuchordnung	 sowie	 den	 §§	 42	 und	 74	 der	
Schiffsregisterordnung.	
(3)	 Im	Verfahren	zur	Ernennung	eines	Testamentsvollstreckers	und	zur	Erteilung	eines	Testa-

mentsvollstreckerzeugnisses	ist	Beteiligter	der	Testamentsvollstrecker.	Das	Gericht	kann	als	Betei-
ligte	hinzuziehen:	
1.		die	Erben,	
2.		den	Mitvollstrecker.	

Auf	ihren	Antrag	sind	sie	hinzuzuziehen.	
(4)	 In	den	sonstigen	auf	Antrag	durchzuführenden	Nachlassverfahren	sind	als	Beteiligte	hinzu-

zuziehen	in	Verfahren	betreffend	
1.		eine	 Nachlasspflegschaft	 oder	 eine	 Nachlassverwaltung	 der	 Nachlasspfleger	 oder	 Nachlass-
verwalter;	

2.		die	Entlassung	eines	Testamentsvollstreckers	der	Testamentsvollstrecker;	
3.		die	Bestimmung	erbrechtlicher	Fristen	derjenige,	dem	die	Frist	bestimmt	wird;	
4.		die	Bestimmung	oder	Verlängerung	einer	Inventarfrist	der	Erbe,	dem	die	Frist	bestimmt	wird,	
sowie	im	Fall	des	§	2008	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	dessen	Ehegatte	oder	Lebenspartner;	

5.		die	Abnahme	einer	eidesstattlichen	Versicherung	derjenige,	der	die	eidesstattliche	Versiche-
rung	abzugeben	hat,	sowie	im	Fall	des	§	2008	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	dessen	Ehegatte	
oder	Lebenspartner.	

Das	Gericht	kann	alle	Übrigen,	deren	Recht	durch	das	Verfahren	unmittelbar	betroffen	wird,	als	Be-
teiligte	hinzuziehen.	Auf	ihren	Antrag	sind	sie	hinzuzuziehen.	
	

Unterabschnitt	2	
Verwahrung	von	Verfügungen	von	Todes	wegen	

	
§	346	Verfahren	bei	besonderer	amtlicher	Verwahrung	

	
	 		 „(7)	Für	die	Entgegennahme	einer	Erklärung,	mit	der	die	Erbschaft	ausgeschlagen	 (§	1945	Abs.	1	

des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs)	oder	die	Ausschlagung	angefochten	 (§	1955	des	Bürgerlichen	Gesetz-
buchs)	wird,	ist	auch	das	Nachlassgericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	der	Ausschlagende	oder	Anfech-
tende	seinen	Wohnsitz	hat.	Die	Niederschrift	über	die	Erklärung	ist	von	diesem	Gericht	an	das	zustän-
dige	Nachlassgericht	zu	übersenden.“	
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(1)	Die	Annahme	einer	Verfügung	von	Todes	wegen	 in	besondere	amtliche	Verwahrung	sowie	
deren	Herausgabe	ist	von	dem	Richter	anzuordnen	und	von	ihm	und	dem	Urkundsbeamten	der	Ge-
schäftsstelle	gemeinschaftlich	zu	bewirken.	
(2)	Die	Verwahrung	erfolgt	unter	gemeinschaftlichem	Verschluss	des	Richters	und	des	Urkunds-

beamten	der	Geschäftsstelle.	
(3)	Dem	Erblasser	soll	über	die	in	Verwahrung	genommene	Verfügung	von	Todes	wegen	ein	Hin-

terlegungsschein	 erteilt	 werden;	 bei	 einem	 gemeinschaftlichen	 Testament	 erhält	 jeder	 Erblasser	
einen	eigenen	Hinterlegungsschein,	bei	einem	Erbvertrag	jeder	Vertragschließende.	
	
§	347	Mitteilung	über	die	Verwahrung	
(1)	 Nimmt	 das	 Gericht	 ein	 eigenhändiges	 Testament	 oder	 ein	 Nottestament	 in	 die	 besondere	

amtliche	 Verwahrung,	 übermittelt	 es	 unverzüglich	 die	 Verwahrangaben	 im	 Sinne	 von	 §	 78d	 Ab-
satz	2	Satz	2	der	Bundesnotarordnung	elektronisch	an	die	das	Zentrale	Testamentsregister	führen-
de	Registerbehörde.	 Satz	1	gilt	 entsprechend	 für	eigenhändige	gemeinschaftliche	Testamente	und	
Erbverträge,	die	nicht	 in	besondere	amtliche	Verwahrung	genommen	worden	sind,	wenn	sie	nach	
dem	Tod	des	Erstverstorbenen	eröffnet	wurden	und	nicht	ausschließlich	Anordnungen	enthalten,	
die	sich	auf	den	mit	dem	Tod	des	Erstverstorbenen	eingetretenen	Erbfall	beziehen.	
(2)	Wird	ein	gemeinschaftliches	Testament	oder	ein	Erbvertrag	nach	§	349	Absatz	2	Satz	2	und	

Absatz	4	erneut	in	die	besondere	amtliche	Verwahrung	genommen,	so	übermittelt	das	nach	§	344	
Absatz	2	oder	Absatz	3	zuständige	Gericht	die	Verwahrangaben	an	die	das	Zentrale	Testamentsre-
gister	führende	Registerbehörde,	soweit	vorhanden	unter	Bezugnahme	auf	die	bisherige	Registrie-
rung.	
(3)	Wird	eine	in	die	besondere	amtliche	Verwahrung	genommene	Verfügung	von	Todes	wegen	

aus	der	besonderen	amtlichen	Verwahrung	zurückgegeben,	teilt	das	verwahrende	Gericht	dies	der	
Registerbehörde	mit.190	

	
190		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2012.—Artikel	3	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	2255)	hat	Abs.	1	bis	3	neu	

gefasst.	Abs.	1	bis	3	lauteten:	
	 		 „(1)	Über	jede	in	besondere	amtliche	Verwahrung	genommene	Verfügung	von	Todes	wegen	ist	das	

für	den	Geburtsort	des	Erblassers	zuständige	Standesamt	schriftlich	zu	unterrichten.	Hat	der	Erblasser	
keinen	inländischen	Geburtsort,	ist	die	Mitteilung	an	das	Amtsgericht	Schöneberg	in	Berlin	zu	richten.	
Bei	den	Standesämtern	und	beim	Amtsgericht	Schöneberg	in	Berlin	werden	Verzeichnisse	über	die	in	
amtlicher	Verwahrung	befindlichen	Verfügungen	von	Todes	wegen	geführt.	Erhält	die	das	Testaments-
verzeichnis	führende	Stelle	Nachricht	vom	Tod	des	Erblassers,	teilt	sie	dies	dem	Gericht	schriftlich	mit,	
von	dem	die	Mitteilung	nach	Satz	1	stammt.	Die	Mitteilungspflichten	der	Standesämter	bestimmen	sich	
nach	dem	Personenstandsgesetz.	

	 		 (2)	Absatz	1	gilt	entsprechend	für	ein	gemeinschaftliches	Testament,	das	nicht	in	besondere	amtli-
che	Verwahrung	genommen	worden	ist,	wenn	es	nach	dem	Tod	des	Erstverstorbenen	eröffnet	worden	
ist	und	nicht	ausschließlich	Anordnungen	enthält,	die	sich	auf	den	mit	dem	Tod	des	verstorbenen	Ehe-
gatten	oder	des	verstorbenen	Lebenspartners	eingetretenen	Erbfall	beziehen.	

	 		 (3)	Für	Erbverträge,	die	nicht	 in	besondere	amtliche	Verwahrung	genommen	worden	sind,	 sowie	
für	gerichtliche	oder	notariell	beurkundete	Erklärungen,	nach	denen	die	Erbfolge	geändert	worden	ist,	
gilt	Absatz	1	entsprechend;	in	diesen	Fällen	obliegt	die	Mitteilungspflicht	der	Stelle,	die	die	Erklärungen	
beurkundet	hat.“	

	 Artikel	3	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	geändert.	Abs.	4	lautete:	
	 		 „(4)	 	Die	Landesregierungen	erlassen	durch	Rechtsverordnung	Vorschriften	über	Art	und	Umfang	

der	Mitteilungen	nach	den	Absätzen	1	bis	3	sowie	§	34a	des	Beurkundungsgesetzes,	über	den	Inhalt	der	
Testamentsverzeichnisse	sowie	die	Löschung	der	in	den	Testamentsverzeichnissen	gespeicherten	Da-
ten.	Die	Erhebung	und	Verwendung	der	Daten	ist	auf	das	für	die	Wiederauffindung	der	Verfügung	von	
Todes	wegen	 unumgänglich	 Notwendige	 zu	 beschränken.	 Der	 das	 Testamentsverzeichnis	 führenden	
Stelle	dürfen	nur	die	Identifizierungsdaten	des	Erblassers,	die	Art	der	Verfügung	von	Todes	wegen	so-
wie	das	Datum	der	Inverwahrnahme	mitgeteilt	werden.	Die	Fristen	für	die	Löschung	der	Daten	dürfen	
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Unterabschnitt	3	

Eröffnung	von	Verfügungen	von	Todes	wegen	
	
§	348	Eröffnung	von	Verfügungen	von	Todes	wegen	durch	das	Nachlassgericht	
(1)	Sobald	das	Gericht	vom	Tod	des	Erblassers	Kenntnis	erlangt	hat,	hat	es	eine	 in	seiner	Ver-

wahrung	befindliche	Verfügung	von	Todes	wegen	zu	eröffnen.	Über	die	Eröffnung	ist	eine	Nieder-
schrift	 aufzunehmen.	War	 die	 Verfügung	 von	 Todes	wegen	 verschlossen,	 ist	 in	 der	 Niederschrift	
festzustellen,	ob	der	Verschluss	unversehrt	war.	
(2)	Das	Gericht	kann	zur	Eröffnung	der	Verfügung	von	Todes	wegen	einen	Termin	bestimmen	

und	die	gesetzlichen	Erben	sowie	die	sonstigen	Beteiligten	zum	Termin	laden.	Den	Erschienenen	ist	
der	Inhalt	der	Verfügung	von	Todes	wegen	mündlich	bekannt	zu	geben.	Sie	kann	den	Erschienenen	
auch	vorgelegt	werden;	auf	Verlangen	ist	sie	ihnen	vorzulegen.	
(3)	Das	Gericht	hat	den	Beteiligten	den	sie	betreffenden	Inhalt	der	Verfügung	von	Todes	wegen	

schriftlich	bekannt	zu	geben.	Dies	gilt	nicht	für	Beteiligte,	die	in	einem	Termin	nach	Absatz	2	anwe-
send	waren.	
	
§	349	Besonderheiten	bei	der	Eröffnung	von	gemeinschaftlichen	Testamenten	und		
Erbverträgen	
(1)	Bei	der	Eröffnung	eines	gemeinschaftlichen	Testaments	sind	die	Verfügungen	des	überleben-

den	Ehegatten	oder	Lebenspartners,	soweit	sie	sich	trennen	lassen,	den	Beteiligten	nicht	bekannt	zu	
geben.	

	
die	Dauer	von	fünf	Jahren	seit	dem	Tod	des	Erblassers	nicht	überschreiten;	ist	der	Erblasser	für	tot	er-
klärt	oder	der	Todeszeitpunkt	gerichtlich	festgelegt	worden,	sind	die	Daten	spätestens	nach	30	Jahren	
zu	löschen.“	

	 Artikel	3	Nr.	3	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	Satz	1	„den	Absätzen	1	bis	3	sowie	§	34a	des	Beurkun-
dungsgesetzes“	durch	„Absatz	4	Satz	2“	ersetzt.	

	 Artikel	3	Nr.	4	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	6	„Satz	1“	durch	„Satz	3“	ersetzt.	
	 09.06.2017.—Artikel	4	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2017	(BGBl.	I	S.	1396)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„§	78b“	

durch	„§	78d“	ersetzt.	
	 01.08.2021.—Artikel	15	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2154)	hat	Abs.	4	bis	6	aufgehoben.	

Abs.	4	bis	6	lauteten:	
	 		 „(4)		Die	bei	den	Standesämtern	und	beim	Amtsgericht	Schöneberg	in	Berlin	bestehenden	Verzeich-

nisse	 über	 die	 in	 amtlicher	Verwahrung	befindlichen	Verfügungen	 von	Todes	wegen	werden	bis	 zur	
Überführung	in	das	Zentrale	Testamentsregister	nach	dem	Testamentsverzeichnis-Überführungsgesetz	
von	diesen	Stellen	weitergeführt.	Erhält	die	das	Testamentsverzeichnis	führende	Stelle	Nachricht	vom	
Tod	des	Erblassers,	teilt	sie	dies	der	Stelle	mit,	von	der	die	Verwahrungsnachricht	stammt,	soweit	nicht	
die	das	Zentrale	Testamentsregister	führende	Registerbehörde	die	Mitteilungen	über	Sterbefälle	nach	
§	4	Absatz	1	des	Testamentsverzeichnis-Überführungsgeset-zes	bearbeitet.	Die	Landesregierungen	er-
lassen	durch	Rechtsverordnung	Vorschriften	über	Art	und	Umfang	der	Mitteilungen	nach	Satz	2,	über	
den	Inhalt	der	Testamentsverzeichnisse	sowie	die	Löschung	der	in	den	Testamentsverzeichnissen	ge-
speicherten	Daten.	Die	Verwendung	der	Daten	ist	auf	das	für	die	Wiederauffindung	der	Verfügung	von	
Todes	wegen	unumgänglich	Notwendige	zu	beschränken.	Die	Fristen	für	die	Löschung	der	Daten	dür-
fen	die	Dauer	von	fünf	Jahren	seit	dem	Tod	des	Erblassers	nicht	überschreiten;	ist	der	Erblasser	für	tot	
erklärt	oder	der	Todeszeitpunkt	gerichtlich	festgelegt	worden,	sind	die	Daten	spätestens	nach	30	Jah-
ren	zu	löschen.	

	 		 (5)	 Die	 Mitteilungen	 nach	 Absatz	 4	 Satz	 2	 können	 elektronisch	 erfolgen.	 Die	 Landesregierungen	
bestimmen	durch	Rechtsverordnung	den	Zeitpunkt,	von	dem	an	Mitteilungen	in	ihrem	Bereich	elektro-
nisch	erteilt	und	eingereicht	werden	können,	sowie	die	für	die	Bearbeitung	der	Dokumente	geeignete	
Form.	

	 		 (6)	Die	Landesregierungen	können	die	Ermächtigungen	nach	Absatz	4	Satz	3	und	Absatz	5	Satz	2	
durch	Rechtsverordnung	auf	die	Landesjustizverwaltungen	übertragen.“	
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(2)	Hat	 sich	 ein	 gemeinschaftliches	Testament	 in	besonderer	 amtlicher	Verwahrung	befunden,	
ist	 von	 den	 Verfügungen	 des	 verstorbenen	 Ehegatten	 oder	 Lebenspartners	 eine	 beglaubigte	 Ab-
schrift	anzufertigen.	Das	Testament	ist	wieder	zu	verschließen	und	bei	dem	nach	§	344	Abs.	2	zu-
ständigen	Gericht	erneut	in	besondere	amtliche	Verwahrung	zurückzubringen.	
(3)	Absatz	2	gilt	nicht,	wenn	das	Testament	nur	Anordnungen	enthält,	die	sich	auf	den	Erbfall	des	

erstversterbenden	 Ehegatten	 oder	 Lebenspartners	 beziehen,	 insbesondere	 wenn	 das	 Testament	
sich	auf	die	Erklärung	beschränkt,	dass	die	Ehegatten	oder	Lebenspartner	sich	gegenseitig	zu	Erben	
einsetzen.	
(4)	Die	Absätze	1	bis	3	sind	auf	Erbverträge	entsprechend	anzuwenden.	

	
§	350	Eröffnung	der	Verfügung	von	Todes	wegen	durch	ein	anderes	Gericht	
Hat	ein	nach	§	344	Abs.	6	zuständiges	Gericht	die	Verfügung	von	Todes	wegen	eröffnet,	hat	es	

diese	und	eine	beglaubigte	Abschrift	der	Eröffnungsniederschrift	dem	Nachlassgericht	zu	übersen-
den;	eine	beglaubigte	Abschrift	der	Verfügung	von	Todes	wegen	ist	zurückzubehalten.	
	
§	351	Eröffnungsfrist	für	Verfügungen	von	Todes	wegen	
Befindet	sich	ein	Testament,	ein	gemeinschaftliches	Testament	oder	ein	Erbvertrag	seit	mehr	als	

30	Jahren	in	amtlicher	Verwahrung,	soll	die	verwahrende	Stelle	von	Amts	wegen	ermitteln,	ob	der	
Erblasser	noch	lebt.	Kann	die	verwahrende	Stelle	nicht	ermitteln,	dass	der	Erblasser	noch	lebt,	 ist	
die	Verfügung	von	Todes	wegen	zu	eröffnen.	Die	§§	348	bis	350	gelten	entsprechend.	
	

Unterabschnitt	4	
Erbscheinsverfahren;	Testamentsvollstreckung	

	
§	352	Angaben	im	Antrag	auf	Erteilung	eines	Erbscheins;	Nachweis	der	Richtigkeit	
(1)	Wer	die	Erteilung	eines	Erbscheins	als	gesetzlicher	Erbe	beantragt,	hat	anzugeben	
1.		den	Zeitpunkt	des	Todes	des	Erblassers,	
2.		den	letzten	gewöhnlichen	Aufenthalt	und	die	Staatsangehörigkeit	des	Erblassers,	
3.		das	Verhältnis,	auf	dem	sein	Erbrecht	beruht,	
4.		ob	und	welche	Personen	vorhanden	sind	oder	vorhanden	waren,	durch	die	er	von	der	Erbfol-
ge	ausgeschlossen	oder	sein	Erbteil	gemindert	werden	würde,	

5.		ob	und	welche	Verfügungen	des	Erblassers	von	Todes	wegen	vorhanden	sind,	
6.		ob	ein	Rechtsstreit	über	sein	Erbrecht	anhängig	ist,	
7.		dass	er	die	Erbschaft	angenommen	hat,	
8.		die	Größe	seines	Erbteils.	

Ist	eine	Person	weggefallen,	durch	die	der	Antragsteller	von	der	Erbfolge	ausgeschlossen	oder	sein	
Erbteil	gemindert	werden	würde,	so	hat	der	Antragsteller	anzugeben,	in	welcher	Weise	die	Person	
weggefallen	ist.	
(2)	Wer	die	Erteilung	des	Erbscheins	auf	Grund	einer	Verfügung	von	Todes	wegen	beantragt,	hat	
1.		die	Verfügung	zu	bezeichnen,	auf	der	sein	Erbrecht	beruht,	
2.		anzugeben,	ob	und	welche	sonstigen	Verfügungen	des	Erblassers	von	Todes	wegen	vorhan-
den	sind,	und	

3.		die	 in	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1,	2	und	6	bis	8	sowie	Satz	2	vorgeschriebenen	Angaben	zu	
machen.	

(3)	Der	Antragsteller	hat	die	Richtigkeit	der	Angaben	nach	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	und	3	so-
wie	Satz	2	durch	öffentliche	Urkunden	nachzuweisen	und	im	Fall	des	Absatzes	2	die	Urkunde	vorzu-
legen,	 auf	 der	 sein	 Erbrecht	 beruht.	 Sind	 die	 Urkunden	 nicht	 oder	 nur	mit	 unverhältnismäßigen	
Schwierigkeiten	zu	beschaffen,	so	genügt	die	Angabe	anderer	Beweismittel.	Zum	Nachweis,	dass	der	
Erblasser	 zur	 Zeit	 seines	 Todes	 im	 Güterstand	 der	 Zugewinngemeinschaft	 gelebt	 hat,	 und	 zum	
Nachweis	der	übrigen	nach	den	Absätzen	1	und	2	erforderlichen	Angaben	hat	der	Antragsteller	vor	
Gericht	 oder	 vor	 einem	Notar	 an	 Eides	 statt	 zu	 versichern,	 dass	 ihm	nichts	 bekannt	 sei,	was	 der	
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Richtigkeit	 seiner	Angaben	 entgegensteht.	 Das	Nachlassgericht	 kann	 dem	Antragsteller	 die	 Versi-
cherung	erlassen,	wenn	es	sie	für	nicht	erforderlich	hält.191	
	
§	352a	Gemeinschaftlicher	Erbschein	
(1)	Sind	mehrere	Erben	vorhanden,	so	ist	auf	Antrag	ein	gemeinschaftlicher	Erbschein	zu	ertei-

len.	Der	Antrag	kann	von	jedem	der	Erben	gestellt	werden.	
(2)	In	dem	Antrag	sind	die	Erben	und	ihre	Erbteile	anzugeben.	Die	Angabe	der	Erbteile	ist	nicht	

erforderlich,	wenn	alle	Antragsteller	in	dem	Antrag	auf	die	Aufnahme	der	Erbteile	in	den	Erbschein	
verzichten.	
(3)	Wird	der	Antrag	nicht	von	allen	Erben	gestellt,	so	hat	er	die	Angabe	zu	enthalten,	dass	die	üb-

rigen	Erben	die	Erbschaft	angenommen	haben.	§	352	Absatz	3	gilt	auch	für	die	sich	auf	die	übrigen	
Erben	beziehenden	Angaben	des	Antragstellers.	
(4)	Die	Versicherung	an	Eides	statt	gemäß	§	352	Absatz	3	Satz	3	ist	von	allen	Erben	abzugeben,	

sofern	 nicht	 das	 Nachlassgericht	 die	 Versicherung	 eines	 oder	 mehrerer	 Erben	 für	 ausreichend	
hält.192	
	
§	352b	Inhalt	des	Erbscheins	für	den	Vorerben;	Angabe	des	Testamentsvollstreckers	
(1)	In	dem	Erbschein,	der	einem	Vorerben	erteilt	wird,	ist	anzugeben,	dass	eine	Nacherbfolge	an-

geordnet	ist,	unter	welchen	Voraussetzungen	sie	eintritt	und	wer	der	Nacherbe	ist.	Hat	der	Erblas-
ser	den	Nacherben	auf	dasjenige	eingesetzt,	was	von	der	Erbschaft	bei	dem	Eintritt	der	Nacherbfol-
ge	übrig	sein	wird,	oder	hat	er	bestimmt,	dass	der	Vorerbe	zur	freien	Verfügung	über	die	Erbschaft	
berechtigt	sein	soll,	so	ist	auch	dies	anzugeben.	
(2)	Hat	der	Erblasser	einen	Testamentsvollstrecker	ernannt,	 so	 ist	die	Ernennung	 in	dem	Erb-

schein	anzugeben.193	
	
§	352c	Gegenständlich	beschränkter	Erbschein	
(1)	Gehören	zu	einer	Erbschaft	auch	Gegenstände,	die	sich	im	Ausland	befinden,	kann	der	Antrag	

auf	Erteilung	eines	Erbscheins	auf	die	im	Inland	befindlichen	Gegenstände	beschränkt	werden.	
(2)	Ein	Gegenstand,	 für	den	von	einer	deutschen	Behörde	ein	zur	Eintragung	des	Berechtigten	

bestimmtes	Buch	oder	Register	geführt	wird,	gilt	als	im	Inland	befindlich.	Ein	Anspruch	gilt	als	im	
Inland	befindlich,	wenn	für	die	Klage	ein	deutsches	Gericht	zuständig	ist.194	

	
191		 ÄNDERUNGEN	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	352	Entscheidung	über	Erbscheinsanträge	
	 		 (1)	Die	Entscheidung,	dass	die	zur	Erteilung	eines	Erbscheins	erforderlichen	Tatsachen	für	festge-

stellt	erachtet	werden,	ergeht	durch	Beschluss.	Der	Beschluss	wird	mit	Erlass	wirksam.	Einer	Bekannt-
gabe	des	Beschlusses	bedarf	es	nicht.	

	 		 (2)	Widerspricht	der	Beschluss	dem	erklärten	Willen	eines	Beteiligten,	ist	der	Beschluss	den	Betei-
ligten	bekannt	zu	geben.	Das	Gericht	hat	in	diesem	Fall	die	sofortige	Wirksamkeit	des	Beschlusses	aus-
zusetzen	und	die	Erteilung	des	Erbscheins	bis	zur	Rechtskraft	des	Beschlusses	zurückzustellen.	

	 		 (3)	Ist	der	Erbschein	bereits	erteilt,	ist	die	Beschwerde	gegen	den	Beschluss	nur	noch	insoweit	zu-
lässig,	als	die	Einziehung	des	Erbscheins	beantragt	wird.“	

192		 QUELLE	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
193		 QUELLE	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
194		 QUELLE	
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§	352d	Öffentliche	Aufforderung	
Das	Nachlassgericht	kann	eine	öffentliche	Aufforderung	zur	Anmeldung	der	anderen	Personen	

zustehenden	Erbrechte	erlassen;	die	Art	der	Bekanntmachung	und	die	Dauer	der	Anmeldungsfrist	
bestimmen	sich	nach	den	für	das	Aufgebotsverfahren	geltenden	Vorschriften.195	
	
§	352e	Entscheidung	über	Erbscheinsanträge	
(1)	Der	Erbschein	ist	nur	zu	erteilen,	wenn	das	Nachlassgericht	die	zur	Begründung	des	Antrags	

erforderlichen	 Tatsachen	 für	 festgestellt	 erachtet.	 Die	 Entscheidung	 ergeht	 durch	 Beschluss.	 Der	
Beschluss	wird	mit	Erlass	wirksam.	Einer	Bekanntgabe	des	Beschlusses	bedarf	es	nicht.	
(2)	Widerspricht	der	Beschluss	dem	erklärten	Willen	eines	Beteiligten,	ist	der	Beschluss	den	Be-

teiligten	bekannt	zu	geben.	Das	Gericht	hat	in	diesem	Fall	die	sofortige	Wirksamkeit	des	Beschlusses	
auszusetzen	und	die	Erteilung	des	Erbscheins	bis	zur	Rechtskraft	des	Beschlusses	zurückzustellen.	
(3)	Ist	der	Erbschein	bereits	erteilt,	 ist	die	Beschwerde	gegen	den	Beschluss	nur	noch	insoweit	

zulässig,	als	die	Einziehung	des	Erbscheins	beantragt	wird.196	
	
§	353	Einziehung	oder	Kraftloserklärung	von	Erbscheinen	
(1)	Kann	der	Erbschein	im	Verfahren	über	die	Einziehung	nicht	sofort	erlangt	werden,	so	hat	ihn	

das	Nachlassgericht	durch	Beschluss	für	kraftlos	zu	erklären.	Der	Beschluss	ist	entsprechend	§	435	
öffentlich	bekannt	 zu	machen.	Mit	Ablauf	 eines	Monats	nach	Veröffentlichung	 im	Bundesanzeiger	
wird	die	Kraftloserklärung	wirksam.	Nach	Veröffentlichung	des	Beschlusses	kann	dieser	nicht	mehr	
angefochten	werden.	
(2)	 In	Verfahren	 über	 die	 Einziehung	 oder	Kraftloserklärung	 eines	 Erbscheins	 hat	 das	Gericht	

über	die	Kosten	des	Verfahrens	zu	entscheiden.	Die	Kostenentscheidung	soll	 zugleich	mit	der	En-
dentscheidung	ergehen.	
(3)	Ist	der	Erbschein	bereits	eingezogen,	ist	die	Beschwerde	gegen	den	Einziehungsbeschluss	nur	

insoweit	zulässig,	als	die	Erteilung	eines	neuen	gleichlautenden	Erbscheins	beantragt	wird.	Die	Be-
schwerde	gilt	im	Zweifel	als	Antrag	auf	Erteilung	eines	neuen	gleichlautenden	Erbscheins.197	
	
§	354	Sonstige	Zeugnisse	
(1)	Die	§§	352	bis	353	gelten	entsprechend	für	die	Erteilung	von	Zeugnissen	nach	den	§§	1507		

und	2368	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs,	den	§§	36	und	37	der	Grundbuchordnung	sowie	den	§§	42	
und	74	der	Schiffsregisterordnung.	
(2)	 Ist	 der	 Testamentsvollstrecker	 in	 der	 Verwaltung	 des	Nachlasses	 beschränkt	 oder	 hat	 der	

Erblasser	angeordnet,	dass	der	Testamentsvollstrecker	in	der	Eingehung	von	Verbindlichkeiten	für	

	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
195		 QUELLE	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
196		 QUELLE	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
197		 ÄNDERUNGEN	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	Abs.	3	aufgehoben,	

Abs.	1	und	2	in	Abs.	2	und	3	umnummeriert	und	Abs.	1	eingefügt.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	 Ein	 Beschluss,	 durch	 den	 ein	 Erbschein	 für	 kraftlos	 erklärt	 wird,	 ist	 nicht	mehr	 anfechtbar,	

nachdem	der	Beschluss	öffentlich	bekannt	gemacht	ist	(§	2361	Abs.	2	Satz	2	des	Bürgerlichen	Gesetz-
buchs).“	
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den	Nachlass	nicht	beschränkt	 sein	soll,	 so	 ist	dies	 in	dem	Zeugnis	nach	§	2368	des	Bürgerlichen	
Gesetzbuchs	anzugeben.198	
	
§	355	Testamentsvollstreckung	
(1)	 Ein	Beschluss,	 durch	 den	 das	Nachlassgericht	 einem	Dritten	 eine	 Frist	 zur	 Erklärung	 nach	

§	2198	Abs.	2	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	oder	einer	zum	Testamentsvollstrecker	ernannten	Per-
son	eine	Frist	zur	Annahme	des	Amtes	bestimmt,	ist	mit	der	sofortigen	Beschwerde	in	entsprechen-
der	Anwendung	der	§§	567	bis	572	der	Zivilprozessordnung	anfechtbar.	
(2)	 Auf	 einen	 Beschluss,	 durch	 den	 das	 Gericht	 bei	 einer	 Meinungsverschiedenheit	 zwischen	

mehreren	Testamentsvollstreckern	über	die	Vornahme	eines	Rechtsgeschäfts	entscheidet,	 ist	§	40	
Abs.	3	entsprechend	anzuwenden;	die	Beschwerde	ist	binnen	einer	Frist	von	zwei	Wochen	einzule-
gen.	
(3)	Führen	mehrere	Testamentsvollstrecker	das	Amt	gemeinschaftlich,	steht	die	Beschwerde	ge-

gen	 einen	 Beschluss,	 durch	 den	 das	 Gericht	 Anordnungen	 des	 Erblassers	 für	 die	 Verwaltung	 des	
Nachlasses	außer	Kraft	setzt,	sowie	gegen	einen	Beschluss,	durch	den	das	Gericht	über	Meinungs-
verschiedenheiten	 zwischen	 den	 Testamentsvollstreckern	 entscheidet,	 jedem	 Testamentsvollstre-
cker	selbständig	zu.	
	

Unterabschnitt	5	
Sonstige	verfahrensrechtliche	Regelungen	

	
§	356	Mitteilungspflichten	
(1)	Erhält	das	Gericht	Kenntnis	davon,	dass	ein	Kind	Vermögen	von	Todes	wegen	erworben	hat,	

das	nach	§	1640	Abs.	1	Satz	1	und	Abs.	2	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	zu	verzeichnen	ist,	teilt	es	
dem	Familiengericht	den	Vermögenserwerb	mit.	
(2)	Hat	ein	Gericht	nach	§	344	Abs.	4	Maßnahmen	zur	Sicherung	des	Nachlasses	angeordnet,	soll	

es	das	nach	§	343	zuständige	Gericht	hiervon	unterrichten.	
(3)	Ist	in	einer	Verfügung	von	Todes	wegen	ein	Stiftungsgeschäft	enthalten,	hat	das	Nachlassge-

richt	 der	 zuständigen	 Behörde	 des	 Landes	 den	 sie	 betreffenden	 Inhalt	 der	 Verfügung	 von	 Todes	
wegen	 zur	Anerkennung	 der	 Stiftung	 bekannt	 zu	 geben,	 es	 sei	 denn,	 dem	Nachlassgericht	 ist	 be-
kannt,	dass	die	Anerkennung	der	Stiftung	schon	von	einem	Erben	oder	Testamentsvollstrecker	be-
antragt	wurde.199	
	
§	357	Einsicht	in	eine	eröffnete	Verfügung	von	Todes	wegen;	Ausfertigung	eines	Erbscheins	
oder	anderen	Zeugnisses	
(1)	Wer	ein	 rechtliches	 Interesse	glaubhaft	macht,	 ist	berechtigt,	 eine	eröffnete	Verfügung	von	

Todes	wegen	einzusehen.	
(2)	Wer	ein	rechtliches	Interesse	glaubhaft	macht,	kann	verlangen,	dass	ihm	von	dem	Gericht	ei-

ne	Ausfertigung	des	Erbscheins	erteilt	wird.	Das	Gleiche	gilt	 für	die	nach	§	354	erteilten	gerichtli-
chen	Zeugnisse	sowie	für	die	Beschlüsse,	die	sich	auf	die	Ernennung	oder	die	Entlassung	eines	Tes-
tamentsvollstreckers	beziehen.	
	

	
198		 ÄNDERUNGEN	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Die	 §§	 352	 und	 353	 gelten	 entsprechend	 für	 die	 Erteilung	 von	 Zeugnissen	 nach	 den	 §§	 1507	

und	2368	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs,	 den	 §§	36	und	37	der	Grundbuchordnung	 sowie	den	 §§	42	
und	74	der	Schiffsregisterordnung.“	

199		 ÄNDERUNGEN	
	 01.07.2023.—Artikel	6	des	Gesetzes	vom	16.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	2947)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
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§	358	Zwang	zur	Ablieferung	von	Testamenten	
In	den	Fällen	des	§	2259	Abs.	1	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	erfolgt	die	Anordnung	der	Abliefe-

rung	des	Testaments	durch	Beschluss.	
	
§	359	Nachlassverwaltung	
(1)	Der	Beschluss,	durch	den	dem	Antrag	des	Erben,	die	Nachlassverwaltung	anzuordnen,	statt-

gegeben	wird,	ist	nicht	anfechtbar.	
(2)	Gegen	den	Beschluss,	durch	den	dem	Antrag	eines	Nachlassgläubigers,	die	Nachlassverwal-

tung	anzuordnen,	stattgegeben	wird,	steht	die	Beschwerde	nur	dem	Erben,	bei	Miterben	jedem	Er-
ben,	sowie	dem	Testamentsvollstrecker	zu,	der	zur	Verwaltung	des	Nachlasses	berechtigt	ist.	
	
§	360	Bestimmung	einer	Inventarfrist	
(1)	Die	Frist	zur	Einlegung	einer	Beschwerde	gegen	den	Beschluss,	durch	den	dem	Erben	eine	

Inventarfrist	 bestimmt	wird,	 beginnt	 für	 jeden	Nachlassgläubiger	mit	 dem	 Zeitpunkt,	 in	 dem	 der	
Beschluss	dem	Nachlassgläubiger	bekannt	gemacht	wird,	der	den	Antrag	auf	die	Bestimmung	der	
Inventarfrist	gestellt	hat.	
(2)	Absatz	1	gilt	entsprechend	für	die	Beschwerde	gegen	einen	Beschluss,	durch	den	über	die	Be-

stimmung	einer	neuen	 Inventarfrist	 oder	über	den	Antrag	des	Erben,	 die	 Inventarfrist	 zu	 verlän-
gern,	entschieden	wird.	
	
§	361	Eidesstattliche	Versicherung	
Verlangt	ein	Nachlassgläubiger	von	dem	Erben	die	Abgabe	der	 in	§	2006	des	Bürgerlichen	Ge-

setzbuchs	vorgesehenen	eidesstattlichen	Versicherung,	kann	die	Bestimmung	des	Termins	zur	Ab-
gabe	der	eidesstattlichen	Versicherung	sowohl	von	dem	Nachlassgläubiger	als	auch	von	dem	Erben	
beantragt	werden.	 Zu	 dem	Termin	 sind	 beide	Teile	 zu	 laden.	Die	Anwesenheit	 des	Gläubigers	 ist	
nicht	erforderlich.	Die	§§	478	bis	480	und	483	der	Zivilprozessordnung	gelten	entsprechend.	
	
§	362	Stundung	des	Pflichtteilsanspruchs	
Für	 das	 Verfahren	 über	 die	 Stundung	 eines	 Pflichtteilsanspruchs	 (§	 2331a	 in	 Verbindung	mit		

§	1382	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs)	gilt	§	264	entsprechend.	
	

Abschnitt	3	
Verfahren	in	Teilungssachen	

	
§	363	Antrag	
(1)	Bei	mehreren	Erben	hat	der	Notar	auf	Antrag	die	Auseinandersetzung	des	Nachlasses	zwi-

schen	den	Beteiligten	zu	vermitteln;	das	gilt	nicht,	wenn	ein	zur	Auseinandersetzung	berechtigter	
Testamentsvollstrecker	vorhanden	ist.	
(2)	Antragsberechtigt	 ist	 jeder	Miterbe,	 der	Erwerber	 eines	Erbteils	 sowie	derjenige,	welchem	

ein	Pfandrecht	oder	ein	Nießbrauch	an	einem	Erbteil	zusteht.	
(3)	In	dem	Antrag	sollen	die	Beteiligten	und	die	Teilungsmasse	bezeichnet	werden.200	

	
§	364201	

	
200		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	in	Abs.	1	„das	Gericht“	

durch	„der	Notar“	ersetzt.	
201		 AUFHEBUNG	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	364	Pflegschaft	für	abwesende	Beteiligte	
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§	365	Ladung	
(1)	Der	Notar	hat	den	Antragsteller	und	die	übrigen	Beteiligten	zu	einem	Verhandlungstermin	zu	

laden.	Die	Ladung	durch	öffentliche	Zustellung	ist	unzulässig.	
(2)	Die	Ladung	soll	den	Hinweis	darauf	enthalten,	dass	ungeachtet	des	Ausbleibens	eines	Betei-

ligten	 über	 die	 Auseinandersetzung	 verhandelt	wird	 und	 dass	 die	 Ladung	 zu	 dem	 neuen	 Termin	
unterbleiben	kann,	falls	der	Termin	vertagt	oder	ein	neuer	Termin	zur	Fortsetzung	der	Verhandlung	
anberaumt	werden	sollte.	Sind	Unterlagen	für	die	Auseinandersetzung	vorhanden,	ist	in	der	Ladung	
darauf	 hinzuweisen,	 dass	 die	 Unterlagen	 in	 den	 Geschäftsräumen	 des	Notars	 eingesehen	werden	
können.202	
	
§	366	Außergerichtliche	Vereinbarung	
(1)	Treffen	die	erschienenen	Beteiligten	vor	der	Auseinandersetzung	eine	Vereinbarung,	 insbe-

sondere	über	die	Art	der	Teilung,	hat	der	Notar	die	Vereinbarung	zu	beurkunden.	Das	Gleiche	gilt	
für	Vorschläge	eines	Beteiligten,	wenn	nur	dieser	erschienen	ist.	
(2)	Sind	alle	Beteiligten	erschienen,	hat	der	Notar	die	von	ihnen	getroffene	Vereinbarung	zu	be-

stätigen.	Dasselbe	gilt,	wenn	die	nicht	erschienenen	Beteiligten	ihre	Zustimmung	zu	einer	gerichtli-
chen	Niederschrift	oder	in	einer	öffentlich	beglaubigten	Urkunde	erteilen.	
(3)	 Ist	 ein	Beteiligter	nicht	 erschienen,	hat	der	Notar,	wenn	der	Beteiligte	nicht	nach	Absatz	2	

Satz	 2	 zugestimmt	 hat,	 ihm	 den	 ihn	 betreffenden	 Inhalt	 der	 Urkunde	 bekannt	 zu	 geben	 und	 ihn	
gleichzeitig	zu	benachrichtigen,	dass	er	die	Urkunde	 in	den	Geschäftsräumen	des	Notars	einsehen	
und	eine	Abschrift	der	Urkunde	fordern	kann.	Die	Bekanntgabe	muss	den	Hinweis	enthalten,	dass	
sein	Einverständnis	mit	dem	Inhalt	der	Urkunde	angenommen	wird,	wenn	er	nicht	innerhalb	einer	
von	dem	Notar	zu	bestimmenden	Frist	die	Anberaumung	eines	neuen	Termins	beantragt	oder	wenn	
er	in	dem	neuen	Termin	nicht	erscheint.	
(4)	Beantragt	der	Beteiligte	rechtzeitig	die	Anberaumung	eines	neuen	Termins	und	erscheint	er	

in	diesem	Termin,	ist	die	Verhandlung	fortzusetzen;	anderenfalls	hat	der	Notar	die	Vereinbarung	zu	
bestätigen.203	
	
§	367	Wiedereinsetzung	
War	im	Fall	des	§	366	der	Beteiligte	ohne	sein	Verschulden	verhindert,	die	Anberaumung	eines	

neuen	Termins	rechtzeitig	zu	beantragen	oder	in	dem	neuen	Termin	zu	erscheinen,	gelten	die	Vor-
schriften	über	die	Wiedereinsetzung	in	den	vorigen	Stand	(§§	17,	18	und	19	Abs.	1)	entsprechend.	
	
§	368	Auseinandersetzungsplan;	Bestätigung	

	
	 		 Das	 Nachlassgericht	 kann	 einem	 abwesenden	 Beteiligten	 für	 das	 Auseinandersetzungsverfahren	

einen	 Pfleger	 bestellen,	 wenn	 die	 Voraussetzungen	 der	 Abwesenheitspflegschaft	 vorliegen.	 Für	 die	
Pflegschaft	tritt	an	die	Stelle	des	Betreuungsgerichts	das	Nachlassgericht.“	

202		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„Das	Gericht“	durch	„Der	Notar“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„auf	der	Geschäftsstelle“	durch	„in	den	Ge-

schäftsräumen	des	Notars“	ersetzt.	
203		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

und	Abs.	2	Satz	1	jeweils	„das	Gericht“	durch	„der	Notar“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	6	 lit.	b	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Satz	1	„das	Gericht,	wenn	er“	durch	„der	

Notar,	wenn	der	Beteiligte“	und	„auf	der	Geschäftsstelle“	durch	„in	den	Geschäftsräumen	des	Notars“	
ersetzt.	

	 Artikel	7	Nr.	6	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„Gericht“	durch	„Notar“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	6	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	„das	Gericht“	durch	„der	Notar“	ersetzt.	
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(1)	 Sobald	nach	Lage	der	 Sache	die	Auseinandersetzung	 stattfinden	kann,	 hat	 der	Notar	 einen	
Auseinandersetzungsplan	anzufertigen.	Sind	die	erschienenen	Beteiligten	mit	dem	Inhalt	des	Plans	
einverstanden,	hat	der	Notar	die	Auseinandersetzung	zu	beurkunden.	Sind	alle	Beteiligten	erschie-
nen,	hat	der	Notar	die	Auseinandersetzung	zu	bestätigen;	dasselbe	gilt,	wenn	die	nicht	erschienenen	
Beteiligten	 ihre	 Zustimmung	 zu	 gerichtlichem	Protokoll	 oder	 in	 einer	 öffentlich	 beglaubigten	Ur-
kunde	erteilen.	
(2)	 Ist	 ein	Beteiligter	 nicht	 erschienen,	 hat	 das	Gericht	 nach	 §	 366	Abs.	 3	 und	4	 zu	 verfahren.	

§	367	ist	entsprechend	anzuwenden.204	
	
§	369	Verteilung	durch	das	Los	
Ist	eine	Verteilung	durch	das	Los	vereinbart,	wird	das	Los,	wenn	nicht	ein	anderes	bestimmt	ist,	

für	die	nicht	erschienenen	Beteiligten	von	einem	durch	den	Notar	zu	bestellenden	Vertreter	gezo-
gen.205	
	
§	370	Aussetzung	bei	Streit	
Ergeben	sich	bei	den	Verhandlungen	Streitpunkte,	 ist	darüber	eine	Niederschrift	aufzunehmen	

und	das	Verfahren	bis	zur	Erledigung	der	Streitpunkte	auszusetzen.	Soweit	unstreitige	Punkte	be-
urkundet	werden	können,	hat	der	Notar	nach	den	§§	366	und	368	Abs.	1	und	2	zu	verfahren.206	
	
§	371	Wirkung	der	bestätigten	Vereinbarung	und	Auseinandersetzung;	Vollstreckung	
(1)	 Vereinbarungen	 nach	 §	 366	 Abs.	 1	 sowie	 Auseinandersetzungen	 nach	 §	 368	 werden	 mit	

Rechtskraft	des	Bestätigungsbeschlusses	wirksam	und	für	alle	Beteiligten	in	gleicher	Weise	verbind-
lich	wie	eine	vertragliche	Vereinbarung	oder	Auseinandersetzung.	
(2)	Aus	der	Vereinbarung	nach	§	366	Abs.	1	sowie	aus	der	Auseinandersetzung	findet	nach	deren	

Wirksamwerden	die	Vollstreckung	 statt.	 Die	 §§	 795	und	797	der	 Zivilprozessordnung	 sind	 anzu-
wenden.	
	
§	372	Rechtsmittel	
(1)	 Ein	 Beschluss,	 durch	 den	 eine	 Frist	 nach	 §	 366	 Abs.	 3	 bestimmt	wird,	 und	 ein	 Beschluss,	

durch	den	über	die	Wiedereinsetzung	entschieden	wird,	 ist	mit	der	sofortigen	Beschwerde	in	ent-
sprechender	Anwendung	der	§§	567	bis	572	der	Zivilprozessordnung	anfechtbar.	
(2)	Die	Beschwerde	gegen	den	Bestätigungsbeschluss	kann	nur	darauf	gegründet	werden,	dass	

die	Vorschriften	über	das	Verfahren	nicht	beachtet	wurden.	
	
§	373	Auseinandersetzung	einer	Gütergemeinschaft	

	
204		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	7	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

bis	3	und	Abs.	2	Satz	1	jeweils	„das	Gericht“	durch	„der	Notar“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	7	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	aufgehoben.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Bedarf	 ein	Beteiligter	 zur	Vereinbarung	nach	 §	366	Abs.	 1	 oder	 zur	Auseinandersetzung	der	

Genehmigung	des	Familien-	oder	Betreuungsgerichts,	ist,	wenn	er	im	Inland	keinen	Vormund,	Betreuer	
oder	Pfleger	hat,	für	die	Erteilung	oder	die	Verweigerung	der	Genehmigung	anstelle	des	Familien-	oder	
des	Betreuungsgerichts	das	Nachlassgericht	zuständig.“	

205		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	„das	Gericht“	durch	

„den	Notar“	ersetzt.	
206		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	in	Satz	2	„das	Gericht“	

durch	„der	Notar“	ersetzt.	
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(1)	Auf	die	Auseinandersetzung	des	Gesamtguts	nach	der	Beendigung	der	ehelichen,	lebenspart-
nerschaftlichen	 oder	 der	 fortgesetzten	Gütergemeinschaft	 sind	 die	 Vorschriften	 dieses	Abschnitts	
entsprechend	anzuwenden.	
(2)	Für	das	Verfahren	zur	Erteilung,	Einziehung	oder	Kraftloserklärung	von	Zeugnissen	über	die	

Auseinandersetzung	des	Gesamtguts	einer	ehelichen,	 lebenspartnerschaftlichen	oder	fortgesetzten	
Gütergemeinschaft	 nach	 den	 §§	 36	 und	 37	 der	 Grundbuchordnung	 sowie	 den	 §§	 42	 und	 74	 der	
Schiffsregisterordnung	gelten	§	345	Abs.	1	sowie	die	§§	352,	352a,	352c	bis	353	und	357	entspre-
chend.207	
	

Buch	5	
Verfahren	in	Registersachen,	unternehmensrechtliche	Verfahren	

	
Abschnitt	1	

Begriffsbestimmung	
	
§	374	Registersachen	
Registersachen	sind	
1.		Handelsregistersachen,	
2.	 Gesellschaftsregistersachen,	
3.		Genossenschaftsregistersachen,	
4.		Partnerschaftsregistersachen,	
5.		Vereinsregistersachen.208	

	
§	375	Unternehmensrechtliche	Verfahren	
Unternehmensrechtliche	Verfahren	sind	die	nach	
1.		 §	145	Absatz	1	und	3,	§	152	Absatz	1	und	§	318	Absatz	3	bis	5	des	Handelsgesetzbuchs,	
2.		 §	 11	 des	 Binnenschifffahrtsgesetzes,	 nach	 den	 Vorschriften	 dieses	 Gesetzes,	 die	 die	 Dis-

pache	betreffen,	sowie	nach	§	595	Absatz	2	des	Handelsgesetzbuchs,	auch	 in	Verbindung	
mit	§	78	des	Binnenschifffahrtsgesetzes,	

3.		 §	33	Abs.	3,	den	§§	35	und	73	Abs.	1,	den	§§	85	und	103	Abs.	3,	den	§§	104	und	122	Abs.	3,	
§	147	Abs.	2,	§	183a	Absatz	3,	§	264	Absatz	2,	§	265	Abs.	3	und	4,	§	270	Abs.	3,	§	273	Abs.	2	
bis	4	sowie	§	290	Absatz	3	des	Aktiengesetzes,	

4.		 Artikel	55	Abs.	3	der	Verordnung	(EG)	Nr.	2157/2001	des	Rates	vom	8.	Oktober	2001	über	
das	Statut	der	Europäischen	Gesellschaft	 (SE)	(ABl.	EG	Nr.	L	294	S.	1)	sowie	§	29	Abs.	3,	
§	30	Abs.	1,	2	und	4,	§	45	des	SE-Ausführungsgesetzes,	

5.		 §	26	Abs.	1	und	4	sowie	§	206	Satz	2	und	3	des	Umwandlungsgesetzes,	
6.		 §	66	Abs.	2,	3	und	5,	§	71	Abs.	3	sowie	§	74	Abs.	2	und	3	des	Gesetzes	betreffend	die	Gesell-

schaften	mit	beschränkter	Haftung,	
7.		 §	45	Abs.	3,	den	§§	64b,	83	Abs.	3,	4	und	5	sowie	§	93	des	Genossenschaftsgesetzes,	
8.		 Artikel	54	Abs.	2	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1435/2003	des	Rates	vom	22.	Juli	2003	über	das	

Statut	der	Europäischen	Genossenschaft	(SCE)	(ABl.	EU	Nr.	L	207	S.	1),	

	
207		 ÄNDERUNGEN	
	 17.08.2015.—Artikel	11	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	29.	Juni	2015	(BGBl.	I	S.	1042)	hat	in	Abs.	2	„§§	352,	

353“	durch	„§§	352,	352a,	352c	bis	353“	ersetzt.	
208		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	 4	 Nr.	 1	 des	 Gesetzes	 vom	 31.	 Oktober	 2022	 (BGBl.	 I	 S.	 1966)	 hat	 in	 Nr.	 4	 das	

Komma	durch	einen	Punkt	ersetzt	und	Nr.	5	aufgehoben.	Nr.	5	lautete:	
„5.		Güterrechtsregistersachen.“	

	 01.01.2024.—Artikel	5	des	Gesetzes	vom	31.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1966)	hat	Nr.	2	bis	4	in	Nr.	3	bis	5	
umnummeriert	und	Nr.	2	eingefügt.	
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9.		 §	2	Abs.	3	und	§	12	Abs.	3	des	Publizitätsgesetzes,	
10.		 §	11	Abs.	3	des	Gesetzes	über	die	Mitbestimmung	der	Arbeitnehmer	in	den	Aufsichtsräten	

und	Vorständen	der	Unternehmen	des	Bergbaus	und	der	Eisen	und	Stahl	erzeugenden	In-
dustrie,	

11.		 §	2c	Abs.	2	Satz	2	bis	7,	den	§§	22o,	36	Absatz	3	Satz	2,	§	28	Absatz	2,	§	38	Abs.	2	Satz	2,	
§	45a	Abs.	2	Satz	1,	3,	4	und	6	des	Kreditwesengesetzes,	

11a.	 §	2a	Absatz	4	Satz	2	und	3	des	Investmentgesetzes,	
11b.	 §	27	Absatz	2	Satz	1	bis	6	und	§	77	Absatz	2	des	Wertpapierinstitutsgesetzes,	
12.		 §	23	Absatz	2	des	Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes,	
13.		 §	19	Absatz	2	Satz	1	bis	6,	§	36	Absatz	1a	und	§	204	Absatz	2	des	Versicherungsaufsichts-

gesetzes	und	§	28	Absatz	2	Satz	1	bis	5	des	Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetzes,	
14.		 §	6	Abs.	4	Satz	4	bis	7	des	Börsengesetzes,	
15.		 §	10	des	Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes	in	Verbindung	mit	§	145	Absatz	1	und	§	152	

Absatz	1	des	Handelsgesetzbuchs,	
16.		 §	9	Absatz	2	und	3	Satz	2	und	§	18	Absatz	2	Satz	2	und	3	des	Schuldverschreibungsgeset-

zes,	
17.	 §	736a	Absatz	1	und	3	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	

vom	Gericht	zu	erledigenden	Angelegenheiten.209	
	

209		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2009.—Artikel	7	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	12.	März	2009	(BGBl.	I	S.	470)	hat	in	Nr.	11	„Satz	2	bis	7“	

durch	„Satz	4	bis	7“	ersetzt.	
	 Artikel	7	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	13	„Satz	6	bis	9“	durch	„Satz	3	bis	8“	ersetzt.	
	 Artikel	8	Nr.	1	 lit.	 x	des	Gesetzes	vom	30.	 Juli	2009	 (BGBl.	 I	 S.	2449)	hat	 in	Nr.	2	 „§	884	Nr.	4“	nach	

„Abs.	1,“	gestrichen.	
	 Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2512)	hat	in	Nr.	15	ein	Komma	am	Ende	einge-

fügt	und	Nr.	16	eingefügt.	
	 25.11.2010.—Artikel	8	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	November	2010	(BGBl.	I	S.	1592)	hat	in	Nr.	3	„§	183a	

Absatz	3,“	nach	„Abs.	2,“	eingefügt.	
	 Artikel	8	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	11	„	,	§	46	Absatz	2“	nach	„und	6“	eingefügt.	
	 Artikel	8	Nr.	3	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	12	„Abs.	4“	durch	„Absatz	5	Satz	1	und	2“	ersetzt.	
	 Artikel	8	Nr.	4	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	16	„und	§	18	Absatz	2	Satz	2	und	3“	nach	„Satz	2“	eingefügt.	
	 01.01.2011.—Artikel	 11	 des	 Gesetzes	 vom	9.	 Dezember	 2010	 (BGBl.	 I	 S.	 1900)	 hat	 in	Nr.	 11	 „sowie	

§	46a	Abs.	2	Satz	1,	Abs.	4	und	5“	nach	„Absatz	2“	gestrichen.	
	 01.01.2013.—Artikel	6	Nr.	25	lit.	a	des	Gesetzes	vom	5.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2418)	hat	in	Nr.	3	

„§	265	Abs.	3	und	4,	§	270	Abs.	3	sowie	§	273	Abs.	2	bis	4“	durch	„§	264	Absatz	2,	§	265	Abs.	3	und	4,	
§	270	Abs.	3,	§	273	Abs.	2	bis	4	sowie	§	290	Absatz	3“	ersetzt.	

	 Artikel	6	Nr.	25	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	11	„§§	22o,	38	Abs.	2	Satz	2,	§	45a	Abs.	2	Satz	1,	3,	4	
und	6,	§	46	Absatz	2“	durch	„§§	22o,	28	Absatz	2,	§	38	Abs.	2	Satz	2,	§	45a	Abs.	2	Satz	1,	3,	4	und	6“	er-
setzt.	

	 Artikel	6	Nr.	25	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	11a	eingefügt.	
	 Artikel	6	Nr.	25	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	13	„§	47	Absatz	2,“	am	Anfang	eingefügt.	
	 25.04.2013.—Artikel	11	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	20.	April	2013	(BGBl.	 I	S.	831)	hat	Nr.	2	neu	gefasst.	

Nr.	2	lautete:	
„2.		den	§§	522,	590	und	729	Abs.	1,	des	Handelsgesetzbuchs	und	§	11	des	Binnenschifffahrtsgeset-

zes	sowie	die	in	Ansehung	der	nach	dem	Handelsgesetzbuch	oder	dem	Binnenschifffahrtsgesetz	
aufzumachenden	Dispache	geltenden	Vorschriften,“.	

	 04.07.2013.—Artikel	5	des	Gesetzes	vom	27.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1862)	hat	in	Nr.	13	„	 ,	§	104	Abs.	2	
Satz	3	bis	8	und	§	104u	Abs.	2	Satz	1	bis	6	des	Versicherungsaufsichtsgesetzes“	durch	„und	§	104	Abs.	2	
Satz	3	bis	8	des	Versicherungsaufsichtsgesetzes	und	§	28	Absatz	2	Satz	1	bis	5	des	Finanzkonglomerate-
Aufsichtsgesetzes“	ersetzt.	

	 01.01.2014.—Artikel	6	Abs.	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	28.	August	2013	(BGBl.	 I	S.	3395)	hat	 in	Nr.	11	
„§§	22o,	28“	durch	„§§	22o,	36	Absatz	3	Satz	2,	§	28“	ersetzt.	

	 Artikel	6	Abs.	1	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	12	aufgehoben.	Nr.	12	lautete:	
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Abschnitt	2	
Zuständigkeit	

	
§	376	Besondere	Zuständigkeitsregelungen;	Verordnungsermächtigung	
(1)	Für	Verfahren	nach	§	374	Nummer	1	bis	3	sowie	§	375	Nummer	1,	3	bis	14	sowie	16	und	17	

ist	das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	ein	Landgericht	seinen	Sitz	hat,	für	den	Bezirk	dieses	Landgerichts	
zuständig.	
(2)	 Die	 Landesregierungen	 werden	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 die	 Aufgaben	 nach	

§	374	Nummer	1	bis	4	sowie	§	375	Nummer	1,	3	bis	14,	16	und	17	anderen	oder	zusätzlichen	Amts-
gerichten	 zu	 übertragen	 und	 die	 Bezirke	 der	 Gerichte	 abweichend	 von	 Absatz	 1	 festzulegen.	 Sie	
können	die	Ermächtigung	nach	Satz	1	durch	Rechtsverordnung	auf	die	Landesjustizverwaltungen	
übertragen.	 Mehrere	 Länder	 können	 die	 Zuständigkeit	 eines	 Gerichts	 für	 Verfahren	 nach	 §	 374	
Nummer	1	bis	4	über	die	Landesgrenzen	hinaus	vereinbaren.210	

	
„12.		§	2	Absatz	5	Satz	1	und	2,	§	30	Abs.	2	Satz	1	und	Abs.	5	Satz	1	sowie	§	31	Abs.	1,	2	und	4	des	

Pfandbriefgesetzes,“.	
01.01.2016.—Artikel	2	Abs.	52	des	Gesetzes	vom	1.	April	2015	(BGBl.	I	S.	434)	hat	in	Nr.	13	„§	47	Ab-
satz	2	und	§	104	Abs.	2	Satz	3	bis	8“	durch	„§	19	Absatz	2	Satz	1	bis	6	und	§	204	Absatz	2“	ersetzt.	
	26.06.2021.—Artikel	7	Abs.	39	des	Gesetzes	vom	12.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	990)	hat	Nr.	11b	und	12	ein-
gefügt.	
	01.07.2021.—Artikel	26	Abs.	5	des	Gesetzes	vom	3.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	1534)	hat	in	Nr.	13	„	,	§	36	Ab-
satz	1a“	nach	„bis	6“	eingefügt.	
	01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	Nr.	1	neu	ge-
fasst.	Nr.	1	lautete:	

„1.	§	146	Abs.	2,	den	§§	147,	157	Abs.	2,	§	166	Abs.	3,	§	233	Abs.	3	und	§	318	Abs.	3	bis	5	des	Han-
delsgesetzbuchs,“.	

Artikel	45	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	15	neu	gefasst.	Nr.	15	lautete:	
„15.	 §	10	des	Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes	 in	Verbindung	mit	§	146	Abs.	2	und	den	§§	147	

und	157	Abs.	2	des	Handelsgesetzbuchs,“.	
Artikel	45	Nr.	3	lit.	c	und	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	16	ein	Komma	am	Ende	eingefügt	und	Nr.	17	
eingefügt.	

210		 ERLÄUTERUNG	
	 Abs.	2	ist	bereits	am	29.	Mai	2009	in	Kraft	getreten.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 05.08.2009.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2512)	in	der	Fassung	des	Arti-

kels	10	des	Gesetzes	vom	19.	November	2010	(BGBl.	I	S.	1592)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„Nr.	1	und	3	bis	14“	
durch	„Nummer	1,	3	bis	14	und	16“	ersetzt.	

	 01.09.2009.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2512)	in	der	Fassung	des	Arti-
kels	10	des	Gesetzes	vom	19.	November	2010	(BGBl.	I	S.	1592)	hat	in	Abs.	1	„Nr.	1	und	3	bis	14“	durch	
„Nummer	1,	3	bis	14	und	16“	ersetzt.	

	 01.01.2013.—Artikel	6	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	5.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2418)	hat	Satz	1	in	Abs.	2	
neu	 gefasst.	 Satz	1	 lautete:	 „Die	Landesregierungen	werden	 ermächtigt,	 durch	Rechtsverordnung	die	
Aufgaben	nach	§	374	Nr.	1	bis	3	sowie	§	375	Nummer	1,	3	bis	14	und	16	anderen	oder	zusätzlichen	
Amtsgerichten	zu	übertragen	und	die	Bezirke	der	Gerichte	abweichend	von	Absatz	1	festzulegen.“	

	 18.08.2021.—Artikel	45	Nr.	4	lit.	c	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	Satz	1	
in	Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	Landesregierungen	werden	ermächtigt,	durch	Rechtsverord-
nung	die	Aufgaben	nach	§	374	Nummer	1	bis	3	sowie	§	375	Nummer	1,	3	bis	14	und	16	anderen	oder	
zusätzlichen	Amtsgerichten	zu	übertragen	und	die	Bezirke	der	Gerichte	abweichend	von	Absatz	1	fest-
zulegen.“	

	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	in	der	Über-
schrift	„	;	Verordnungsermächtigung“	am	Ende	eingefügt.	

	 Artikel	45	Nr.	4	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	1	 „Nr.	1	und	2	sowie	§	375	Nummer	1,	3	bis	14	
und	16“	durch	„Nummer	1	bis	3	sowie	§	375	Nummer	1,	3	bis	14	sowie	16	und	17“	ersetzt.	
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§	377	Örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Ausschließlich	zuständig	ist	das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	sich	die	Niederlassung	des	Einzel-

kaufmanns,	 der	 Sitz	 der	 Gesellschaft,	 des	 Versicherungsvereins,	 der	 Genossenschaft,	 der	 Partner-
schaft	 oder	 des	 Vereins	 befindet,	 soweit	 sich	 aus	 den	 entsprechenden	 Gesetzen	 nichts	 anderes	
ergibt.	
(2)	Für	die	Angelegenheiten,	die	den	Gerichten	 in	Ansehung	der	nach	dem	Handelsgesetzbuch	

oder	nach	dem	Binnenschifffahrtsgesetz	aufzumachenden	Dispache	zugewiesen	sind,	ist	das	Gericht	
des	Ortes	zuständig,	an	dem	die	Verteilung	der	Havereischäden	zu	erfolgen	hat.	
(3)	§	2	Abs.	1	ist	nicht	anzuwenden.211	

	
Abschnitt	3	

Registersachen	
	

Unterabschnitt	1	
Verfahren	

	
§	378	Vertretung;	notarielle	Zuständigkeit;	Verordnungsermächtigung	
(1)	Für	Erklärungen	gegenüber	dem	Register,	die	zu	der	Eintragung	erforderlich	sind	und	in	öf-

fentlicher	 oder	 öffentlich	beglaubigter	 Form	abgegeben	werden,	 können	 sich	die	Beteiligten	 auch	
durch	 Personen	 vertreten	 lassen,	 die	 nicht	 nach	 §	 10	Abs.	 2	 vertretungsberechtigt	 sind.	 Dies	 gilt	
auch	für	die	Entgegennahme	von	Eintragungsmitteilungen	und	Verfügungen	des	Registers.	
(2)	 Ist	 die	 zu	 einer	 Eintragung	 erforderliche	 Erklärung	 von	 einem	Notar	 beurkundet	 oder	 be-

glaubigt,	 gilt	dieser	als	 ermächtigt,	 im	Namen	des	 zur	Anmeldung	Berechtigten	die	Eintragung	zu	
beantragen.	
(3)	Anmeldungen	in	Registersachen	mit	Ausnahme	der	Genossenschafts-	und	Partnerschaftsre-

gistersachen	sind	vor	ihrer	Einreichung	für	das	Registergericht	von	einem	Notar	auf	Eintragungsfä-
higkeit	zu	prüfen.	In	Handels-	und	Gesellschaftsregistersachen	sind	sie	zudem	bei	einem	Notar	zur	
Weiterleitung	an	die	für	die	Eintragung	zuständige	Stelle	einzureichen.	
(4)	Die	Landesregierungen	werden	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	zu	bestimmen,	dass	No-

tare	neben	den	elektronischen	Anmeldungen	bestimmte	darin	enthaltene	Angaben	in	strukturierter	
maschinenlesbarer	Form	zu	übermitteln	haben,	soweit	nicht	durch	das	Bundesministerium	der	Jus-
tiz	nach	§	387	Absatz	2	entsprechende	Vorschriften	erlassen	werden.	Die	Landesregierungen	kön-
nen	die	Ermächtigung	durch	Rechtsverordnung	auf	die	Landesjustizverwaltungen	übertragen.212	
	

	
	 Artikel	45	Nr.	4	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	3	„Nr.	1	bis	3“	durch	„Nummer	1	bis	4“	

ersetzt.	
211		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	4	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	31.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1966)	hat	Abs.	3	aufgeho-

ben	und	Abs.	4	in	Abs.	3	umnummeriert.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	 Die	 Eintragungen	 in	 das	 Güterrechtsregister	 sind	 bei	 jedem	 Gericht	 zu	 bewirken,	 in	 dessen	

Bezirk	auch	nur	einer	der	Ehegatten	oder	Lebenspartner	seinen	gewöhnlichen	Aufenthalt	hat.“	
212		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2009.—Artikel	8	Nr.	1	lit.	y	des	Gesetzes	vom	30.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2449)	hat	Abs.	1	eingefügt.	
	 09.06.2017.—Artikel	4	Nr.	5	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2017	(BGBl.	 I	S.	1396)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Antragsrecht	der	Notare“.	
	 Artikel	4	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	und	4	eingefügt.	
	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	in	Abs.	3	Satz	2	

„Handelsregistersachen“	durch	„Handels-	und	Gesellschaftsregistersachen“	ersetzt.	
	 Artikel	34	Abs.	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	411)	hat	in	Abs.	4	Satz	1	„und	

für	Verbraucherschutz“	nach	„Justiz“	gestrichen.	
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§	379	Mitteilungspflichten	der	Behörden	
(1)	Die	Gerichte,	die	Staatsanwaltschaften,	die	Polizei-	und	Gemeindebehörden	sowie	die	Notare	

haben	 die	 ihnen	 amtlich	 zur	 Kenntnis	 gelangenden	 Fälle	 einer	 unrichtigen,	 unvollständigen	 oder	
unterlassenen	 Anmeldung	 zum	 Handels-,	 Genossenschafts-,	 Gesellschafts-,	 Partnerschafts-	 oder	
Vereinsregister	dem	Registergericht	mitzuteilen.	
(2)	Die	Finanzbehörden	haben	den	Registergerichten	Auskunft	über	die	steuerlichen	Verhältnis-

se	von	Kaufleuten	oder	Unternehmen,	insbesondere	auf	dem	Gebiet	der	Gewerbe-	und	Umsatzsteu-
er,	zu	erteilen,	soweit	diese	Auskunft	zur	Verhütung	unrichtiger	Eintragungen	im	Handels-,	Gesell-
schafts-	oder	Partnerschaftsregister	sowie	zur	Berichtigung,	Vervollständigung	oder	Löschung	von	
Eintragungen	 im	 Register	 benötigt	 wird.	 Die	 Auskünfte	 unterliegen	 nicht	 der	 Akteneinsicht	
(§	13).213	
	
§	380	Beteiligung	der	berufsständischen	Organe;	Beschwerderecht	
(1)	Die	Registergerichte	werden	bei	der	Vermeidung	unrichtiger	Eintragungen,	der	Berichtigung	

und	Vervollständigung	des	Handels-,	Gesellschafts-	und	Partnerschaftsregisters,	der	Löschung	von	
Eintragungen	in	diesen	Registern	und	beim	Einschreiten	gegen	unzulässigen	Firmengebrauch	oder	
unzulässigen	Gebrauch	des	Namens	einer	Partnerschaft	oder	einer	eingetragenen	Gesellschaft	bür-
gerlichen	Rechts	von	
1.		den	Organen	des	Handelsstandes,	
2.		den	 Organen	 des	 Handwerksstandes,	 soweit	 es	 sich	 um	 die	 Eintragung	 von	 Handwerkern	
handelt,	

3.		den	Organen	des	land-	und	forstwirtschaftlichen	Berufsstandes,	soweit	es	sich	um	die	Eintra-
gung	von	Land-	oder	Forstwirten	handelt,	

4.		den	berufsständischen	Organen	der	freien	Berufe,	soweit	es	sich	um	die	Eintragung	von	An-
gehörigen	dieser	Berufe	handelt,	

(berufsständische	Organe)	unterstützt.	
(2)	Das	Gericht	kann	in	zweifelhaften	Fällen	die	berufsständischen	Organe	anhören,	soweit	dies	

zur	 Vornahme	 der	 gesetzlich	 vorgeschriebenen	 Eintragungen	 sowie	 zur	 Vermeidung	 unrichtiger	
Eintragungen	 in	das	Register	erforderlich	 ist.	Auf	 ihren	Antrag	sind	die	berufsständischen	Organe	
als	Beteiligte	hinzuzuziehen.	
(3)	In	Genossenschaftsregistersachen	beschränkt	sich	die	Anhörung	nach	Absatz	2	auf	die	Frage	

der	Zulässigkeit	des	Firmengebrauchs.	
(4)	Soweit	die	berufsständischen	Organe	angehört	wurden,	 ist	 ihnen	die	Entscheidung	des	Ge-

richts	bekannt	zu	geben.	
(5)	Gegen	einen	Beschluss	steht	den	berufsständischen	Organen	die	Beschwerde	zu.214	

	
§	381	Aussetzung	des	Verfahrens	
Das	Registergericht	 kann,	wenn	die	 sonstigen	Voraussetzungen	des	 §	 21	Abs.	 1	 vorliegen,	 das	

Verfahren	auch	aussetzen,	wenn	ein	Rechtsstreit	nicht	anhängig	ist.	Es	hat	in	diesem	Fall	einem	der	
Beteiligten	eine	Frist	zur	Erhebung	der	Klage	zu	bestimmen.	

	
213		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	6	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	 I	S.	3436)	hat	 in	Abs.	1	

„Vereins-	oder	Partnerschaftsregister“	durch	„Gesellschafts-,	Partnerschafts-	oder	Vereinsregister“	er-
setzt.	

	 Artikel	45	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„	 ,	Gesellschafts-“	nach	„Handels-“	einge-
fügt.	

214		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	in	Abs.	1	„	,	Ge-

sellschafts-“	 nach	 „Handels-“	 eingefügt	 und	 „eines	 Partnerschaftsnamens“	 durch	 „des	 Namens	 einer	
Partnerschaft	oder	einer	eingetragenen	Gesellschaft	bürgerlichen	Rechts“	ersetzt.	
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§	382	Entscheidung	über	Eintragungsanträge	
(1)	Das	Registergericht	gibt	einem	Eintragungsantrag	durch	die	Eintragung	in	das	Register	statt.	

Die	Eintragung	wird	mit	ihrem	Vollzug	im	Register	wirksam.	
(2)	Die	Eintragung	soll	den	Tag,	an	welchem	sie	vollzogen	worden	ist,	angeben;	sie	ist	mit	der	Un-

terschrift	oder	der	elektronischen	Signatur	des	zuständigen	Richters	oder	Beamten	zu	versehen.	
(3)	Die	einen	Eintragungsantrag	ablehnende	Entscheidung	ergeht	durch	Beschluss.	
(4)	 Ist	 eine	Anmeldung	 zur	 Eintragung	 in	 die	 in	 §	 374	 genannten	Register	 unvollständig	 oder	

steht	der	Eintragung	ein	anderes	durch	den	Antragsteller	behebbares	Hindernis	entgegen,	hat	das	
Registergericht	dem	Antragsteller	eine	angemessene	Frist	zur	Beseitigung	des	Hindernisses	zu	be-
stimmen.	Die	Entscheidung	ist	mit	der	Beschwerde	anfechtbar.215	
	
§	383	Mitteilung;	Anfechtbarkeit	
(1)	 Die	 Eintragung	 ist	 den	 Beteiligten	 formlos	mitzuteilen;	 auf	 die	 Mitteilung	 kann	 verzichtet	

werden.	
(2)	Die	Vorschriften	über	die	Veröffentlichung	von	Eintragungen	 in	das	Register	bleiben	unbe-

rührt.	
(3)	Die	Eintragung	ist	nicht	anfechtbar.216	

	
§	384	Von	Amts	wegen	vorzunehmende	Eintragungen	
(1)	Auf	Eintragungen	von	Amts	wegen	sind	§	382	Abs.	1	Satz	2	und	Abs.	2	sowie	§	383	entspre-

chend	anwendbar.	
(2)	Führt	eine	von	Amts	wegen	einzutragende	Tatsache	zur	Unrichtigkeit	anderer	in	diesem	Re-

gisterblatt	eingetragener	Tatsachen,	ist	dies	von	Amts	wegen	in	geeigneter	Weise	kenntlich	zu	ma-
chen.	
	
§	385	Einsicht	in	die	Register	
Die	Einsicht	in	die	in	§	374	genannten	Register	sowie	die	zum	jeweiligen	Register	eingereichten	

Dokumente	 bestimmt	 sich	 nach	 den	 besonderen	 registerrechtlichen	 Vorschriften	 sowie	 den	 auf	
Grund	von	§	387	erlassenen	Rechtsverordnungen.	
	
§	386	Bescheinigungen	
Das	Registergericht	hat	auf	Verlangen	eine	Bescheinigung	darüber	zu	erteilen,	dass	bezüglich	des	

Gegenstands	einer	Eintragung	weitere	Eintragungen	in	das	Register	nicht	vorhanden	sind	oder	dass	
eine	bestimmte	Eintragung	in	das	Register	nicht	erfolgt	ist.	
	
§	387	Ermächtigungen	
(1)	Die	Landesregierungen	werden	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	zu	bestimmen,	dass	die	

Daten	des	 bei	 einem	Gericht	 geführten	Handels-,	 Genossenschafts-,	 Gesellschafts-,	 Partnerschafts-	
oder	Vereinsregisters	auch	bei	anderen	Amtsgerichten	zur	Einsicht	und	zur	Erteilung	von	Ausdru-
cken	zugänglich	sind.	Die	Landesregierungen	können	diese	Ermächtigung	durch	Rechtsverordnung	
auf	die	Landesjustizverwaltungen	übertragen.	Mehrere	Länder	können	auch	vereinbaren,	dass	die	

	
215		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	4	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	31.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1966)	hat	in	Abs.	4	Satz	1	

„Nr.	1	bis	4“	nach	„§	374“	gestrichen.	
216		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2013.—Artikel	6	Nr.	 27	 lit.	 a	des	Gesetzes	 vom	5.	Dezember	2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2418)	hat	 in	der	

Überschrift	„Bekanntgabe“	durch	„Mitteilung“	ersetzt.	
	 Artikel	6	Nr.	27	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	„bekannt	zu	geben“	durch	„formlos	mitzuteilen“	

und	„Bekanntgabe“	durch	„Mitteilung“	ersetzt.	
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bei	den	Gerichten	eines	Landes	geführten	Registerdaten	auch	bei	den	Amtsgerichten	des	anderen	
Landes	zur	Einsicht	und	zur	Erteilung	von	Ausdrucken	zugänglich	sind.	
(2)	 Das	 Bundesministerium	 der	 Justiz	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 mit	 Zustim-

mung	des	Bundesrates	die	näheren	Bestimmungen	über	die	Einrichtung	und	Führung	des	Handels-,	
Genossenschafts-,	 Gesellschafts-	 und	 Partnerschaftsregisters,	 die	 Übermittlung	 der	 Daten	 an	 das	
Unternehmensregister	und	die	Aktenführung	in	Beschwerdeverfahren,	die	Einsicht	in	das	Register,	
die	Einzelheiten	der	elektronischen	Übermittlung	nach	§	9	des	Handelsgesetzbuchs	und	das	Verfah-
ren	 bei	 Anmeldungen,	 Eintragungen	 und	 Bekanntmachungen	 zu	 treffen.	 Dabei	 kann	 auch	 vorge-
schrieben	werden,	dass	das	Geburtsdatum	von	in	das	Register	einzutragenden	Personen	zur	Eintra-
gung	anzumelden	sowie	die	Anschrift	der	einzutragenden	Unternehmen	und	Zweigniederlassungen	
bei	dem	Gericht	einzureichen	ist;	soweit	 in	der	Rechtsverordnung	solche	Angaben	vorgeschrieben	
werden,	ist	§	14	des	Handelsgesetzbuchs	entsprechend	anzuwenden.	
(3)	Durch	Rechtsverordnung	nach	Absatz	2	 können	 auch	die	näheren	Bestimmungen	über	die	

Mitwirkung	 der	 in	 §	 380	 bezeichneten	 Organe	 im	 Verfahren	 vor	 den	 Registergerichten	 getroffen	
werden.	Dabei	kann	insbesondere	auch	bestimmt	werden,	dass	diesen	Organen	laufend	oder	in	re-
gelmäßigen	Abständen	die	zur	Erfüllung	ihrer	gesetzlichen	Aufgaben	erforderlichen	Daten	aus	dem	
Handels-,	Gesellschafts-	oder	Partnerschaftsregister	und	den	zu	diesen	Registern	eingereichten	Do-
kumenten	mitgeteilt	werden.	Die	mitzuteilenden	Daten	sind	 in	der	Rechtsverordnung	 festzulegen.	
Die	Empfänger	dürfen	die	übermittelten	personenbezogenen	Daten	nur	für	den	Zweck	verwenden,	
zu	dessen	Erfüllung	sie	ihnen	übermittelt	worden	sind.	
(4)	Des	Weiteren	können	durch	Rechtsverordnung	nach	Absatz	2	nähere	Bestimmungen	über	die	

Einrichtung	und	Führung	des	Vereinsregisters,	insbesondere	über	das	Verfahren	bei	Anmeldungen,	
Eintragungen	und	Bekanntmachungen	sowie	über	die	Einsicht	in	das	Register,	und	über	die	Akten-
führung	im	Beschwerdeverfahren	erlassen	werden.	
(5)	 Die	 elektronische	 Datenverarbeitung	 zur	 Führung	 des	 Handels-,	 Genossenschafts-,	 Gesell-

schafts-,	 Partnerschafts-	 oder	 Vereinsregisters	 kann	 im	Auftrag	 des	 zuständigen	Gerichts	 auf	 den	
Anlagen	einer	anderen	staatlichen	Stelle	oder	auf	den	Anlagen	eines	Dritten	vorgenommen	werden,	
wenn	die	ordnungsgemäße	Erledigung	der	Registersachen	sichergestellt	ist.	
(6)	Durch	Rechtsverordnung	nach	Absatz	2	können	überdies	die	erforderlichen	Bestimmungen	

getroffen	werden	über	
1.		Struktur,	Zuordnung	und	Verwendung	der	einheitlichen	europäischen	Kennung	nach	§	9b	Ab-
satz	2	Satz	2	des	Handelsgesetzbuchs,	

2.		den	Umfang	der	Mitteilungspflicht	im	Rahmen	des	Informationsaustauschs	zwischen	den	Re-
gistern	sowie	über	die	Liste	der	dabei	zu	übermittelnden	Daten,	

3.		die	Einzelheiten	des	elektronischen	Datenverkehrs	nach	§	9b	Absatz	1	und	2	des	Handelsge-
setzbuchs	einschließlich	der	Vorgaben	für	Datenformate	und	Zahlungsmodalitäten.217	

	
Unterabschnitt	2	

	
217		 ÄNDERUNGEN	
	 08.09.2015.—Artikel	159	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	(BGBl.	 I	S.	1474)	hat	 in	Abs.	2	Satz	1	

„und	für	Verbraucherschutz“	nach	„Justiz“	eingefügt.	
	 18.08.2021.—Artikel	45	Nr.	9	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	 I	S.	3436)	hat	 in	Abs.	1	

Satz	1	„Gesellschafts-,“	nach	„Genossenschafts-,“	eingefügt.	
	 Artikel	45	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„	,	Gesellschafts-“	nach	„Genossenschafts-“	

eingefügt.	
	 Artikel	45	Nr.	9	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„	,	Gesellschafts-“	nach	„Handels-“	eingefügt.	
	 Artikel	45	Nr.	9	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„Gesellschafts-,“	nach	„Genossenschafts-,“	einge-

fügt.	
	 01.08.2022.—Artikel	8	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	5.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	3338)	hat	Abs.	6	eingefügt.	
	 01.01.2024.—Artikel	 34	 Abs.	 2	 Nr.	 1	 des	 Gesetzes	 vom	 22.	 Dezember	 2023	 (BGBl.	 I	 Nr.	 411)	 hat	 in	

Abs.	2	Satz	1	„und	für	Verbraucherschutz“	nach	„Justiz“	gestrichen.	
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Zwangsgeldverfahren	
	
§	388	Androhung	
(1)	Sobald	das	Registergericht	von	einem	Sachverhalt,	der	sein	Einschreiten	nach	den	§§	14,	37a	

Abs.	 4	und	§	125	Abs.	 2	des	Handelsgesetzbuchs,	 auch	 in	Verbindung	mit	 §	707b	Nummer	2	des	
Bürgerlichen	Gesetzbuchs,	§	5	Absatz	2	des	Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes	oder	§	160	Absatz	1	
des	Genossenschaftsgesetzes,	den	§§	407	und	408	des	Aktiengesetzes,	§	79	Abs.	1	des	Gesetzes	be-
treffend	die	Gesellschaften	mit	beschränkter	Haftung,	 §	350	des	Umwandlungsgesetzes	oder	§	12	
des	EWIV-Ausführungsgesetzes	rechtfertigt,	glaubhafte	Kenntnis	erhält,	hat	es	dem	Beteiligten	un-
ter	Androhung	eines	Zwangsgelds	aufzugeben,	innerhalb	einer	bestimmten	Frist	seiner	gesetzlichen	
Verpflichtung	nachzukommen	oder	die	Unterlassung	mittels	Einspruchs	zu	rechtfertigen.	
(2)	In	gleicher	Weise	kann	das	Registergericht	gegen	die	Mitglieder	des	Vorstands	eines	Vereins	

oder	dessen	Liquidatoren	vorgehen,	um	sie	zur	Befolgung	der	in	§	78	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	
genannten	Vorschriften	anzuhalten.218	
	
§	389	Festsetzung	
(1)	Wird	innerhalb	der	bestimmten	Frist	weder	der	gesetzlichen	Verpflichtung	genügt	noch	Ein-

spruch	erhoben,	ist	das	angedrohte	Zwangsgeld	durch	Beschluss	festzusetzen	und	zugleich	die	Auf-
forderung	nach	§	388	unter	Androhung	eines	erneuten	Zwangsgelds	zu	wiederholen.	
(2)	Mit	der	Festsetzung	des	Zwangsgelds	sind	dem	Beteiligten	zugleich	die	Kosten	des	Verfah-

rens	aufzuerlegen.	
(3)	In	gleicher	Weise	ist	fortzufahren,	bis	der	gesetzlichen	Verpflichtung	genügt	oder	Einspruch	

erhoben	wird.	
	
§	390	Verfahren	bei	Einspruch	
(1)	Wird	 rechtzeitig	 Einspruch	 erhoben,	 soll	 das	 Gericht,	wenn	 sich	 der	 Einspruch	 nicht	 ohne	

weiteres	als	begründet	erweist,	den	Beteiligten	zur	Erörterung	der	Sache	zu	einem	Termin	laden.	
(2)	Das	Gericht	 kann,	 auch	wenn	der	Beteiligte	 zum	Termin	nicht	 erscheint,	 in	 der	 Sache	 ent-

scheiden.	
(3)	Wird	der	Einspruch	für	begründet	erachtet,	ist	die	getroffene	Entscheidung	aufzuheben.	
(4)	Andernfalls	hat	das	Gericht	den	Einspruch	durch	Beschluss	zu	verwerfen	und	das	angedrohte	

Zwangsgeld	 festzusetzen.	Das	Gericht	kann,	wenn	die	Umstände	es	rechtfertigen,	von	der	Festset-
zung	eines	Zwangsgelds	absehen	oder	ein	geringeres	als	das	angedrohte	Zwangsgeld	festsetzen.	
(5)	 Im	Fall	der	Verwerfung	des	Einspruchs	hat	das	Gericht	zugleich	eine	erneute	Aufforderung	

nach	 §	 388	 zu	 erlassen.	Die	 in	 dieser	Entscheidung	bestimmte	Frist	 beginnt	mit	 dem	Eintritt	 der	
Rechtskraft	der	Verwerfung	des	Einspruchs.	
(6)	Wird	im	Fall	des	§	389	gegen	die	wiederholte	Androhung	Einspruch	erhoben	und	dieser	für	

begründet	erachtet,	kann	das	Gericht,	wenn	die	Umstände	es	rechtfertigen,	zugleich	ein	früher	fest-
gesetztes	Zwangsgeld	aufheben	oder	an	dessen	Stelle	ein	geringeres	Zwangsgeld	festsetzen.	
	
§	391	Beschwerde	

	
218		 ÄNDERUNGEN	
	 01.03.2023.—Artikel	4	des	Gesetzes	vom	22.	Februar	2023	(BGBl.	I	Nr.	51)	hat	in	Abs.	1	„§	316“	durch	

„§	350“	ersetzt.	
	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	in	Abs.	1	„§	5	

Abs.	 2	 des	 Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes“	 durch	 „§	 707b	 Nummer	 2	 des	 Bürgerlichen	 Gesetz-
buchs,	§	5	Absatz	2	des	Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes	oder	§	160	Absatz	1	des	Genossenschafts-
gesetzes“	ersetzt.	

	 Artikel	34	Abs.	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2023	(BGBl.	 I	Nr.	411)	hat	 in	Abs.	1	„§	125a“	
durch	„§	125“	ersetzt.	
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(1)	Der	Beschluss,	durch	den	das	Zwangsgeld	festgesetzt	oder	der	Einspruch	verworfen	wird,	ist	
mit	der	Beschwerde	anfechtbar.	
(2)	Ist	das	Zwangsgeld	nach	§	389	festgesetzt,	kann	die	Beschwerde	nicht	darauf	gestützt	wer-

den,	dass	die	Androhung	des	Zwangsgelds	nicht	gerechtfertigt	gewesen	sei.	
	
§	392	Verfahren	bei	unbefugtem	Firmengebrauch	
(1)	Soll	nach	§	37	Abs.	1	des	Handelsgesetzbuchs	gegen	eine	Person	eingeschritten	werden,	die	

eine	ihr	nicht	zustehende	Firma	gebraucht,	sind	die	§§	388	bis	391	anzuwenden,	wobei	
1.		dem	Beteiligten	unter	Androhung	eines	Ordnungsgelds	aufgegeben	wird,	sich	des	Gebrauchs	
der	Firma	zu	enthalten	oder	binnen	einer	bestimmten	Frist	den	Gebrauch	der	Firma	mittels	
Einspruchs	zu	rechtfertigen;	

2.		das	Ordnungsgeld	festgesetzt	wird,	falls	kein	Einspruch	erhoben	oder	der	erhobene	Einspruch	
rechtskräftig	verworfen	ist	und	der	Beteiligte	nach	der	Bekanntmachung	des	Beschlusses	die-
sem	zuwidergehandelt	hat.	

(2)	Absatz	1	gilt	entsprechend	im	Fall	des	unbefugten	Gebrauchs	des	Namens	einer	Partnerschaft	
oder	einer	eingetragenen	Gesellschaft	bürgerlichen	Rechts.219	
	

Unterabschnitt	3	
Löschungs-	und	Auflösungsverfahren	

	
§	393	Löschung	einer	Firma	
(1)	Das	Erlöschen	einer	Firma	 ist	gemäß	§	31	Abs.	2	des	Handelsgesetzbuchs	von	Amts	wegen	

oder	auf	Antrag	der	berufsständischen	Organe	in	das	Handelsregister	einzutragen.	Das	Gericht	hat	
den	 eingetragenen	 Inhaber	 der	 Firma	 oder	 dessen	 Rechtsnachfolger	 von	 der	 beabsichtigten	 Lö-
schung	 zu	 benachrichtigen	 und	 ihm	 zugleich	 eine	 angemessene	 Frist	 zur	 Geltendmachung	 eines	
Widerspruchs	zu	bestimmen.	
(2)	Sind	die	bezeichneten	Personen	oder	deren	Aufenthalt	nicht	bekannt,	erfolgt	die	Benachrich-

tigung	und	die	Bestimmung	der	Frist	 durch	Bekanntmachung	 in	dem	 für	die	Registerbekanntma-
chungen	bestimmten	elektronischen	Informations-	und	Kommunikationssystem	nach	§	10	des	Han-
delsgesetzbuchs.	
(3)	 Das	 Gericht	 entscheidet	 durch	 Beschluss,	 wenn	 es	 einem	 Antrag	 auf	 Einleitung	 des	 Lö-

schungsverfahrens	nicht	 entspricht	oder	Widerspruch	gegen	die	Löschung	erhoben	wird.	Der	Be-
schluss	ist	mit	der	Beschwerde	anfechtbar.	
(4)	Mit	der	Zurückweisung	eines	Widerspruchs	sind	dem	Beteiligten	zugleich	die	Kosten	des	Wi-

derspruchsverfahrens	aufzuerlegen,	soweit	dies	nicht	unbillig	ist.	
(5)	Die	Löschung	darf	nur	erfolgen,	wenn	kein	Widerspruch	erhoben	oder	wenn	der	den	Wider-

spruch	zurückweisende	Beschluss	rechtskräftig	geworden	ist.	
(6)	Die	Absätze	1	bis	5	gelten	entsprechend,	wenn	die	Löschung	des	Namens	einer	Partnerschaft	

oder	einer	eingetragenen	Gesellschaft	bürgerlichen	Rechts	eingetragen	werden	soll.220	
	
§	394	Löschung	vermögensloser	Gesellschaften	und	Genossenschaften	

	
219		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	in	Abs.	2	„oder	

einer	eingetragenen	Gesellschaft	bürgerlichen	Rechts“	am	Ende	eingefügt.	
220		 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2022.—Artikel	8	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	5.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	3338)	hat	in	Abs.	2	„Bekanntma-

chung	der	Eintragungen	in	das	Handelsregister“	durch	„Registerbekanntmachungen“	ersetzt.	
	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	in	Abs.	6	„oder	

einer	eingetragenen	Gesellschaft	bürgerlichen	Rechts“	nach	„Partnerschaft“	eingefügt.	
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(1)	 Eine	 Aktiengesellschaft,	 Kommanditgesellschaft	 auf	 Aktien,	 Gesellschaft	 mit	 beschränkter	
Haftung	oder	Genossenschaft,	die	kein	Vermögen	besitzt,	kann	von	Amts	wegen	oder	auf	Antrag	der	
Finanzbehörde	oder	der	berufsständischen	Organe	gelöscht	werden.	Sie	ist	von	Amts	wegen	zu	lö-
schen,	wenn	das	Insolvenzverfahren	über	das	Vermögen	der	Gesellschaft	durchgeführt	worden	ist	
und	keine	Anhaltspunkte	dafür	vorliegen,	dass	die	Gesellschaft	noch	Vermögen	besitzt.	
(2)	Das	Gericht	hat	die	Absicht	der	Löschung	den	gesetzlichen	Vertretern	der	Gesellschaft	oder	

Genossenschaft,	soweit	solche	vorhanden	sind	und	ihre	Person	und	ihr	inländischer	Aufenthalt	be-
kannt	ist,	bekannt	zu	machen	und	ihnen	zugleich	eine	angemessene	Frist	zur	Geltendmachung	des	
Widerspruchs	 zu	 bestimmen.	 Auch	wenn	 eine	 Pflicht	 zur	 Bekanntmachung	 und	 Fristbestimmung	
nach	Satz	1	nicht	besteht,	kann	das	Gericht	anordnen,	dass	die	Bekanntmachung	und	die	Bestim-
mung	 der	 Frist	 durch	 Bekanntmachung	 in	 dem	 für	 die	 Registerbekanntmachungen	 bestimmten	
elektronischen	 Informations-	 und	 Kommunikationssystem	 nach	 §	 10	 des	 Handelsgesetzbuchs	 er-
folgt;	 in	diesem	Fall	 ist	 jeder	zur	Erhebung	des	Widerspruchs	berechtigt,	der	an	der	Unterlassung	
der	Löschung	ein	berechtigtes	Interesse	hat.	Vor	der	Löschung	sind	die	in	§	380	bezeichneten	Orga-
ne,	im	Fall	einer	Genossenschaft	der	Prüfungsverband,	zu	hören.	
(3)	Für	das	weitere	Verfahren	gilt	§	393	Abs.	3	bis	5	entsprechend.	
(4)	Die	Absätze	1	bis	3	sind	entsprechend	anzuwenden	auf	eingetragene	Gesellschaften	bürgerli-

chen	Rechts,	offene	Handelsgesellschaften	und	Kommanditgesellschaften,	bei	denen	keiner	der	per-
sönlich	haftenden	Gesellschafter	eine	natürliche	Person	ist.	Eine	solche	Gesellschaft	kann	jedoch	nur	
gelöscht	werden,	wenn	die	für	die	Vermögenslosigkeit	geforderten	Voraussetzungen	sowohl	bei	der	
Gesellschaft	als	auch	bei	den	persönlich	haftenden	Gesellschaftern	vorliegen.	Die	Sätze	1	und	2	gel-
ten	nicht,	wenn	zu	den	persönlich	haftenden	Gesellschaftern	eine	andere	eingetragene	Gesellschaft	
bürgerlichen	 Rechts,	 offene	 Handelsgesellschaft	 oder	 Kommanditgesellschaft	 gehört,	 bei	 der	 eine	
natürliche	Person	persönlich	haftender	Gesellschafter	ist.221	
	
§	395	Löschung	unzulässiger	Eintragungen	
(1)	Ist	eine	Eintragung	im	Register	wegen	des	Mangels	einer	wesentlichen	Voraussetzung	unzu-

lässig,	kann	das	Registergericht	sie	von	Amts	wegen	oder	auf	Antrag	der	berufsständischen	Organe	
löschen.	Die	Löschung	geschieht	durch	Eintragung	eines	Vermerks.	
(2)	Das	Gericht	hat	den	Beteiligten	von	der	beabsichtigten	Löschung	zu	benachrichtigen	und	ihm	

zugleich	 eine	 angemessene	 Frist	 zur	 Geltendmachung	 eines	 Widerspruchs	 zu	 bestimmen.	 §	 394	
Abs.	2	Satz	1	und	2	gilt	entsprechend.	
(3)	Für	das	weitere	Verfahren	gilt	§	393	Abs.	3	bis	5	entsprechend.	

	
§	396	
	
§	397	Löschung	nichtiger	Gesellschaften	und	Genossenschaften	
Eine	in	das	Handelsregister	eingetragene	Aktiengesellschaft	oder	Kommanditgesellschaft	auf	Ak-

tien	kann	nach	§	395	als	nichtig	gelöscht	werden,	wenn	die	Voraussetzungen	vorliegen,	unter	denen	
nach	den	§§	275	und	276	des	Aktiengesetzes	die	Klage	auf	Nichtigerklärung	erhoben	werden	kann.	
Das	Gleiche	gilt	für	eine	in	das	Handelsregister	eingetragene	Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung,	
wenn	die	Voraussetzungen	vorliegen,	unter	denen	nach	den	§§	75	und	76	des	Gesetzes	betreffend	
die	Gesellschaften	mit	beschränkter	Haftung	die	Nichtigkeitsklage	erhoben	werden	kann,	sowie	für	

	
221		 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2022.—Artikel	8	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	5.	 Juli	2021	(BGBl.	 I	S.	3338)	hat	 in	Abs.	2	Satz	2	„Be-

kanntmachung	der	Eintragungen	in	das	Handelsregister“	durch	„Registerbekanntmachungen“	ersetzt.	
	 01.01.2024.—Artikel	45	Nr.	12	lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3436)	hat	in	Abs.	4	

Satz	1	„eingetragene	Gesellschaften	bürgerlichen	Rechts,“	nach	„auf“	eingefügt.	
	 Artikel	45	Nr.	12	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	3	„eingetragene	Gesellschaft	bürgerlichen	

Rechts,“	nach	„andere“	eingefügt.	
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eine	 in	das	Genossenschaftsregister	eingetragene	Genossenschaft,	wenn	die	Voraussetzungen	vor-
liegen,	unter	denen	nach	den	§§	94	und	95	des	Genossenschaftsgesetzes	die	Nichtigkeitsklage	erho-
ben	werden	kann.	
	
§	398	Löschung	nichtiger	Beschlüsse	
Ein	in	das	Handelsregister	eingetragener	Beschluss	der	Hauptversammlung	oder	Versammlung	

der	Gesellschafter	einer	der	in	§	397	bezeichneten	Gesellschaften	sowie	ein	in	das	Genossenschafts-
register	eingetragener	Beschluss	der	Generalversammlung	einer	Genossenschaft	kann	nach	§	395	
als	nichtig	gelöscht	werden,	wenn	er	durch	seinen	 Inhalt	 zwingende	gesetzliche	Vorschriften	ver-
letzt	und	seine	Beseitigung	im	öffentlichen	Interesse	erforderlich	erscheint.	
	
§	399	Auflösung	wegen	Mangels	der	Satzung	
(1)	Enthält	die	Satzung	einer	in	das	Handelsregister	eingetragenen	Aktiengesellschaft	oder	einer	

Kommanditgesellschaft	auf	Aktien	eine	der	nach	§	23	Abs.	3	Nr.	1,	4,	5	oder	Nr.	6	des	Aktiengesetzes	
wesentlichen	Bestimmungen	nicht	oder	 ist	 eine	dieser	Bestimmungen	oder	die	Bestimmung	nach	
§	23	Abs.	3	Nr.	3	des	Aktiengesetzes	nichtig,	hat	das	Registergericht	die	Gesellschaft	von	Amts	we-
gen	oder	auf	Antrag	der	berufsständischen	Organe	aufzufordern,	innerhalb	einer	bestimmten	Frist	
eine	Satzungsänderung,	die	den	Mangel	der	Satzung	behebt,	zur	Eintragung	in	das	Handelsregister	
anzumelden	 oder	 die	 Unterlassung	 durch	Widerspruch	 gegen	 die	 Aufforderung	 zu	 rechtfertigen.	
Das	Gericht	 hat	 gleichzeitig	 darauf	 hinzuweisen,	 dass	 andernfalls	 ein	 nicht	 behobener	Mangel	 im	
Sinne	des	Absatzes	2	festzustellen	ist	und	dass	die	Gesellschaft	dadurch	nach	§	262	Abs.	1	Nr.	5	oder	
§	289	Abs.	2	Nr.	2	des	Aktiengesetzes	aufgelöst	wird.	
(2)	Wird	 innerhalb	 der	 nach	 Absatz	 1	 bestimmten	 Frist	weder	 der	 Aufforderung	 genügt	 noch	

Widerspruch	erhoben	oder	ist	ein	Widerspruch	zurückgewiesen	worden,	hat	das	Gericht	den	Man-
gel	der	Satzung	festzustellen.	Die	Feststellung	kann	mit	der	Zurückweisung	des	Widerspruchs	ver-
bunden	werden.	Mit	der	Zurückweisung	des	Widerspruchs	sind	der	Gesellschaft	zugleich	die	Kosten	
des	Widerspruchsverfahrens	aufzuerlegen,	soweit	dies	nicht	unbillig	ist.	
(3)	Der	Beschluss,	durch	den	eine	Feststellung	nach	Absatz	2	getroffen,	ein	Antrag	oder	ein	Wi-

derspruch	zurückgewiesen	wird,	ist	mit	der	Beschwerde	anfechtbar.	
(4)	Die	Absätze	1	bis	3	gelten	entsprechend,	wenn	der	Gesellschaftsvertrag	einer	in	das	Handels-

register	eingetragenen	Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung	eine	der	nach	§	3	Abs.	1	Nr.	1	oder	
Nr.	4	 des	 Gesetzes	 betreffend	 die	 Gesellschaften	 mit	 beschränkter	 Haftung	 wesentlichen	 Bestim-
mungen	nicht	enthält	oder	eine	dieser	Bestimmungen	oder	die	Bestimmung	nach	§	3	Abs.	1	Nr.	3	
des	Gesetzes	betreffend	die	Gesellschaften	mit	beschränkter	Haftung	nichtig	ist.	
	

Unterabschnitt	4	
Ergänzende	Vorschriften	für	das	Vereinsregister	

	
§	400	Mitteilungspflichten	
Das	Gericht	hat	die	Eintragung	eines	Vereins	oder	einer	Satzungsänderung	der	zuständigen	Ver-

waltungsbehörde	mitzuteilen,	wenn	Anhaltspunkte	bestehen,	dass	es	sich	um	einen	Ausländerver-
ein	oder	eine	organisatorische	Einrichtung	eines	ausländischen	Vereins	nach	den	§§	14	und	15	des	
Vereinsgesetzes	handelt.	
	
§	401	Entziehung	der	Rechtsfähigkeit	
Der	Beschluss,	durch	den	einem	Verein	nach	§	73	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	die	Rechtsfähig-

keit	entzogen	wird,	wird	erst	mit	Rechtskraft	wirksam.	
	

Abschnitt	4	
Unternehmensrechtliche	Verfahren	
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§	402	Anfechtbarkeit	
(1)	Der	Beschluss	des	Gerichts,	durch	den	über	Anträge	nach	§	375	entschieden	wird,	ist	mit	der	

Beschwerde	anfechtbar.	
(2)	Eine	Anfechtung	des	Beschlusses,	durch	den	einem	Antrag	nach	§	11	des	Binnenschifffahrts-

gesetzes	 oder	 §	 595	Absatz	 2	 des	Handelsgesetzbuchs,	 auch	 in	Verbindung	mit	 §	 78	des	Binnen-
schifffahrtsgesetzes,	stattgegeben	wird,	ist	ausgeschlossen.	
(3)	 Die	 Vorschriften	 des	 Handelsgesetzbuchs,	 des	 Aktiengesetzes	 und	 des	 Publizitätsgesetzes	

über	die	Beschwerde	bleiben	unberührt.222	
	
§	403	Weigerung	des	Dispacheurs	
(1)	Lehnt	der	Dispacheur	den	Auftrag	eines	Beteiligten	zur	Aufmachung	der	Dispache	aus	dem	

Grund	ab,	weil	 ein	Fall	der	großen	Haverei	nicht	vorliege,	 entscheidet	über	die	Verpflichtung	des	
Dispacheurs	auf	Antrag	des	Beteiligten	das	Gericht.	
(2)	Der	Beschluss	ist	mit	der	Beschwerde	anfechtbar.	

	
§	404	Aushändigung	von	Schriftstücken;	Einsichtsrecht	
(1)	Auf	Antrag	des	Dispacheurs	kann	das	Gericht	einen	Beteiligten	verpflichten,	dem	Dispacheur	

die	 in	 seinem	Besitz	 befindlichen	 Schriftstücke,	 zu	 deren	Mitteilung	 er	 gesetzlich	 verpflichtet	 ist,	
auszuhändigen.	
(2)	Der	Dispacheur	ist	verpflichtet,	jedem	Beteiligten	Einsicht	in	die	Dispache	zu	gewähren	und	

ihm	auf	Verlangen	eine	Abschrift	gegen	Erstattung	der	Kosten	zu	erteilen.223	
	
§	405	Termin;	Ladung	
(1)	 Jeder	Beteiligte	 ist	 befugt,	 bei	 dem	Gericht	 eine	mündliche	Verhandlung	über	die	 von	dem	

Dispacheur	aufgemachte	Dispache	zu	beantragen.	In	dem	Antrag	sind	diejenigen	Beteiligten	zu	be-
zeichnen,	welche	zu	dem	Verfahren	hinzugezogen	werden	sollen.	
(2)	Wird	ein	Antrag	auf	mündliche	Verhandlung	gestellt,	hat	das	Gericht	die	Dispache	und	deren	

Unterlagen	 von	 dem	Dispacheur	 einzuziehen	 und,	wenn	 nicht	 offensichtlich	 die	 Voraussetzungen	
der	großen	Haverei	fehlen,	den	Antragsteller	sowie	die	von	ihm	bezeichneten	Beteiligten	zu	einem	
Termin	zu	laden.	
(3)	Die	Ladung	muss	den	Hinweis	darauf	enthalten,	dass,	wenn	der	Geladene	weder	in	dem	Ter-

min	erscheint	noch	vorher	Widerspruch	gegen	die	Dispache	bei	dem	Gericht	anmeldet,	sein	Einver-
ständnis	mit	der	Dispache	angenommen	wird.	In	der	Ladung	ist	zu	bemerken,	dass	die	Dispache	und	
deren	Unterlagen	auf	der	Geschäftsstelle	eingesehen	werden	können.	
(4)	Die	Frist	zwischen	der	Ladung	und	dem	Termin	muss	mindestens	zwei	Wochen	betragen.	
(5)	Erachtet	das	Gericht	eine	Vervollständigung	der	Unterlagen	der	Dispache	für	notwendig,	hat	

es	die	Beibringung	der	erforderlichen	Belege	anzuordnen.	§	404	Abs.	1	gilt	entsprechend.	
	
§	406	Verfahren	im	Termin	

	
222		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2009.—Artikel	8	Nr.	1	lit.	z	des	Gesetzes	vom	30.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2449)	hat	in	Abs.	2	„§§	522,	

729	Abs.	1	und	§	884	Nr.	4“	durch	„§§	522	und	729	Abs.	1“	ersetzt.	
	 25.04.2013.—Artikel	11	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	20.	April	2013	(BGBl.	I	S.	831)	hat	in	Abs.	2	„den	§§	522	

und	729	Abs.	1	des	Handelsgesetzbuchs	sowie	den	§§	11	und	87	Abs.	2	des	Binnenschifffahrtsgesetzes“	
durch	„§	11	des	Binnenschifffahrtsgesetzes	oder	§	595	Absatz	2	des	Handelsgesetzbuchs,	auch	in	Ver-
bindung	mit	§	78	des	Binnenschifffahrtsgesetzes,“	ersetzt.	

223		 ÄNDERUNGEN	
	 25.04.2013.—Artikel	11	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	20.	April	2013	(BGBl.	I	S.	831)	hat	Satz	2	in	Abs.	2	auf-

gehoben.	 Satz	2	 lautete:	 „Das	Gleiche	gilt,	wenn	die	Dispache	nach	dem	Binnenschifffahrtsgesetz	von	
dem	Schiffer	aufgemacht	worden	ist,	für	diesen.“	
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(1)	Wird	im	Termin	ein	Widerspruch	gegen	die	Dispache	nicht	erhoben	und	ist	ein	solcher	auch	
vorher	nicht	angemeldet,	hat	das	Gericht	die	Dispache	gegenüber	den	an	dem	Verfahren	Beteiligten	
zu	bestätigen.	
(2)	Liegt	ein	Widerspruch	vor,	haben	sich	die	Beteiligten,	deren	Rechte	durch	ihn	betroffen	wer-

den,	zu	erklären.	Wird	der	Widerspruch	als	begründet	anerkannt	oder	kommt	anderweitig	eine	Ei-
nigung	zustande,	ist	die	Dispache	entsprechend	zu	berichtigen.	Erledigt	sich	der	Widerspruch	nicht,	
so	ist	die	Dispache	insoweit	zu	bestätigen,	als	sie	durch	den	Widerspruch	nicht	berührt	wird.	
(3)	Werden	durch	den	Widerspruch	die	Rechte	eines	in	dem	Termin	nicht	erschienenen	Beteilig-

ten	betroffen,	wird	angenommen,	dass	dieser	den	Widerspruch	nicht	als	begründet	anerkennt.	
	
§	407	Verfolgung	des	Widerspruchs	
(1)	Soweit	ein	Widerspruch	nicht	nach	§	406	Abs.	2	erledigt	wird,	hat	ihn	der	Widersprechende	

durch	Erhebung	der	Klage	gegen	diejenigen	an	dem	Verfahren	Beteiligten,	deren	Rechte	durch	den	
Widerspruch	betroffen	werden,	zu	verfolgen.	Die	§§	878	und	879	der	Zivilprozessordnung	sind	mit	
der	 Maßgabe	 entsprechend	 anzuwenden,	 dass	 das	 Gericht	 einem	 Beteiligten	 auf	 seinen	 Antrag,	
wenn	erhebliche	Gründe	glaubhaft	 gemacht	werden,	die	Frist	 zur	Erhebung	der	Klage	verlängern	
kann	und	dass	an	die	Stelle	der	Ausführung	des	Verteilungsplans	die	Bestätigung	der	Dispache	tritt.	
(2)	Ist	der	Widerspruch	durch	rechtskräftiges	Urteil	oder	in	anderer	Weise	erledigt,	so	wird	die	

Dispache	bestätigt,	nachdem	sie	erforderlichenfalls	von	dem	Amtsgericht	nach	Maßgabe	der	Erledi-
gung	der	Einwendungen	berichtigt	ist.	
	
§	408	Beschwerde	
(1)	Der	Beschluss,	durch	den	ein	nach	§	405	gestellter	Antrag	auf	gerichtliche	Verhandlung	zu-

rückgewiesen,	über	die	Bestätigung	der	Dispache	entschieden	oder	ein	Beteiligter	nach	§	404	zur	
Herausgabe	von	Schriftstücken	verpflichtet	wird,	ist	mit	der	Beschwerde	anfechtbar.	
(2)	Einwendungen	gegen	die	Dispache,	die	mittels	Widerspruchs	geltend	zu	machen	sind,	kön-

nen	nicht	mit	der	Beschwerde	geltend	gemacht	werden.	
	
§	409	Wirksamkeit;	Vollstreckung	
(1)	Die	Bestätigung	der	Dispache	 ist	nur	 für	das	gegenseitige	Verhältnis	der	an	dem	Verfahren	

Beteiligten	wirksam.	
(2)	Der	Bestätigungsbeschluss	wird	erst	mit	Rechtskraft	wirksam.	Aus	der	rechtskräftig	bestätig-

ten	Dispache	findet	die	Vollstreckung	statt.	
(3)	Für	Klagen	auf	Erteilung	der	Vollstreckungsklausel	sowie	für	Klagen,	durch	welche	Einwen-

dungen	gegen	die	 in	der	Dispache	 festgestellten	Ansprüche	geltend	gemacht	werden	oder	die	bei	
der	 Erteilung	der	Vollstreckungsklausel	 als	 eingetreten	 angenommene	Rechtsnachfolge	 bestritten	
wird,	 ist	das	Gericht	 zuständig,	das	die	Dispache	bestätigt	hat.	Gehört	der	Anspruch	nicht	vor	die	
Amtsgerichte,	sind	die	Klagen	bei	dem	zuständigen	Landgericht	zu	erheben.224	
	

Buch	6	
Verfahren	in	weiteren	Angelegenheiten	der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	

	
§	410	Weitere	Angelegenheiten	der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	
Weitere	Angelegenheiten	der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	sind	
1.		die	Abgabe	einer	nicht	vor	dem	Vollstreckungsgericht	zu	erklärenden	eidesstattlichen	Versi-
cherung	nach	den	§§	259,	260,	2028	und	2057	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs,	

	
224		 ÄNDERUNGEN	
	 15.10.2016.—Artikel	2	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	2016	(BGBl.	I	S.	2222)	hat	Abs.	2	Satz	2	ein-

gefügt.	
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2.		die	 Ernennung,	 Beeidigung	 und	 Vernehmung	 des	 Sachverständigen	 in	 den	 Fällen,	 in	 denen	
jemand	nach	den	Vorschriften	des	bürgerlichen	Rechts	den	Zustand	oder	den	Wert	einer	Sa-
che	durch	einen	Sachverständigen	feststellen	lassen	kann,	

3.		die	Bestellung	des	Verwahrers	in	den	Fällen	der	§§	432,	1217,	1281	und	2039	des	Bürgerli-
chen	Gesetzbuchs	 sowie	 die	 Festsetzung	der	 von	 ihm	beanspruchten	Vergütung	 und	 seiner	
Aufwendungen,	

4.		eine	abweichende	Art	des	Pfandverkaufs	im	Fall	des	§	1246	Abs.	2	des	Bürgerlichen	Gesetz-
buchs.225	

	
§	411	Örtliche	Zuständigkeit	
(1)	In	Verfahren	nach	§	410	Nr.	1	ist	das	Gericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	die	Verpflichtung	zur	

Auskunft,	zur	Rechnungslegung	oder	zur	Vorlegung	des	Verzeichnisses	zu	erfüllen	ist.	Hat	der	Ver-
pflichtete	 seinen	Wohnsitz	 oder	 seinen	 Aufenthalt	 im	 Inland,	 kann	 er	 die	 Versicherung	 vor	 dem	
Amtsgericht	des	Wohnsitzes	oder	des	Aufenthaltsorts	abgeben.	
(2)	In	Verfahren	nach	§	410	Nr.	2	ist	das	Gericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	sich	die	Sache	befin-

det.	 Durch	 eine	 ausdrückliche	Vereinbarung	 derjenigen,	 um	deren	Angelegenheit	 es	 sich	 handelt,	
kann	die	Zuständigkeit	eines	anderen	Amtsgerichts	begründet	werden.	
(3)	In	Verfahren	nach	§	410	Nr.	3	ist	das	Gericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	sich	die	Sache	befin-

det.	
(4)	 In	Verfahren	nach	§	410	Nr.	4	 ist	das	Gericht	zuständig,	 in	dessen	Bezirk	das	Pfand	aufbe-

wahrt	wird.	
	
§	412	Beteiligte	
Als	Beteiligte	sind	hinzuzuziehen:	
1.		 in	 Verfahren	 nach	 §	 410	Nr.	 1	 derjenige,	 der	 zur	 Abgabe	 der	 eidesstattlichen	Versicherung	
verpflichtet	ist,	und	der	Berechtigte;	

2.		 in	Verfahren	nach	§	410	Nr.	2	derjenige,	der	zum	Sachverständigen	ernannt	werden	soll,	und	
der	Gegner,	soweit	ein	solcher	vorhanden	ist;	

3.		 in	Verfahren	nach	§	410	Nr.	3	derjenige,	der	zum	Verwahrer	bestellt	werden	soll,	in	den	Fällen	
der	§§	432,	1281	und	2039	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	außerdem	der	Mitberechtigte,	 im	
Fall	 des	 §	 1217	 des	 Bürgerlichen	 Gesetzbuchs	 außerdem	 der	 Pfandgläubiger	 und	 in	 einem	
Verfahren,	das	die	Festsetzung	der	Vergütung	und	der	Auslagen	des	Verwahrers	betrifft,	die-
ser	und	die	Gläubiger;	

4.		 in	Verfahren	nach	§	410	Nr.	 4	der	Eigentümer,	 der	Pfandgläubiger	und	 jeder,	 dessen	Recht	
durch	eine	Veräußerung	des	Pfands	erlöschen	würde.	

	
§	413	Eidesstattliche	Versicherung	
In	Verfahren	nach	§	410	Nr.	1	kann	sowohl	der	Verpflichtete	als	auch	der	Berechtigte	die	Abgabe	

der	eidesstattlichen	Versicherung	beantragen.	Das	Gericht	hat	das	persönliche	Erscheinen	des	Ver-
pflichteten	anzuordnen.	Die	§§	478	bis	480	und	483	der	Zivilprozessordnung	gelten	entsprechend.	
	
§	414	Unanfechtbarkeit	
Die	 Entscheidung,	 durch	 die	 in	 Verfahren	 nach	 §	 410	Nr.	 2	 dem	Antrag	 stattgegeben	wird,	 ist	

nicht	anfechtbar.	
	

Buch	7	
Verfahren	in	Freiheitsentziehungssachen	
	

225		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2013.—Artikel	6	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	5.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2418)	hat	in	Nr.	3	„sowie	

in“	durch	„sowie	die“	ersetzt.	
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§	415	Freiheitsentziehungssachen	
(1)	Freiheitsentziehungssachen	sind	Verfahren,	die	die	auf	Grund	von	Bundesrecht	angeordnete	

Freiheitsentziehung	betreffen,	soweit	das	Verfahren	bundesrechtlich	nicht	abweichend	geregelt	ist.	
(2)	Eine	Freiheitsentziehung	 liegt	vor,	wenn	einer	Person	gegen	 ihren	Willen	oder	 im	Zustand	

der	Willenlosigkeit	 insbesondere	 in	 einer	 abgeschlossenen	 Einrichtung,	 wie	 einem	 Gewahrsams-
raum	oder	einem	abgeschlossenen	Teil	eines	Krankenhauses,	die	Freiheit	entzogen	wird.	
	
§	416	Örtliche	Zuständigkeit	
Zuständig	ist	das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	die	Person,	der	die	Freiheit	entzogen	werden	soll,	ih-

ren	 gewöhnlichen	 Aufenthalt	 hat,	 sonst	 das	 Gericht,	 in	 dessen	 Bezirk	 das	 Bedürfnis	 für	 die	 Frei-
heitsentziehung	 entsteht.	 Befindet	 sich	 die	 Person	 bereits	 in	 Verwahrung	 einer	 abgeschlossenen	
Einrichtung,	ist	das	Gericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	die	Einrichtung	liegt.	
	
§	417	Antrag	
(1)	Die	Freiheitsentziehung	darf	das	Gericht	nur	auf	Antrag	der	zuständigen	Verwaltungsbehör-

de	anordnen.	
(2)	Der	Antrag	ist	zu	begründen.	Die	Begründung	hat	folgende	Tatsachen	zu	enthalten:	
1.		die	Identität	des	Betroffenen,	
2.		den	gewöhnlichen	Aufenthaltsort	des	Betroffenen,	
3.		die	Erforderlichkeit	der	Freiheitsentziehung,	
4.		die	erforderliche	Dauer	der	Freiheitsentziehung	sowie	
5.		 in	Verfahren	der	Abschiebungs-,	Zurückschiebungs-	und	Zurückweisungshaft	die	Verlassens-
pflicht	 des	 Betroffenen	 sowie	 die	 Voraussetzungen	 und	 die	 Durchführbarkeit	 der	 Abschie-
bung,	Zurückschiebung	und	Zurückweisung.	

Die	Behörde	soll	in	Verfahren	der	Abschiebungshaft	mit	der	Antragstellung	die	Akte	des	Betroffenen	
vorlegen.	
(3)	Tatsachen	nach	Absatz	2	Satz	2	können	bis	zum	Ende	der	 letzten	Tatsacheninstanz	ergänzt	

werden.226	
	
§	418	Beteiligte	
(1)	Zu	beteiligen	 sind	die	Person,	der	die	Freiheit	 entzogen	werden	soll	 (Betroffener),	und	die	

Verwaltungsbehörde,	die	den	Antrag	auf	Freiheitsentziehung	gestellt	hat.	
(2)	Der	Verfahrenspfleger	wird	durch	seine	Bestellung	als	Beteiligter	zum	Verfahren	hinzugezo-

gen.	
(3)	Beteiligt	werden	können	im	Interesse	des	Betroffenen	
1.		dessen	Ehegatte	oder	Lebenspartner,	wenn	die	Ehegatten	oder	Lebenspartner	nicht	dauernd	
getrennt	leben,	sowie	dessen	Eltern	und	Kinder,	wenn	der	Betroffene	bei	diesen	lebt	oder	bei	
Einleitung	des	Verfahrens	gelebt	hat,	die	Pflegeeltern	sowie	

2.		eine	von	ihm	benannte	Person	seines	Vertrauens.	
	
§	419	Verfahrenspfleger	
(1)	Das	Gericht	hat	dem	Betroffenen	einen	geeigneten	Verfahrenspfleger	zu	bestellen,	wenn	dies	

zur	Wahrnehmung	seiner	 Interessen	erforderlich	 ist.	Die	Bestellung	 ist	 insbesondere	erforderlich,	
wenn	von	einer	Anhörung	des	Betroffenen	abgesehen	werden	soll.	
(2)	Der	Verfahrenspfleger	hat	die	Wünsche,	hilfsweise	den	mutmaßlichen	Willen	des	Betroffenen	

festzustellen	und	 im	gerichtlichen	Verfahren	zur	Geltung	zu	bringen.	Er	hat	den	Betroffenen	über	
Gegenstand,	Ablauf	und	möglichen	Ausgang	des	Verfahrens	in	geeigneter	Weise	zu	informieren	und	

	
226		 ÄNDERUNGEN	
	 21.08.2019.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	15.	August	2019	(BGBl.	I	S.	1294)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
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ihn	bei	Bedarf	bei	der	Ausübung	seiner	Rechte	im	Verfahren	zu	unterstützen.	Er	ist	nicht	gesetzli-
cher	Vertreter	des	Betroffenen.	
(3)	Die	Bestellung	eines	Verfahrenspflegers	soll	unterbleiben	oder	aufgehoben	werden,	wenn	die	

Interessen	des	Betroffenen	von	einem	Rechtsanwalt	oder	einem	anderen	geeigneten	Verfahrensbe-
vollmächtigten	vertreten	werden.	
(4)	Die	Bestellung	 endet,	wenn	 sie	 nicht	 vorher	 aufgehoben	wird,	mit	 der	Rechtskraft	 des	Be-

schlusses	über	die	Freiheitsentziehung	oder	mit	dem	sonstigen	Abschluss	des	Verfahrens.	
(5)	Die	Bestellung	 eines	Verfahrenspflegers	 oder	 deren	Aufhebung	 sowie	 die	Ablehnung	 einer	

derartigen	Maßnahme	sind	nicht	selbständig	anfechtbar.	
(6)	 Für	 die	Vergütung	und	den	Aufwendungsersatz	 des	Verfahrenspflegers	 gilt	 §	 277	 entspre-

chend.	Dem	Verfahrenspfleger	sind	keine	Kosten	aufzuerlegen.227	
	
§	420	Anhörung;	Vorführung	
(1)	Das	Gericht	hat	den	Betroffenen	vor	der	Anordnung	der	Freiheitsentziehung	persönlich	an-

zuhören.	Erscheint	er	zu	dem	Anhörungstermin	nicht,	kann	abweichend	von	§	33	Abs.	3	seine	sofor-
tige	 Vorführung	 angeordnet	 werden.	 Das	 Gericht	 entscheidet	 hierüber	 durch	 nicht	 anfechtbaren	
Beschluss.	
(2)	Die	persönliche	Anhörung	des	Betroffenen	kann	unterbleiben,	wenn	nach	ärztlichem	Gutach-

ten	hiervon	erhebliche	Nachteile	für	seine	Gesundheit	zu	besorgen	sind	oder	wenn	er	an	einer	über-
tragbaren	Krankheit	im	Sinne	des	Infektionsschutzgesetzes	leidet.	
(3)	Das	Gericht	hat	die	sonstigen	Beteiligten	anzuhören.	Die	Anhörung	kann	unterbleiben,	wenn	

sie	nicht	ohne	erhebliche	Verzögerung	oder	nicht	ohne	unverhältnismäßige	Kosten	möglich	ist.	
(4)	Die	Freiheitsentziehung	 in	einem	abgeschlossenen	Teil	 eines	Krankenhauses	darf	nur	nach	

Anhörung	eines	ärztlichen	Sachverständigen	angeordnet	werden.	Die	Verwaltungsbehörde,	die	den	
Antrag	auf	Freiheitsentziehung	gestellt	hat,	soll	ihrem	Antrag	ein	ärztliches	Gutachten	beifügen.	
	
§	421	Inhalt	der	Beschlussformel	
Die	Beschlussformel	zur	Anordnung	einer	Freiheitsentziehung	enthält	auch	
1.		die	nähere	Bezeichnung	der	Freiheitsentziehung	sowie	
2.		den	Zeitpunkt,	zu	dem	die	Freiheitsentziehung	endet.	

	
§	422	Wirksamwerden	von	Beschlüssen	
(1)	 Der	 Beschluss,	 durch	 den	 eine	 Freiheitsentziehung	 angeordnet	wird,	wird	mit	 Rechtskraft	

wirksam.	
(2)	Das	Gericht	kann	die	sofortige	Wirksamkeit	des	Beschlusses	anordnen.	In	diesem	Fall	wird	er	

wirksam,	wenn	der	Beschluss	und	die	Anordnung	der	sofortigen	Wirksamkeit	
1.		dem	Betroffenen,	der	zuständigen	Verwaltungsbehörde	oder	dem	Verfahrenspfleger	bekannt	
gegeben	werden	oder	

2.		der	Geschäftsstelle	des	Gerichts	zum	Zweck	der	Bekanntgabe	übergeben	werden.	
Der	Zeitpunkt	der	sofortigen	Wirksamkeit	ist	auf	dem	Beschluss	zu	vermerken.	
(3)	Der	Beschluss,	durch	den	eine	Freiheitsentziehung	angeordnet	wird,	wird	von	der	zuständi-

gen	Verwaltungsbehörde	vollzogen.	
(4)	Wird	Zurückweisungshaft	 (§	15	des	Aufenthaltsgesetzes)	oder	Abschiebungshaft	 (§	62	des	

Aufenthaltsgesetzes)	im	Wege	der	Amtshilfe	in	Justizvollzugsanstalten	vollzogen,	gelten	die	§§	171,	

	
227		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2023.—Artikel	8	Nr.	44	lit.	a	des	Gesetzes	vom	4.	Mai	2021	(BGBl.	I	S.	882)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„geeigneten“	nach	„einen“	eingefügt.	
	 Artikel	8	Nr.	44	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	bis	5	in	Abs.	3	bis	6	umnummeriert	und	Abs.	2	

eingefügt.	
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173	bis	 175	und	178	Abs.	 3	 des	 Strafvollzugsgesetzes	 entsprechend,	 soweit	 in	 §	 62a	des	Aufent-
haltsgesetzes	für	die	Abschiebungshaft	nichts	Abweichendes	bestimmt	ist.228	
	
§	423	Absehen	von	der	Bekanntgabe	
Von	der	Bekanntgabe	der	Gründe	eines	Beschlusses	an	den	Betroffenen	kann	abgesehen	werden,	

wenn	dies	nach	ärztlichem	Zeugnis	erforderlich	ist,	um	erhebliche	Nachteile	für	seine	Gesundheit	zu	
vermeiden.	
	
§	424	Aussetzung	des	Vollzugs	
(1)	Das	Gericht	kann	die	Vollziehung	der	Freiheitsentziehung	aussetzen.	Es	hat	die	Verwaltungs-

behörde	und	den	Leiter	der	Einrichtung	vorher	anzuhören.	Für	Aussetzungen	bis	zu	einer	Woche	
bedarf	es	keiner	Entscheidung	des	Gerichts.	Die	Aussetzung	kann	mit	Auflagen	versehen	werden.	
(2)	Das	Gericht	kann	die	Aussetzung	widerrufen,	wenn	der	Betroffene	eine	Auflage	nicht	erfüllt	

oder	sein	Zustand	dies	erfordert.	
	
§	425	Dauer	und	Verlängerung	der	Freiheitsentziehung	
(1)	In	dem	Beschluss,	durch	den	eine	Freiheitsentziehung	angeordnet	wird,	ist	eine	Frist	für	die	

Freiheitsentziehung	bis	zur	Höchstdauer	eines	Jahres	zu	bestimmen,	soweit	nicht	in	einem	anderen	
Gesetz	eine	kürzere	Höchstdauer	der	Freiheitsentziehung	bestimmt	ist.	
(2)	Wird	nicht	innerhalb	der	Frist	die	Verlängerung	der	Freiheitsentziehung	durch	richterlichen	

Beschluss	angeordnet,	ist	der	Betroffene	freizulassen.	Dem	Gericht	ist	die	Freilassung	mitzuteilen.	
(3)	 Für	 die	 Verlängerung	 der	 Freiheitsentziehung	 gelten	 die	 Vorschriften	 über	 die	 erstmalige	

Anordnung	entsprechend.	
	
§	426	Aufhebung	
(1)	Der	Beschluss,	durch	den	eine	Freiheitsentziehung	angeordnet	wird,	ist	vor	Ablauf	der	nach	

§	425	Abs.	1	festgesetzten	Frist	von	Amts	wegen	aufzuheben,	wenn	der	Grund	für	die	Freiheitsent-
ziehung	 weggefallen	 ist.	 Vor	 der	 Aufhebung	 hat	 das	 Gericht	 die	 zuständige	 Verwaltungsbehörde	
anzuhören.	
(2)	Die	Beteiligten	können	die	Aufhebung	der	Freiheitsentziehung	beantragen.	Das	Gericht	ent-

scheidet	über	den	Antrag	durch	Beschluss.	
	
§	427	Einstweilige	Anordnung	
(1)	Das	Gericht	kann	durch	einstweilige	Anordnung	eine	vorläufige	Freiheitsentziehung	anord-

nen,	wenn	dringende	Gründe	für	die	Annahme	bestehen,	dass	die	Voraussetzungen	für	die	Anord-
nung	einer	Freiheitsentziehung	gegeben	 sind	und	ein	dringendes	Bedürfnis	 für	 ein	 sofortiges	Tä-
tigwerden	besteht.	Die	vorläufige	Freiheitsentziehung	darf	die	Dauer	von	sechs	Wochen	nicht	über-
schreiten.	
(2)	Bei	Gefahr	im	Verzug	kann	das	Gericht	eine	einstweilige	Anordnung	bereits	vor	der	persönli-

chen	Anhörung	des	Betroffenen	sowie	vor	Bestellung	und	Anhörung	des	Verfahrenspflegers	erlas-
sen;	die	Verfahrenshandlungen	sind	unverzüglich	nachzuholen.	
(3)	Abweichend	von	den	Absätzen	1	und	2	kann	das	Gericht	eine	einstweilige	Anordnung	vor	der	

Anhörung	des	Betroffenen	erlassen,	wenn	dringende	Gründe	 für	die	Annahme	vorliegen,	dass	die	
Voraussetzungen	für	die	Anordnung	einer	Freiheitsentziehung	gegeben	sind,	und	die	vorherige	An-
hörung	den	Zweck	der	Anordnung	gefährden	würde.	Die	Anhörung	ist	unverzüglich	nachzuholen.229	

	
228		 ÄNDERUNGEN	
	 26.11.2011.—Artikel	7	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2258)	hat	in	Abs.	4	„	,	soweit	in	

§	62a	des	Aufenthaltsgesetzes	 für	die	Abschiebungshaft	nichts	Abweichendes	bestimmt	 ist“	am	Ende	
eingefügt.	

229		 ÄNDERUNGEN	
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§	428	Verwaltungsmaßnahme;	richterliche	Prüfung	
(1)	Bei	 jeder	Verwaltungsmaßnahme,	die	eine	Freiheitsentziehung	darstellt	und	nicht	auf	rich-

terlicher	Anordnung	beruht,	hat	die	zuständige	Verwaltungsbehörde	die	richterliche	Entscheidung	
unverzüglich	 herbeizuführen.	 Ist	 die	 Freiheitsentziehung	 nicht	 bis	 zum	 Ablauf	 des	 ihr	 folgenden	
Tages	durch	richterliche	Entscheidung	angeordnet,	ist	der	Betroffene	freizulassen.	
(2)	Wird	 eine	Maßnahme	der	Verwaltungsbehörde	nach	Absatz	1	 Satz	1	 angefochten,	 ist	 auch	

hierüber	im	gerichtlichen	Verfahren	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	zu	entscheiden.	
	
§	429	Ergänzende	Vorschriften	über	die	Beschwerde	
(1)	Das	Recht	der	Beschwerde	steht	der	zuständigen	Behörde	zu.	
(2)	Das	Recht	der	Beschwerde	steht	im	Interesse	des	Betroffenen	
1.		dessen	Ehegatten	oder	Lebenspartner,	wenn	die	Ehegatten	oder	Lebenspartner	nicht	dauernd	
getrennt	leben,	sowie	dessen	Eltern	und	Kindern,	wenn	der	Betroffene	bei	diesen	lebt	oder	bei	
Einleitung	des	Verfahrens	gelebt	hat,	den	Pflegeeltern	sowie	

2.		einer	von	ihm	benannten	Person	seines	Vertrauens	
zu,	wenn	sie	im	ersten	Rechtszug	beteiligt	worden	sind.	
(3)	Das	Recht	der	Beschwerde	steht	dem	Verfahrenspfleger	zu.	
(4)	 Befindet	 sich	 der	 Betroffene	 bereits	 in	 einer	 abgeschlossenen	 Einrichtung,	 kann	 die	 Be-

schwerde	auch	bei	dem	Gericht	eingelegt	werden,	in	dessen	Bezirk	die	Einrichtung	liegt.	
	
§	430	Auslagenersatz	
Wird	 ein	 Antrag	 der	 Verwaltungsbehörde	 auf	 Freiheitsentziehung	 abgelehnt	 oder	 zurückge-

nommen	und	hat	das	Verfahren	ergeben,	dass	ein	begründeter	Anlass	zur	Stellung	des	Antrags	nicht	
vorlag,	hat	das	Gericht	die	Auslagen	des	Betroffenen,	soweit	sie	zur	zweckentsprechenden	Rechts-
verfolgung	notwendig	waren,	der	Körperschaft	aufzuerlegen,	der	die	Verwaltungsbehörde	angehört.	
	
§	431	Mitteilung	von	Entscheidungen	
Für	Mitteilungen	von	Entscheidungen	gelten	die	§§	308	und	311	entsprechend,	wobei	an	die	Stel-

le	des	Betreuers	die	Verwaltungsbehörde	tritt.	Die	Aufhebung	einer	Freiheitsentziehungsmaßnah-
me	nach	§	426	Satz	1	und	die	Aussetzung	ihrer	Vollziehung	nach	§	424	Abs.	1	Satz	1	sind	dem	Leiter	
der	abgeschlossenen	Einrichtung,	in	der	sich	der	Betroffene	befindet,	mitzuteilen.	
	
§	432	Benachrichtigung	von	Angehörigen	
Von	der	Anordnung	der	Freiheitsentziehung	und	deren	Verlängerung	hat	das	Gericht	einen	An-

gehörigen	des	Betroffenen	oder	eine	Person	seines	Vertrauens	unverzüglich	zu	benachrichtigen.	
	

Buch	8	
Verfahren	in	Aufgebotssachen	

	
Abschnitt	1	

Allgemeine	Verfahrensvorschriften	
	
§	433	Aufgebotssachen	
Aufgebotssachen	sind	Verfahren,	in	denen	das	Gericht	öffentlich	zur	Anmeldung	von	Ansprüchen	

oder	Rechten	auffordert,	mit	der	Wirkung,	dass	die	Unterlassung	der	Anmeldung	einen	Rechtsnach-
teil	zur	Folge	hat;	sie	finden	nur	in	den	durch	Gesetz	bestimmten	Fällen	statt.	
	
§	434	Antrag;	Inhalt	des	Aufgebots	

	
	 27.02.2024.—Artikel	5	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	21.	Februar	2024	(BGBl.	I	Nr.	54)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
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(1)	Das	Aufgebotsverfahren	wird	nur	auf	Antrag	eingeleitet.	
(2)	Ist	der	Antrag	zulässig,	so	hat	das	Gericht	das	Aufgebot	zu	erlassen.	In	das	Aufgebot	ist	insbe-

sondere	aufzunehmen:	
1.		die	Bezeichnung	des	Antragstellers;	
2.		die	Aufforderung,	die	Ansprüche	und	Rechte	bis	zu	einem	bestimmten	Zeitpunkt	bei	dem	Ge-
richt	anzumelden	(Anmeldezeitpunkt);	

3.		die	Bezeichnung	der	Rechtsnachteile,	die	eintreten,	wenn	die	Anmeldung	unterbleibt.	
	
§	435	Öffentliche	Bekanntmachung	
(1)	Die	 öffentliche	Bekanntmachung	des	Aufgebots	 erfolgt	 durch	Aushang	 an	der	Gerichtstafel	

und	durch	einmalige	Veröffentlichung	 in	dem	Bundesanzeiger,	wenn	nicht	das	Gesetz	 für	den	be-
treffenden	Fall	eine	abweichende	Anordnung	getroffen	hat.	Anstelle	des	Aushangs	an	der	Gerichts-
tafel	kann	die	öffentliche	Bekanntmachung	in	einem	elektronischen	Informations-	und	Kommunika-
tionssystem	erfolgen,	das	im	Gericht	öffentlich	zugänglich	ist.	
(2)	Das	Gericht	kann	anordnen,	das	Aufgebot	zusätzlich	auf	andere	Weise	zu	veröffentlichen.230	

	
§	436	Gültigkeit	der	öffentlichen	Bekanntmachung	
Auf	die	Gültigkeit	der	öffentlichen	Bekanntmachung	hat	es	keinen	Einfluss,	wenn	das	Schriftstück	

von	 der	 Gerichtstafel	 oder	 das	Dokument	 aus	 dem	 Informations-	 und	Kommunikationssystem	 zu	
früh	 entfernt	wurde	 oder	wenn	 im	Fall	wiederholter	Veröffentlichung	die	 vorgeschriebenen	 Zwi-
schenfristen	nicht	eingehalten	sind.	
	
§	437	Aufgebotsfrist	
Zwischen	dem	Tag,	 an	dem	das	Aufgebot	 erstmalig	 in	 einem	 Informations-	 und	Kommunikati-

onssystem	oder	im	Bundesanzeiger	veröffentlicht	wird,	und	dem	Anmeldezeitpunkt	muss,	wenn	das	
Gesetz	 nicht	 eine	 abweichende	Anordnung	 enthält,	 ein	 Zeitraum	 (Aufgebotsfrist)	 von	mindestens	
sechs	Wochen	liegen.231	
	
§	438	Anmeldung	nach	dem	Anmeldezeitpunkt	
Eine	Anmeldung,	die	nach	dem	Anmeldezeitpunkt,	jedoch	vor	dem	Erlass	des	Ausschließungsbe-

schlusses	erfolgt,	ist	als	rechtzeitig	anzusehen.	
	
§	439	Erlass	des	Ausschließungsbeschlusses;	Beschwerde;	Wiedereinsetzung	und		
Wiederaufnahme	
(1)	 Vor	 Erlass	 des	 Ausschließungsbeschlusses	 kann	 eine	 nähere	 Ermittlung,	 insbesondere	 die	

Versicherung	der	Wahrheit	einer	Behauptung	des	Antragstellers	an	Eides	statt,	angeordnet	werden.	
(2)	Die	Endentscheidung	in	Aufgebotssachen	wird	erst	mit	Rechtskraft	wirksam.	
(3)	§	61	Abs.	1	ist	nicht	anzuwenden.	
(4)	Die	Vorschriften	über	die	Wiedereinsetzung	 finden	mit	der	Maßgabe	Anwendung,	dass	die	

Frist,	 nach	deren	Ablauf	die	Wiedereinsetzung	nicht	mehr	beantragt	 oder	bewilligt	werden	kann,	
abweichend	von	§	18	Abs.	3	 fünf	 Jahre	beträgt.	Die	Vorschriften	über	die	Wiederaufnahme	finden	
mit	der	Maßgabe	Anwendung,	dass	die	Erhebung	der	Klagen	nach	Ablauf	von	zehn	Jahren,	von	dem	
Tag	der	Rechtskraft	des	Ausschließungsbeschlusses	an	gerechnet,	unstatthaft	ist.	
	

	
230		 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Abs.	32	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	 (BGBl.	 I	 S.	 3044)	hat	 in	Abs.	1	

Satz	1	„elektronischen“	vor	„Bundesanzeiger“	gestrichen.	
231		 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Abs.	32	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	3044)	hat	„elektroni-

schen“	vor	„Bundesanzeiger“	gestrichen.	
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§	440	Wirkung	einer	Anmeldung	
Bei	einer	Anmeldung,	durch	die	das	von	dem	Antragsteller	zur	Begründung	des	Antrags	behaup-

tete	Recht	bestritten	wird,	 ist	entweder	das	Aufgebotsverfahren	bis	zur	endgültigen	Entscheidung	
über	 das	 angemeldete	Recht	 auszusetzen	 oder	 in	 dem	Ausschließungsbeschluss	 das	 angemeldete	
Recht	vorzubehalten.	
	
§	441	Öffentliche	Zustellung	des	Ausschließungsbeschlusses	
Der	 Ausschließungsbeschluss	 ist	 öffentlich	 zuzustellen.	 Für	 die	 Durchführung	 der	 öffentlichen	

Zustellung	gelten	die	§§	186,	187,	188	der	Zivilprozessordnung	entsprechend.	
	

Abschnitt	2	
Aufgebot	des	Eigentümers	von	Grundstücken,	Schiffen	und	Schiffsbauwerken	

	
§	442	Aufgebot	des	Grundstückseigentümers;	örtliche	Zuständigkeit	
(1)	 Für	 das	 Aufgebotsverfahren	 zur	 Ausschließung	 des	 Eigentümers	 eines	 Grundstücks	 nach	

§	927	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	gelten	die	nachfolgenden	besonderen	Vorschriften.	
(2)	Örtlich	zuständig	ist	das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	das	Grundstück	belegen	ist.	

	
§	443	Antragsberechtigter	
Antragsberechtigt	 ist	derjenige,	der	das	Grundstück	seit	der	 in	§	927	des	Bürgerlichen	Gesetz-

buchs	bestimmten	Zeit	im	Eigenbesitz	hat.	
	
§	444	Glaubhaftmachung	
Der	Antragsteller	hat	die	zur	Begründung	des	Antrags	erforderlichen	Tatsachen	vor	der	Einlei-

tung	des	Verfahrens	glaubhaft	zu	machen.	
	
§	445	Inhalt	des	Aufgebots	
In	dem	Aufgebot	ist	der	bisherige	Eigentümer	aufzufordern,	sein	Recht	spätestens	zum	Anmelde-

zeitpunkt	anzumelden,	widrigenfalls	seine	Ausschließung	erfolgen	werde.	
	
§	446	Aufgebot	des	Schiffseigentümers	
(1)	Für	das	Aufgebotsverfahren	zur	Ausschließung	des	Eigentümers	eines	eingetragenen	Schiffes	

oder	Schiffsbauwerks	nach	§	6	des	Gesetzes	über	Rechte	an	eingetragenen	Schiffen	und	Schiffsbau-
werken	(BGBl.	III	403-4)	gelten	die	§§	443	bis	445	entsprechend.	
(2)	Örtlich	zuständig	ist	das	Gericht,	bei	dem	das	Register	für	das	Schiff	oder	Schiffsbauwerk	ge-

führt	wird.	
	

Abschnitt	3	
Aufgebot	des	Gläubigers	von	Grund-	und	Schiffspfandrechten	sowie	des	Berechtigten		

sonstiger	dinglicher	Rechte	
	
§	447	Aufgebot	des	Grundpfandrechtsgläubigers;	örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Für	das	Aufgebotsverfahren	zur	Ausschließung	eines	Hypotheken-,	Grundschuld-	oder	Ren-

tenschuldgläubigers	 auf	 Grund	 der	 §§	 1170	 und	 1171	 des	 Bürgerlichen	 Gesetzbuchs	 gelten	 die	
nachfolgenden	besonderen	Vorschriften.	
(2)	Örtlich	zuständig	ist	das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	das	belastete	Grundstück	belegen	ist.	

	
§	448	Antragsberechtigter	
(1)	Antragsberechtigt	ist	der	Eigentümer	des	belasteten	Grundstücks.	
(2)	 Antragsberechtigt	 im	 Fall	 des	 §	 1170	 des	 Bürgerlichen	 Gesetzbuchs	 ist	 auch	 ein	 im	 Rang	

gleich-	oder	nachstehender	Gläubiger,	zu	dessen	Gunsten	eine	Vormerkung	nach	§	1179	des	Bürger-
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lichen	Gesetzbuchs	eingetragen	ist	oder	ein	Anspruch	nach	§	1179a	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	
besteht.	 Bei	 einer	 Gesamthypothek,	 Gesamtgrundschuld	 oder	 Gesamtrentenschuld	 ist	 außerdem	
derjenige	 antragsberechtigt,	 der	 auf	Grund	 eines	 im	Rang	 gleich-	 oder	 nachstehenden	Rechts	Be-
friedigung	aus	einem	der	belasteten	Grundstücke	verlangen	kann.	Die	Antragsberechtigung	besteht	
nur,	wenn	der	Gläubiger	oder	der	sonstige	Berechtigte	 für	seinen	Anspruch	einen	vollstreckbaren	
Schuldtitel	erlangt	hat.	
	
§	449	Glaubhaftmachung	
Der	Antragsteller	hat	vor	der	Einleitung	des	Verfahrens	glaubhaft	zu	machen,	dass	der	Gläubiger	

unbekannt	ist.	
	
§	450	Besondere	Glaubhaftmachung	
(1)	Im	Fall	des	§	1170	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	hat	der	Antragsteller	vor	der	Einleitung	des	

Verfahrens	 auch	 glaubhaft	 zu	 machen,	 dass	 eine	 das	 Aufgebot	 ausschließende	 Anerkennung	 des	
Rechts	des	Gläubigers	nicht	erfolgt	ist.	
(2)	 Ist	die	Hypothek	 für	die	Forderung	aus	einer	Schuldverschreibung	auf	den	 Inhaber	bestellt	

oder	 der	 Grundschuld-	 oder	 Rentenschuldbrief	 auf	 den	 Inhaber	 ausgestellt,	 hat	 der	 Antragsteller	
glaubhaft	zu	machen,	dass	die	Schuldverschreibung	oder	der	Brief	bis	zum	Ablauf	der	in	§	801	des	
Bürgerlichen	 Gesetzbuchs	 bezeichneten	 Frist	 nicht	 vorgelegt	 und	 der	 Anspruch	 nicht	 gerichtlich	
geltend	gemacht	worden	ist.	Ist	die	Vorlegung	oder	die	gerichtliche	Geltendmachung	erfolgt,	so	ist	
die	in	Absatz	1	vorgeschriebene	Glaubhaftmachung	erforderlich.	
(3)	Zur	Glaubhaftmachung	genügt	in	den	Fällen	der	Absätze	1,	2	die	Versicherung	des	Antragstel-

lers	 an	 Eides	 statt.	 Das	 Recht	 des	 Gerichts	 zur	 Anordnung	 anderweitiger	 Ermittlungen	 von	Amts	
wegen	wird	hierdurch	nicht	berührt.	
(4)	In	dem	Aufgebot	ist	als	Rechtsnachteil	anzudrohen,	dass	der	Gläubiger	mit	seinem	Recht	aus-

geschlossen	werde.	
(5)	Wird	das	Aufgebot	auf	Antrag	eines	nach	§	448	Abs.	2	Antragsberechtigten	erlassen,	so	ist	es	

dem	Eigentümer	des	Grundstücks	von	Amts	wegen	mitzuteilen.	
	
§	451	Verfahren	bei	Ausschluss	mittels	Hinterlegung	
(1)	Im	Fall	des	§	1171	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	hat	der	Antragsteller	vor	der	Einleitung	des	

Verfahrens	die	Hinterlegung	des	dem	Gläubiger	gebührenden	Betrags	anzubieten.	
(2)	In	dem	Aufgebot	ist	als	Rechtsnachteil	anzudrohen,	dass	der	Gläubiger	nach	der	Hinterlegung	

des	ihm	gebührenden	Betrags	seine	Befriedigung	statt	aus	dem	Grundstück	nur	noch	aus	dem	hin-
terlegten	Betrag	verlangen	könne	und	sein	Recht	auf	diesen	erlösche,	wenn	er	sich	nicht	vor	dem	
Ablauf	von	30	 Jahren	nach	dem	Erlass	des	Ausschließungsbeschlusses	bei	der	Hinterlegungsstelle	
melde.	
(3)	Hängt	die	Fälligkeit	der	Forderung	von	einer	Kündigung	ab,	erweitert	sich	die	Aufgebotsfrist	

um	die	Kündigungsfrist.	
(4)	Der	Ausschließungsbeschluss	darf	erst	dann	erlassen	werden,	wenn	die	Hinterlegung	erfolgt	

ist.	
	
§	452	Aufgebot	des	Schiffshypothekengläubigers;	örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Für	das	Aufgebotsverfahren	zur	Ausschließung	eines	Schiffshypothekengläubigers	auf	Grund	

der	§§	66	und	67	des	Gesetzes	über	Rechte	an	eingetragenen	Schiffen	und	Schiffsbauwerken	(BGBl.	
III	403-4)	gelten	die	§§	448	bis	451	entsprechend.	Anstelle	der	§§	1170,	1171	und	1179	des	Bürger-
lichen	Gesetzbuchs	sind	die	§§	66,	67,	58	des	genannten	Gesetzes	anzuwenden.	
(2)	Örtlich	zuständig	ist	das	Gericht,	bei	dem	das	Register	für	das	Schiff	oder	Schiffsbauwerk	ge-

führt	wird.	
	
§	453	Aufgebot	des	Berechtigten	bei	Vormerkung,	Vorkaufsrecht,	Reallast	
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(1)	Die	Vorschriften	des	 §	447	Abs.	 2,	 des	 §	448	Abs.	 1,	 der	 §§	449,	 450	Abs.	 1	bis	4	und	der	
§§	451,	452	gelten	entsprechend	für	das	Aufgebotsverfahren	zu	der	in	den	§§	887,	1104,	1112	des	
Bürgerlichen	 Gesetzbuchs,	 §	 13	 des	 Gesetzes	 über	 Rechte	 an	 eingetragenen	 Schiffen	 und	 Schiffs-
bauwerken	(BGBl.	 III,	403-4)	 für	die	Vormerkung,	das	Vorkaufsrecht	und	die	Reallast	bestimmten	
Ausschließung	des	Berechtigten.	
(2)	Antragsberechtigt	ist	auch,	wer	auf	Grund	eines	im	Range	gleich-	oder	nachstehenden	Rechts	

Befriedigung	aus	dem	Grundstück	oder	dem	Schiff	oder	Schiffsbauwerk	verlangen	kann,	wenn	er	für	
seinen	Anspruch	einen	vollstreckbaren	Schuldtitel	erlangt	hat.	Das	Aufgebot	ist	dem	Eigentümer	des	
Grundstücks	oder	des	Schiffes	oder	Schiffsbauwerks	von	Amts	wegen	mitzuteilen.	
	

Abschnitt	4	
Aufgebot	von	Nachlassgläubigern	

	
§	454	Aufgebot	von	Nachlassgläubigern;	örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Für	das	Aufgebotsverfahren	zur	Ausschließung	von	Nachlassgläubigern	auf	Grund	des	§	1970	

des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	gelten	die	nachfolgenden	besonderen	Vorschriften.	
(2)	Örtlich	zuständig	 ist	das	Amtsgericht,	dem	die	Angelegenheiten	des	Nachlassgerichts	oblie-

gen.	 Sind	diese	Angelegenheiten	 einer	 anderen	Behörde	 als	 einem	Amtsgericht	 übertragen,	 so	 ist	
das	Amtsgericht	zuständig,	in	dessen	Bezirk	die	Nachlassbehörde	ihren	Sitz	hat.	
	
§	455	Antragsberechtigter	
(1)	 Antragsberechtigt	 ist	 jeder	 Erbe,	 wenn	 er	 nicht	 für	 die	 Nachlassverbindlichkeiten	 unbe-

schränkt	haftet.	
(2)	Zu	dem	Antrag	sind	auch	ein	Nachlasspfleger,	Nachlassverwalter	und	ein	Testamentsvollstre-

cker	berechtigt,	wenn	ihnen	die	Verwaltung	des	Nachlasses	zusteht.	
(3)	 Der	 Erbe	 und	 der	 Testamentsvollstrecker	 können	 den	 Antrag	 erst	 nach	 der	 Annahme	 der	

Erbschaft	stellen.	
	
§	456	Verzeichnis	der	Nachlassgläubiger	
Dem	 Antrag	 ist	 ein	 Verzeichnis	 der	 bekannten	 Nachlassgläubiger	mit	 Angabe	 ihres	Wohnorts	

beizufügen.	
	
§	457	Nachlassinsolvenzverfahren	
(1)	Das	Aufgebot	soll	nicht	erlassen	werden,	wenn	die	Eröffnung	des	Nachlassinsolvenzverfah-

rens	beantragt	ist.	
(2)	Durch	die	Eröffnung	des	Nachlassinsolvenzverfahrens	wird	das	Aufgebotsverfahren	beendet.	

	
§	458	Inhalt	des	Aufgebots;	Aufgebotsfrist	
(1)	In	dem	Aufgebot	ist	den	Nachlassgläubigern,	die	sich	nicht	melden,	als	Rechtsnachteil	anzu-

drohen,	dass	sie	von	dem	Erben	nur	insoweit	Befriedigung	verlangen	können,	als	sich	nach	Befrie-
digung	der	nicht	ausgeschlossenen	Gläubiger	noch	ein	Überschuss	ergibt;	das	Recht,	vor	den	Ver-
bindlichkeiten	 aus	 Pflichtteilsrechten,	 Vermächtnissen	 und	 Auflagen	 berücksichtigt	 zu	 werden,	
bleibt	unberührt.	
(2)	Die	Aufgebotsfrist	soll	höchstens	sechs	Monate	betragen.	

	
§	459	Forderungsanmeldung	
(1)	In	der	Anmeldung	einer	Forderung	sind	der	Gegenstand	und	der	Grund	der	Forderung	anzu-

geben.	Urkundliche	Beweisstücke	sind	in	Urschrift	oder	in	Abschrift	beizufügen.	
(2)	Das	Gericht	hat	die	Einsicht	der	Anmeldungen	jedem	zu	gestatten,	der	ein	rechtliches	Interes-

se	glaubhaft	macht.	
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§	460	Mehrheit	von	Erben	
(1)	Sind	mehrere	Erben	vorhanden,	kommen	der	von	einem	Erben	gestellte	Antrag	und	der	von	

ihm	 erwirkte	 Ausschließungsbeschluss	 auch	 den	 anderen	 Erben	 zustatten;	 die	 Vorschriften	 des	
Bürgerlichen	Gesetzbuchs	über	die	unbeschränkte	Haftung	bleiben	unberührt.	Als	Rechtsnachteil	ist	
den	Nachlassgläubigern,	die	sich	nicht	melden,	auch	anzudrohen,	dass	jeder	Erbe	nach	der	Teilung	
des	Nachlasses	nur	für	den	seinem	Erbteil	entsprechenden	Teil	der	Verbindlichkeit	haftet.	
(2)	Das	Aufgebot	mit	Androhung	des	in	Absatz	1	Satz	2	bestimmten	Rechtsnachteils	kann	von	je-

dem	Erben	auch	dann	beantragt	werden,	wenn	er	für	die	Nachlassverbindlichkeiten	unbeschränkt	
haftet.	
	
§	461	Nacherbfolge	
Im	Fall	der	Nacherbfolge	ist	§	460	Abs.	1	Satz	1	auf	den	Vorerben	und	den	Nacherben	entspre-

chend	anzuwenden.	
	
§	462	Gütergemeinschaft	
(1)	Gehört	ein	Nachlass	zum	Gesamtgut	der	Gütergemeinschaft,	kann	sowohl	der	Ehegatte,	der	

Erbe	ist,	als	auch	der	Ehegatte,	der	nicht	Erbe	ist,	aber	das	Gesamtgut	allein	oder	mit	seinem	Ehegat-
ten	gemeinschaftlich	verwaltet,	das	Aufgebot	beantragen,	ohne	dass	die	Zustimmung	des	anderen	
Ehegatten	erforderlich	ist.	Die	Ehegatten	behalten	diese	Befugnis,	wenn	die	Gütergemeinschaft	en-
det.	
(2)	 Der	 von	 einem	 Ehegatten	 gestellte	 Antrag	 und	 der	 von	 ihm	 erwirkte	 Ausschließungsbe-

schluss	kommen	auch	dem	anderen	Ehegatten	zustatten.	
(3)	Die	Absätze	1	und	2	finden	auf	Lebenspartnerschaften	entsprechende	Anwendung.	

	
§	463	Erbschaftskäufer	
(1)	Hat	der	Erbe	die	Erbschaft	verkauft,	so	können	sowohl	der	Käufer	als	auch	der	Erbe	das	Auf-

gebot	 beantragen.	 Der	 von	 dem	 einen	 Teil	 gestellte	 Antrag	 und	 der	 von	 ihm	 erwirkte	 Ausschlie-
ßungsbeschluss	 kommen,	 unbeschadet	 der	 Vorschriften	 des	 Bürgerlichen	 Gesetzbuchs	 über	 die	
unbeschränkte	Haftung,	auch	dem	anderen	Teil	zustatten.	
(2)	Diese	 Vorschriften	 gelten	 entsprechend,	wenn	 jemand	 eine	 durch	 Vertrag	 erworbene	 Erb-

schaft	verkauft	oder	sich	zur	Veräußerung	einer	ihm	angefallenen	oder	anderweitig	von	ihm	erwor-
benen	Erbschaft	in	sonstiger	Weise	verpflichtet	hat.	
	
§	464	Aufgebot	der	Gesamtgutsgläubiger	
§	454	Abs.	2	und	die	§§	455	bis	459,	462	und	463	sind	im	Fall	der	 fortgesetzten	Gütergemein-

schaft	auf	das	Aufgebotsverfahren	zur	Ausschließung	von	Gesamtgutsgläubigern	nach	§	1489	Abs.	2	
und	§	1970	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	entsprechend	anzuwenden.	
	

Abschnitt	5	
Aufgebot	der	Schiffsgläubiger	

	
§	465	Aufgebot	der	Schiffsgläubiger	
(1)	 Für	 das	Aufgebotsverfahren	 zur	Ausschließung	 von	 Schiffsgläubigern	 auf	 Grund	des	 §	 110	

des	Binnenschifffahrtsgesetzes	gelten	die	nachfolgenden	Absätze.	
(2)	Örtlich	zuständig	ist	das	Gericht,	in	dessen	Bezirk	sich	der	Heimathafen	oder	der	Heimatort	

des	Schiffes	befindet.	
(3)	Unterliegt	das	Schiff	der	Eintragung	in	das	Schiffsregister,	kann	der	Antrag	erst	nach	der	Ein-

tragung	der	Veräußerung	des	Schiffes	gestellt	werden.	
(4)	Der	Antragsteller	hat	die	ihm	bekannten	Forderungen	von	Schiffsgläubigern	anzugeben.	
(5)	Die	Aufgebotsfrist	muss	mindestens	drei	Monate	betragen.	
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(6)	In	dem	Aufgebot	ist	den	Schiffsgläubigern,	die	sich	nicht	melden,	als	Rechtsnachteil	anzudro-
hen,	dass	ihre	Pfandrechte	erlöschen,	wenn	ihre	Forderungen	dem	Antragsteller	nicht	bekannt	sind.	
	

Abschnitt	6	
Aufgebot	zur	Kraftloserklärung	von	Urkunden	

	
§	466	Örtliche	Zuständigkeit	
(1)	Für	das	Aufgebotsverfahren	ist	das	Gericht	örtlich	zuständig,	in	dessen	Bezirk	der	in	der	Ur-

kunde	bezeichnete	Erfüllungsort	 liegt.	Enthält	die	Urkunde	eine	 solche	Bezeichnung	nicht,	 ist	das	
Gericht	örtlich	zuständig,	bei	dem	der	Aussteller	seinen	allgemeinen	Gerichtsstand	hat,	und	 in	Er-
mangelung	eines	solchen	Gerichts	dasjenige,	bei	dem	der	Aussteller	zur	Zeit	der	Ausstellung	seinen	
allgemeinen	Gerichtsstand	gehabt	hat.	
(2)	 Ist	die	Urkunde	über	ein	 im	Grundbuch	eingetragenes	Recht	ausgestellt,	 ist	das	Gericht	der	

belegenen	Sache	ausschließlich	örtlich	zuständig.	
(3)	Wird	das	Aufgebot	durch	ein	anderes	als	das	nach	dieser	Vorschrift	örtlich	zuständige	Gericht	

erlassen,	ist	das	Aufgebot	auch	durch	Aushang	an	der	Gerichtstafel	oder	Einstellung	in	das	Informa-
tionssystem	des	letzteren	Gerichts	öffentlich	bekannt	zu	machen.	
	
§	467	Antragsberechtigter	
(1)	 Bei	 Papieren,	 die	 auf	 den	 Inhaber	 lauten	 oder	 die	 durch	 Indossament	 übertragen	werden	

können	und	mit	einem	Blankoindossament	versehen	sind,	ist	der	bisherige	Inhaber	des	abhanden-
gekommenen	oder	vernichteten	Papiers	berechtigt,	das	Aufgebotsverfahren	zu	beantragen.	
(2)	Bei	anderen	Urkunden	 ist	derjenige	zur	Stellung	des	Antrags	berechtigt,	der	das	Recht	aus	

der	Urkunde	geltend	machen	kann.	
	
§	468	Antragsbegründung	
Der	Antragsteller	hat	zur	Begründung	des	Antrags	
1.		eine	Abschrift	der	Urkunde	beizubringen	oder	den	wesentlichen	Inhalt	der	Urkunde	und	alles	
anzugeben,	was	zu	ihrer	vollständigen	Erkennbarkeit	erforderlich	ist,	

2.		den	Verlust	der	Urkunde	sowie	diejenigen	Tatsachen	glaubhaft	zu	machen,	von	denen	seine	
Berechtigung	abhängt,	das	Aufgebotsverfahren	zu	beantragen,	sowie	

3.		die	Versicherung	der	Wahrheit	seiner	Angaben	an	Eides	statt	anzubieten.	
	
§	469	Inhalt	des	Aufgebots	
In	dem	Aufgebot	ist	der	Inhaber	der	Urkunde	aufzufordern,	seine	Rechte	bei	dem	Gericht	bis	zum	

Anmeldezeitpunkt	 anzumelden	 und	 die	 Urkunde	 vorzulegen.	 Als	 Rechtsnachteil	 ist	 anzudrohen,	
dass	die	Urkunde	für	kraftlos	erklärt	werde.	
	
§	470	Ergänzende	Bekanntmachung	in	besonderen	Fällen	
Betrifft	das	Aufgebot	ein	auf	den	Inhaber	lautendes	Papier	und	ist	in	der	Urkunde	vermerkt	oder	

in	 den	 Bestimmungen,	 unter	 denen	 die	 erforderliche	 staatliche	 Genehmigung	 erteilt	 worden	 ist,	
vorgeschrieben,	dass	die	öffentliche	Bekanntmachung	durch	bestimmte	andere	Blätter	zu	erfolgen	
habe,	 so	muss	 die	Bekanntmachung	 auch	durch	Veröffentlichung	 in	 diesen	Blättern	 erfolgen.	Das	
Gleiche	gilt	bei	Schuldverschreibungen,	die	von	einem	deutschen	Land	oder	 früheren	Bundesstaat	
ausgegeben	sind,	wenn	die	öffentliche	Bekanntmachung	durch	bestimmte	Blätter	 landesgesetzlich	
vorgeschrieben	ist.	Zusätzlich	kann	die	öffentliche	Bekanntmachung	in	einem	von	dem	Gericht	für	
Bekanntmachungen	 bestimmten	 elektronischen	 Informations-	 und	 Kommunikationssystem	 erfol-
gen.	
	
§	471	Wertpapiere	mit	Zinsscheinen	
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(1)	Bei	Wertpapieren,	für	die	von	Zeit	zu	Zeit	Zins-,	Renten-	oder	Gewinnanteilscheine	ausgege-
ben	werden,	ist	der	Anmeldezeitpunkt	so	zu	bestimmen,	dass	bis	zu	dem	Termin	der	erste	einer	seit	
der	Zeit	des	glaubhaft	gemachten	Verlustes	ausgegebenen	Reihe	von	Zins-,	Renten-	oder	Gewinnan-
teilscheinen	fällig	geworden	ist	und	seit	seiner	Fälligkeit	sechs	Monate	abgelaufen	sind.	
(2)	 Vor	 Erlass	 des	 Ausschließungsbeschlusses	 hat	 der	 Antragsteller	 ein	 nach	 Ablauf	 dieser	

sechsmonatigen	 Frist	 ausgestelltes	 Zeugnis	 der	 betreffenden	 Behörde,	 Kasse	 oder	 Anstalt	 beizu-
bringen,	dass	die	Urkunde	seit	der	Zeit	des	glaubhaft	gemachten	Verlustes	 ihr	zur	Ausgabe	neuer	
Scheine	nicht	vorgelegt	sei	und	dass	die	neuen	Scheine	an	einen	anderen	als	den	Antragsteller	nicht	
ausgegeben	seien.	
	
§	472	Zinsscheine	für	mehr	als	vier	Jahre	
(1)	Bei	Wertpapieren,	für	die	Zins-,	Renten-	oder	Gewinnanteilscheine	zuletzt	für	einen	längeren	

Zeitraum	als	vier	Jahre	ausgegeben	sind,	genügt	es,	wenn	der	Anmeldezeitpunkt	so	bestimmt	wird,	
dass	bis	dahin	seit	der	Zeit	des	glaubhaft	gemachten	Verlustes	von	den	zuletzt	ausgegebenen	Schei-
nen	solche	für	vier	Jahre	fällig	geworden	und	seit	der	Fälligkeit	des	letzten	derselben	sechs	Monate	
abgelaufen	sind.	Scheine	für	Zeitabschnitte,	für	die	keine	Zinsen,	Renten	oder	Gewinnanteile	gezahlt	
werden,	kommen	nicht	in	Betracht.	
(2)	 Vor	 Erlass	 des	 Ausschließungsbeschlusses	 hat	 der	 Antragsteller	 ein	 nach	 Ablauf	 dieser	

sechsmonatigen	 Frist	 ausgestelltes	 Zeugnis	 der	 betreffenden	 Behörde,	 Kasse	 oder	 Anstalt	 beizu-
bringen,	dass	die	 für	die	bezeichneten	vier	 Jahre	und	später	 fällig	gewordenen	Scheine	 ihr	von	ei-
nem	anderen	als	dem	Antragsteller	nicht	vorgelegt	seien.	Hat	in	der	Zeit	seit	dem	Erlass	des	Aufge-
bots	eine	Ausgabe	neuer	Scheine	stattgefunden,	so	muss	das	Zeugnis	auch	die	 in	§	471	Abs.	2	be-
zeichneten	Angaben	enthalten.232	
	
§	473	Vorlegung	der	Zinsscheine	
Die	§§	471	und	472	sind	 insoweit	nicht	anzuwenden,	als	die	Zins-,	Renten-	oder	Gewinnanteil-

scheine,	 deren	 Fälligkeit	 nach	 diesen	 Vorschriften	 eingetreten	 sein	 muss,	 von	 dem	 Antragsteller	
vorgelegt	werden.	Der	Vorlegung	der	 Scheine	 steht	 es	 gleich,	wenn	das	Zeugnis	der	betreffenden	
Behörde,	Kasse	oder	Anstalt	beigebracht	wird,	dass	die	fällig	gewordenen	Scheine	ihr	von	dem	An-
tragsteller	vorgelegt	worden	seien.233	
	
§	474	Abgelaufene	Ausgabe	der	Zinsscheine	
Bei	Wertpapieren,	 für	die	Zins-,	Renten-	oder	Gewinnanteilscheine	ausgegeben	sind,	aber	nicht	

mehr	ausgegeben	werden,	ist	der	Anmeldezeitpunkt	so	zu	bestimmen,	dass	bis	dahin	seit	der	Fällig-
keit	des	letzten	ausgegebenen	Scheines	sechs	Monate	abgelaufen	sind;	das	gilt	nicht,	wenn	die	Vo-
raussetzungen	der	§§	471	und	472	gegeben	sind.	
	
§	475	Anmeldezeitpunkt	bei	bestimmter	Fälligkeit	
Ist	 in	einer	Schuldurkunde	eine	Verfallzeit	 angegeben,	die	 zur	Zeit	der	ersten	Veröffentlichung	

des	 Aufgebots	 im	 Bundesanzeiger	 noch	 nicht	 eingetreten	 ist,	 und	 sind	 die	 Voraussetzungen	 der	
§§	471	bis	474	nicht	gegeben,	ist	der	Anmeldezeitpunkt	so	zu	bestimmen,	dass	seit	dem	Verfalltag	
sechs	Monate	abgelaufen	sind.234	

	
232		 ÄNDERUNGEN	
	 15.10.2016.—Artikel	2	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	2016	(BGBl.	I	S.	2222)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„der	zuletzt	ausgegebenen	Scheine“	durch	„von	den	zuletzt	ausgegebenen	Scheinen“	ersetzt.	
233		 ÄNDERUNGEN	
	 15.10.2016.—Artikel	2	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	11.	Oktober	2016	(BGBl.	I	S.	2222)	hat	in	Satz	1	„§§	470	

und	471“	durch	„§§	471	und	472“	ersetzt.	
234		 ÄNDERUNGEN	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Gesetz	über	das	Verfahren	in	Familiensachen	und	in	den	Angelegenheiten		
der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	(FamFG)	(Stand:	27.02.2024)	

147	

	
§	476	Aufgebotsfrist	
Die	Aufgebotsfrist	soll	höchstens	ein	Jahr	betragen.	

	
§	477	Anmeldung	der	Rechte	
Meldet	der	Inhaber	der	Urkunde	vor	dem	Erlass	des	Ausschließungsbeschlusses	seine	Rechte	un-

ter	Vorlegung	der	Urkunde	 an,	 hat	 das	Gericht	den	Antragsteller	 hiervon	 zu	benachrichtigen	und	
ihm	 innerhalb	 einer	 zu	bestimmenden	Frist	die	Möglichkeit	 zu	geben,	 in	die	Urkunde	Einsicht	 zu	
nehmen	und	eine	Stellungnahme	abzugeben.	
	
§	478	Ausschließungsbeschluss	
(1)	In	dem	Ausschließungsbeschluss	ist	die	Urkunde	für	kraftlos	zu	erklären.	
(2)	Der	Ausschließungsbeschluss	ist	seinem	wesentlichen	Inhalt	nach	durch	Veröffentlichung	im	

Bundesanzeiger	bekannt	zu	machen.	§	470	gilt	entsprechend.	
(3)	In	gleicher	Weise	 ist	die	auf	eine	Beschwerde	ergangene	Entscheidung	bekannt	zu	machen,	

soweit	durch	sie	die	Kraftloserklärung	aufgehoben	wird.235	
	
§	479	Wirkung	des	Ausschließungsbeschlusses	
(1)	 Derjenige,	 der	 den	 Ausschließungsbeschluss	 erwirkt	 hat,	 ist	 dem	 durch	 die	 Urkunde	 Ver-

pflichteten	gegenüber	berechtigt,	die	Rechte	aus	der	Urkunde	geltend	zu	machen.	
(2)	 Wird	 der	 Ausschließungsbeschluss	 im	 Beschwerdeverfahren	 aufgehoben,	 bleiben	 die	 auf	

Grund	des	Ausschließungsbeschlusses	von	dem	Verpflichteten	bewirkten	Leistungen	auch	Dritten,	
insbesondere	dem	Beschwerdeführer,	gegenüber	wirksam,	es	 sei	denn,	dass	der	Verpflichtete	zur	
Zeit	der	Leistung	die	Aufhebung	des	Ausschließungsbeschlusses	gekannt	hat.	
	
§	480	Zahlungssperre	
(1)	Bezweckt	das	Aufgebotsverfahren	die	Kraftloserklärung	eines	auf	den	Inhaber	lautenden	Pa-

piers,	so	hat	das	Gericht	auf	Antrag	an	den	Aussteller	sowie	an	die	in	dem	Papier	und	die	von	dem	
Antragsteller	bezeichneten	Zahlstellen	das	Verbot	zu	erlassen,	an	den	Inhaber	des	Papiers	eine	Leis-
tung	zu	bewirken,	insbesondere	neue	Zins-,	Renten-	oder	Gewinnanteilscheine	oder	einen	Erneue-
rungsschein	auszugeben	(Zahlungssperre).	Mit	dem	Verbot	ist	die	Benachrichtigung	von	der	Einlei-
tung	des	Aufgebotsverfahrens	zu	verbinden.	Das	Verbot	ist	 in	gleicher	Weise	wie	das	Aufgebot	öf-
fentlich	bekannt	zu	machen.	
(2)	Ein	Beschluss,	durch	den	der	Antrag	auf	Erlass	einer	Zahlungssperre	zurückgewiesen	wird,	

ist	mit	der	sofortigen	Beschwerde	in	entsprechender	Anwendung	der	§§	567	bis	572	der	Zivilpro-
zessordnung	anfechtbar.	
(3)	Das	an	den	Aussteller	erlassene	Verbot	ist	auch	den	Zahlstellen	gegenüber	wirksam,	die	nicht	

in	dem	Papier	bezeichnet	sind.	
(4)	 Die	 Einlösung	 der	 vor	 dem	Verbot	 ausgegebenen	 Zins-,	 Renten-	 oder	 Gewinnanteilscheine	

wird	von	dem	Verbot	nicht	betroffen.	
	
§	481	Entbehrlichkeit	des	Zeugnisses	nach	§	471	Abs.	2	
Wird	 die	 Zahlungssperre	 angeordnet,	 bevor	 seit	 der	 Zeit	 des	 glaubhaft	 gemachten	 Verlustes		

Zins-,	 Renten-	 oder	 Gewinnanteilscheine	 ausgegeben	 worden	 sind,	 so	 ist	 die	 Beibringung	 des	 in	
§	471	Abs.	2	vorgeschriebenen	Zeugnisses	nicht	erforderlich.	

	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Abs.	32	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	3044)	hat	„elektroni-

schen“	vor	„Bundesanzeiger“	gestrichen.	
235		 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Abs.	32	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	 (BGBl.	 I	 S.	 3044)	hat	 in	Abs.	2	

Satz	1	„elektronischen“	vor	„Bundesanzeiger“	gestrichen.	
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§	482	Aufhebung	der	Zahlungssperre	
(1)	Wird	das	in	Verlust	gekommene	Papier	dem	Gericht	vorgelegt	oder	wird	das	Aufgebotsver-

fahren	ohne	Erlass	 eines	Ausschließungsbeschlusses	 erledigt,	 so	 ist	 die	 Zahlungssperre	 von	Amts	
wegen	aufzuheben.	Das	Gleiche	gilt,	wenn	die	Zahlungssperre	vor	der	Einleitung	des	Aufgebotsver-
fahrens	angeordnet	worden	ist	und	die	Einleitung	nicht	binnen	sechs	Monaten	nach	der	Beseitigung	
des	ihr	entgegenstehenden	Hindernisses	beantragt	wird.	Ist	das	Aufgebot	oder	die	Zahlungssperre	
öffentlich	bekannt	gemacht	worden,	 so	 ist	die	Erledigung	des	Verfahrens	oder	die	Aufhebung	der	
Zahlungssperre	von	Amts	wegen	durch	den	Bundesanzeiger	bekannt	zu	machen.	
(2)	Wird	das	Papier	vorgelegt,	ist	die	Zahlungssperre	erst	aufzuheben,	nachdem	dem	Antragstel-

ler	die	Einsicht	nach	Maßgabe	des	§	477	gestattet	worden	ist.	
(3)	 Der	 Beschluss,	 durch	 den	 die	 Zahlungssperre	 aufgehoben	wird,	 ist	 mit	 der	 sofortigen	 Be-

schwerde	in	entsprechender	Anwendung	der	§§	567	bis	572	der	Zivilprozessordnung	anfechtbar.236	
	
§	483	Hinkende	Inhaberpapiere	
Bezweckt	das	Aufgebotsverfahren	die	Kraftloserklärung	einer	Urkunde	der	in	§	808	des	Bürger-

lichen	Gesetzbuchs	bezeichneten	Art,	gelten	§	466	Abs.	3,	die	§§	470	und	478	Abs.	2	Satz	2	sowie	die	
§§	480	bis	482	entsprechend.	Die	Landesgesetze	können	über	die	Veröffentlichung	des	Aufgebots	
und	der	in	§	478	Abs.	2,	3	und	in	den	§§	480,	482	vorgeschriebenen	Bekanntmachungen	sowie	über	
die	Aufgebotsfrist	abweichende	Vorschriften	erlassen.	
	
§	484	Vorbehalt	für	die	Landesgesetzgebung	
(1)	Bei	Aufgeboten	auf	Grund	der	§§	887,	927,	1104,	1112,	1162,	1170,	1171	des	Bürgerlichen	

Gesetzbuchs,	des	§	110	des	Binnenschifffahrtsgesetzes,	der	§§	6,	13,	66,	67	des	Gesetzes	über	Rechte	
an	eingetragenen	Schiffen	und	Schiffsbauwerken	(BGBl.	III	403-4)	und	der	§§	13,	66,	67	des	Geset-
zes	über	Rechte	an	Luftfahrzeugen	können	die	Landesgesetze	die	Art	der	Veröffentlichung	des	Auf-
gebots	und	des	Ausschließungsbeschlusses	 sowie	die	Aufgebotsfrist	 anders	bestimmen	als	 in	den	
§§	435,	437	und	441	vorgeschrieben	ist.	
(2)	Bei	Aufgeboten,	die	auf	Grund	des	§	1162	des	Bürgerlichen	Gesetzbuchs	ergehen,	können	die	

Landesgesetze	die	Art	der	Veröffentlichung	des	Aufgebots,	des	Ausschließungsbeschlusses	und	des	
in	§	478	Abs.	2	und	3	bezeichneten	Beschlusses	sowie	die	Aufgebotsfrist	auch	anders	bestimmen,	als	
in	den	§§	470,	475,	476	und	478	vorgeschrieben	ist.	
	

Buch	9	
Schlussvorschriften	

	
§	485	Verhältnis	zu	anderen	Gesetzen	
Artikel	1	Abs.	2	und	die	Artikel	2	und	50	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	

sind	entsprechend	anzuwenden.	
	
§	486	Landesrechtliche	Vorbehalte;	Ergänzungs-	und	Ausführungsbestimmungen	
(1)	 Soweit	 das	Einführungsgesetz	 zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	Rechtsgebiete	 der	 Landesge-

setzgebung	 vorbehält,	 gilt	 dieser	 Vorbehalt	 auch	 für	 die	 entsprechenden	 Verfahrensvorschriften,	
soweit	sie	Gegenstand	dieses	Gesetzes	sind.	
(2)	 Durch	 Landesgesetz	 können	 Vorschriften	 zur	 Ergänzung	 und	 Ausführung	 dieses	 Gesetzes,	

einschließlich	 der	 erforderlichen	 Übergangsvorschriften	 erlassen	 werden.	 Dies	 gilt	 auch,	 soweit	
keine	Vorbehalte	für	die	Landesgesetzgebung	bestehen.	

	
236		 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	2	Abs.	32	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	 (BGBl.	 I	 S.	 3044)	hat	 in	Abs.	1	

Satz	3	„elektronischen“	vor	„Bundesanzeiger“	gestrichen.	
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(3)	§	378	Absatz	3	gilt	nicht,	soweit	Anmeldungen	von	einer	gemäß	§	68	des	Beurkundungsge-
setzes	nach	Landrecht	zuständigen	Person	oder	Stelle	öffentlich	beglaubigt	worden	sind.237	
	
§	487	Nachlassauseinandersetzung;	Auseinandersetzung	einer	Gütergemeinschaft	
(1)	Unberührt	bleiben	die	landesrechtlichen	Vorschriften,	
1.		nach	denen	das	Nachlassgericht	die	Auseinandersetzung	eines	Nachlasses	von	Amts	wegen	zu	
vermitteln	hat,	wenn	diese	nicht	binnen	einer	bestimmten	Frist	erfolgt	ist;	

2.		nach	denen	andere	als	gerichtliche	Behörden	für	die	den	Amtsgerichten	nach	§	373	Absatz	2	
obliegenden	Aufgaben	zuständig	sind;	

3.		nach	denen	 in	Baden-Württemberg	 in	den	Fällen	des	§	363	anstelle	der	Notare	oder	neben	
diesen	andere	Stellen	die	Auseinandersetzung	vermitteln;	

4.	 die	das	Verfahren	in	den	Fällen	nach	Nummer	3	betreffen.	
(2)	Auf	die	Auseinandersetzung	nach	Absatz	1	Nr.	1	sind	die	§§	365	bis	372	anzuwenden.238	

	
§	488	Verfahren	vor	landesgesetzlich	zugelassenen	Behörden	
(1)	Sind	für	die	in	den	§§	1	und	363	genannten	Angelegenheiten	nach	Landesgesetz	andere	Be-

hörden	zuständig,	gelten	die	Vorschriften	des	Buches	1	mit	Ausnahme	der	§§	6,	15	Abs.	2,	der	§§	25,	
41	Abs.	1	und	des	§	46	auch	für	diese	Behörden.	
(2)	Als	nächsthöheres	gemeinsames	Gericht	nach	§	5	gilt	das	Gericht,	welches	das	nächsthöhere	

gemeinsame	Gericht	für	die	Amtsgerichte	ist,	in	deren	Bezirk	die	Behörden	ihren	Sitz	haben.	Durch	
Landesgesetz	kann	bestimmt	werden,	dass,	wenn	die	Behörden	 in	dem	Bezirk	desselben	Amtsge-
richts	ihren	Sitz	haben,	dieses	als	nächsthöheres	gemeinsames	Gericht	zuständig	ist.	
(3)	 Die	 Vorschriften	 des	 Gerichtsverfassungsgesetzes	 über	 die	 Gerichtssprache,	 die	 Verständi-

gung	mit	dem	Gericht	sowie	zur	Rechtshilfe	sind	entsprechend	anzuwenden.	Die	Verpflichtung	der	
Gerichte,	Rechtshilfe	zu	leisten,	bleibt	unberührt.239	
	
§	489	Rechtsmittel	
(1)	Sind	für	die	 in	§	1	genannten	Angelegenheiten	nach	Landesgesetz	anstelle	der	Gerichte	Be-

hörden	zuständig,	kann	durch	Landesgesetz	bestimmt	werden,	dass	für	die	Abänderung	einer	Ent-
scheidung	dieser	Behörde	das	Amtsgericht	 zuständig	 ist,	 in	 dessen	Bezirk	 die	Behörde	 ihren	 Sitz	
hat.	Auf	das	Verfahren	sind	die	§§	59	bis	69	entsprechend	anzuwenden.	
(2)	Gegen	die	Entscheidung	des	Amtsgerichts	findet	die	Beschwerde	statt.	

	
§	490	Landesrechtliche	Aufgebotsverfahren	

	
237		 ÄNDERUNGEN	
	 09.06.2017.—Artikel	4	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2017	(BGBl.	I	S.	1396)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
238		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	10	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	Abs.	1	neu	ge-

fasst.	Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Unberührt	bleiben	die	landesrechtlichen	Vorschriften,	nach	denen	

1.		 das	 Nachlassgericht	 die	 Auseinandersetzung	 eines	 Nachlasses	 von	 Amts	 wegen	 zu	 vermitteln	
hat,	wenn	diese	nicht	binnen	einer	bestimmten	Frist	erfolgt	ist;	

2.		 für	die	den	Amtsgerichten	nach	§	373	obliegenden	Aufgaben	andere	als	gerichtliche	Behörden	
zuständig	sind;	

3.		 in	den	Fällen	der	§§	363	und	373	anstelle	der	Gerichte	oder	neben	diesen	Notare	die	Auseinan-
dersetzung	zu	vermitteln	haben.“	

	 Artikel	7	Nr.	10	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„§§	364“	durch	„§§	365“	ersetzt.	
239		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	in	Abs.	1	„§	1“	durch	

„den	§§	1	und	363“	ersetzt	und	„als	gerichtliche“	nach	„andere“	gestrichen.	
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Die	Landesgesetze	können	bei	Aufgeboten,	deren	Zulässigkeit	auf	 landesgesetzlichen	Vorschrif-
ten	 beruht,	 die	 Anwendung	 der	 Bestimmungen	 über	 das	 Aufgebotsverfahren	 ausschließen	 oder	
diese	Bestimmungen	durch	andere	Vorschriften	ersetzen.	
	
§	491	Landesrechtliche	Vorbehalte	bei	Verfahren	zur	Kraftloserklärung	von	Urkunden	
Unberührt	 bleiben	 die	 landesgesetzlichen	 Vorschriften,	 durch	 die	 für	 das	 Aufgebotsverfahren	

zum	Zweck	 der	Kraftloserklärung	 von	 Schuldverschreibungen	 auf	 den	 Inhaber,	 die	 ein	 deutsches	
Land	oder	früherer	Bundesstaat	oder	eine	ihm	angehörende	Körperschaft,	Stiftung	oder	Anstalt	des	
öffentlichen	Rechts	ausgestellt	oder	für	deren	Bezahlung	ein	deutsches	Land	oder	früherer	Bundes-
staat	die	Haftung	übernommen	hat,	ein	bestimmtes	Amtsgericht	für	ausschließlich	zuständig	erklärt	
wird.	 Bezweckt	 das	Aufgebot	 die	Kraftloserklärung	 einer	Urkunde	 der	 in	 §	 808	des	Bürgerlichen	
Gesetzbuchs	bezeichneten	Art,	gilt	Satz	1	entsprechend.	
	
§	492	Anwendbare	Vorschriften	bei	Zuständigkeit	von	Notaren	
(1)	Wird	in	Verfahren	nach	§	342	Absatz	2	Nummer	1	ein	Notar	anstelle	des	Amtsgerichts	tätig,	

so	sind	die	für	das	Amtsgericht	geltenden	Vorschriften	entsprechend	anzuwenden.	Der	Notar	nimmt	
die	Aufgaben	des	Richters,	des	Rechtspflegers	und	des	Urkundsbeamten	der	Geschäftsstelle	wahr.	
Geschäftsstelle	 sind	 die	 Geschäftsräume	 des	 Notars.	 Anstelle	 von	 Justizbediensteten	 handelt	 der	
Gerichtsvollzieher.	 Die	 Ausführung	 der	 vom	 Notar	 bewilligten	 öffentlichen	 Zustellung	 erfolgt	 auf	
dessen	Ersuchen	durch	das	Amtsgericht,	in	dessen	Bezirk	sich	der	Amtssitz	des	Notars	befindet.	
(2)	Ist	gegen	die	Entscheidung	des	Notars	nach	den	allgemeinen	verfahrensrechtlichen	Vorschrif-

ten	 ein	 Rechtsmittel	 nicht	 gegeben,	 so	 findet	 die	 Erinnerung	 statt,	 die	 innerhalb	 der	 für	 die	 Be-
schwerde	geltenden	Frist	beim	Notar	einzulegen	ist.	Der	Notar	kann	der	Erinnerung	abhelfen.	Erin-
nerungen,	denen	er	nicht	abhilft,	 legt	er	dem	Amtsgericht	vor,	 in	dessen	Bezirk	sich	sein	Amtssitz	
befindet.	Auf	die	Erinnerung	sind	im	Übrigen	die	Vorschriften	über	die	Beschwerde	sinngemäß	an-
zuwenden.	
(3)	Verfügungen,	Beschlüsse	oder	Zeugnisse	des	Notars,	die	nach	den	Vorschriften	dieses	Geset-

zes	wirksam	geworden	sind	und	nicht	mehr	geändert	werden	können,	sind	mit	der	Erinnerung	nicht	
anfechtbar.240	
	
§	493	Übergangsvorschriften	
(1)	Für	bis	zum	Inkrafttreten	des	Gesetzes	zur	Übertragung	von	Aufgaben	im	Bereich	der	freiwil-

ligen	Gerichtsbarkeit	auf	Notare	vom	26.	 Juni	2013	(BGBl.	 I	S.	1800)	am	1.	September	2013	bean-
tragte	Auseinandersetzungen	gemäß	den	§§	363	bis	373	ist	das	Gesetz	über	das	Verfahren	in	Fami-
liensachen	und	in	den	Angelegenheiten	der	freiwilligen	Gerichtsbarkeit	 in	der	bis	dahin	geltenden	
Fassung	anzuwenden.	
(2)	Auf	vereinfachte	Verfahren	über	den	Unterhalt	Minderjähriger	nach	den	§§	249	bis	260,	die	

bis	zum	31.	Dezember	2016	beantragt	wurden,	sind	die	§§	249	bis	260	in	der	bis	dahin	geltenden	
Fassung	weiter	anzuwenden.	
(3)	 Für	Anmeldungen,	 die	 bis	 einschließlich	8.	 Juni	 2017	beurkundet	 oder	beglaubigt	wurden,	

findet	§	378	Absatz	3	keine	Anwendung.	
(4)	§	158a	findet	keine	Anwendung	in	Verfahren,	in	denen	ein	Verfahrensbeistand	vor	dem	1.	Ja-

nuar	2022	bestellt	worden	ist.	
(5)	Wenn	 Betreuung	 oder	 Einwilligungsvorbehalt	 vor	 dem	 1.	 Januar	 2023	 angeordnet	wurde,	

müssen	erstmalige	Entscheidungen	über	die	Aufhebung	oder	Verlängerung	der	Maßnahme	abwei-
chend	von	den	in	§	294	Absatz	3	Satz	2	und	§	295	Absatz	2	Satz	2	genannten	Fristen	zu	folgenden	
Zeitpunkten	erfolgen:	

	
240		 QUELLE	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	in	der	Fassung	des	Arti-

kels	44	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2013	(BGBl.	I	S.	2586)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
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1.		über	Maßnahmen,	die	bis	 zum	Ablauf	des	30.	 Juni	2022	angeordnet	wurden,	bis	 spätestens	
zum	Ablauf	des	30.	Juni	2024,	

2.		über	Maßnahmen,	 die	 zwischen	 dem	1.	 Juli	 2022	und	dem	31.	Dezember	 2022	 angeordnet	
wurden,	spätestens	zwei	Jahre	nach	der	Anordnung.241	

	
	

	
241		 QUELLE	
	 01.09.2013.—Artikel	7	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1800)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2017.—Artikel	2	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	November	2015	(BGBl.	I	S.	2018)	hat	die	Über-

schrift	neu	gefasst.	Die	neue	Fassung	lautet:	„Übergangsvorschriften“.	
	 Artikel	2	Nr.	8	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 09.06.2017.—Artikel	4	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2017	(BGBl.	I	S.	1396)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
	 01.07.2021.—Artikel	5	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	16.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	1810)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.01.2023.—Artikel	22	des	Gesetzes	vom	22.	Februar	2023	(BGBl.	I	Nr.	51)	hat	Abs.	5	eingefügt.	


